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Unbezahlbare Nahrungsmittel – stark gestiegene Nachfrage 
oder Agrarrohstoffe als Anlageklasse: was sind die Ursachen?

Der steile Anstieg der Nahrungsmittelpreise hat zu einer allgemeinen Verunsiche-
rung geführt. Nach Ansicht von Joachim von Braun, International Food Policy 
Research Institute, Washington, können die Lebensmittelpreise langfristig nur
durch eine Steigerung der Produktion stabilisiert werden. Vor allem sollten die Re-
gierungen in den Entwicklungsländern ihre mittel- und langfristigen Investitionen in
ländliche Infrastruktur, landwirtschaftliche Forschung und Beratung sowie den
Marktzugang für Kleinbauern intensivieren. Unterstützung findet diese Auffassung
durch Hans-Joachim Preuß, Deutsche Welthungerhilfe e.V. Für ihn kann Ernäh-
rungssicherheit langfristig nur erreicht werden, wenn die ländliche Entwicklung
wieder ein Schwerpunkt der Entwicklungszusammenarbeit wird und mehr Gelder
für die Landwirtschaft zur Verfügung gestellt werden. Und auch für Ralf Südhoff,
UN World Food Programme (WFP), liegt die größte Herausforderung der aktuellen
Krise in der Landwirtschaft selbst. Ein massiver Ausbau des Nahrungsangebots
sei nötig – und das größte Potential liege in den Entwicklungsländern selbst.
Christian Henning, Universität Kiel sieht die vorrangige Aufgabe der Politik darin,
Rahmenbedingungen für funktionierende internationale Märkte zu schaffen, in de-
nen relative Knappheitsverhältnisse unverzerrt durch entsprechende Preisent-
wicklungen signalisiert werden: »Denn das beste Mittel gegen hohe Nahrungsmit-
telpreise sind hohe Nahrungsmittelpreise.« Dieter Kirschke und Astrid Häger,
Humboldt-Universität zu Berlin, verweisen ebenfalls auf die Weltagrarmärkte, auf
denen Marktorientierung und Wettbewerbsfähigkeit in den Vordergrund treten
und – angesichts der erwarteten Agrarpreisentwicklung – neue Perspektiven und
Chancen angeboten werden.

Anmerkungen zur Mindestlohndebatte: 
Elastizitäten, Strukturparameter und Topfschlagen
Bernd Fitzenberger

In diesem Beitrag weist Bernd Fitzenberger, Universität Freiburg, auf einige wirt-
schaftstheoretische Aspekte hin, die seiner Meinung nach in der aktuellen Debat-
te in Deutschland bisher nicht hinreichend beachtet wurden, und diskutiert rele-
vante empirischen Ansätze. Er kommt zu dem Ergebnis, dass ein flächendecken-
der Mindestlohn kein »zielgruppenorientiertes Mittel der Armutsbekämpfung« sei.
Angesichts des aktuellen Diskussionsstandes könne er der Einführung eines noch
so moderaten Mindestlohns nicht zustimmen. Allerdings seien Umstände denkbar,
unter denen die Einführung eines moderaten Mindestlohns sinnvoll wäre. 

Institutionen und Wirtschaftswachstum in den OECD-Ländern
Theo Eicher, Wolfgang Ochel, Oliver Röhn und Anja Rohwer

Für einzelne Länder ist es von Interesse zu erfahren, ob ihre institutionellen Rege-
lungen diejenigen Eigenschaften aufweisen, mit denen erfahrungsgemäß ein ho-
hes Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens erreicht werden kann. Eine solche Ein-
schätzung kann mit dem vom ifo Institut in Zusammenarbeit mit Theo Eicher, Uni-
versity of Washington, Seattle, entwickelten Institutionenindex vorgenommen
werden. Er basiert auf einem Verfahren, mit dem solche Institutionen identifiziert
werden, die in hohem Maße zum Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens beitra-
gen, und gestattet es, das Institutionengefüge von Ländern und seine Verände-
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rungen miteinander zu vergleichen. Die stärkste Verbesserung ihrer institutionellen
Wachstumsbedingungen gemessen an der Rangposition konnten Neuseeland,
Australien und Finnland erreichen. Die größten Einbußen im Länderranking muss-
te Japan hinnehmen. Lag Japan 1994 noch auf Rang 2, so nahm es 2007 die
Rangposition 14 beim Institutionenindex ein. Ein weiteres Land, das relativ zu an-
deren Ländern verloren hat, ist Norwegen. Es verschlechterte sich von Rang 6 auf
Rang 13. Deutschland nimmt bei dem Insitutionenindex eine gute Mittellage ein.
Im Vergleich mit anderen OECD-Ländern weist das deutsche Institutionengefüge
eine relativ gute Qualität auf. Im Jahr 1994 nahm Deutschland die 7. und 2007 die
11. Rangposition ein. Deutschland zeichnet sich insbesondere durch gute institu-
tionelle Rahmenbedingungen aus. Es verfügt über eine ausgezeichnete Verwal-
tung, die Eigentumsrechte werden geschützt, das Land ist politisch stabil, und es
herrscht weitgehend Recht und Ordnung. Andererseits ist Deutschland nicht frei
von Korruption und das Vertrauen in die Politik ist vergleichsweise niedrig. Ein wei-
terer Pluspunkt neben den institutionellen Rahmenbedingungen ist die Offenheit
des Landes. Die deutsche Wirtschaft ist dem internationalen Wettbewerb ausge-
setzt und nutzt die von der Konkurrenz ausgehenden wachstumsfördernden Im-
pulse. Die Schwachpunkte Deutschlands liegen zum einen bei den Regelungen
des Arbeitsmarktes. Die Arbeitsmarktregulierungen weisen Mängel auf, die Früh-
verrentung befindet sich immer noch auf einem im internationalen Vergleich hohen
Niveau, und die Frauenerwerbsquote erreicht nicht die Höhe der führenden Län-
der. Neben dem Arbeitsmarkt fällt auch der Bildungsbereich hinter dem anderer
Länder zurück. Deutschland gibt einen vergleichsweise geringen Anteil seines
Bruttoinlandsproduktes für Bildung aus. Die Hochschul- und Sekundarschulbe-
suchsquoten sind relativ niedrig, und die heutigen Erwachsenen haben eine nur
durchschnittlich lange Schulausbildung genossen.

Clusterbildung und die Rolle der Politik – wie beurteilen 
deutsche Unternehmen Firmencluster?
Kurt A. Hafner

Kurt A. Hafner, Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hoch-
schulplanung, München, stellt die Ergebnisse einer im Auftrag der Europäischen
Kommission durchgeführten Studie zu Firmenclustern und Innovationstätigkeit
deutscher Unternehmen vor. Die Studie zeigt, dass der Informationsaustausch
und die Netzwerkbildung zwischen Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Politik bedeutende Rollen für Firmencluster spielen. Die Verfügbarkeit qualifizierter
Arbeitskräfte und die Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur sind ebenfalls wichti-
ge Kriterien für Clusterunternehmen. Die Politik spielt darüber hinaus eine beson-
dere Rolle bei der strategischen Ausrichtung des Clusters und seiner Bedeutung
über die Grenzen regionaler Zugehörigkeit hinweg.

Struktur und Dynamik der Kleinstvolkswirtschaft Liechtenstein
Kersten Kellermann und Carsten-Henning Schlag

Kersten Kellermann und Carsten-Henning Schlag, Universität Fribourg (Schweiz)
und Konjunkturforschungsstelle Liechtenstein, analysieren die Struktur und Dyna-
mik der Liechtensteiner Volkswirtschaft anhand verschiedener Indikatoren. Dabei
zeigt sich, dass der Produktionssektor nach wie vor einen bedeutenden Beitrag zu
Beschäftigung und Wertschöpfung im Fürstentum leistet. In der internationalen
Öffentlichkeit wird das Fürstentum Liechtenstein hingegen zumeist als Finanzplatz
wahrgenommen. Im internationalen Vergleich weist das Land eine hohe Wirt-
schaftskraft je Einwohner auf. Der Zuwachs der Beschäftigung und insbesondere
die Entwicklung der Zahl der Zupendler stellt im Zeitraum 2000 bis 2006 die ei-
gentliche Quelle des Wachstums der Liechtensteiner Volkswirtschaft dar.
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Steigende Nahrungsmittel-
preise – Was ist zu tun?

Der steile Anstieg der Nahrungsmittelprei-
se in den letzten beiden Jahren gibt An-
lass zu großer Sorge in Bezug auf die Er-
nährungssituation der Armen in den Ent-
wicklungsländern, die Inflation und – in
einigen Ländern – die dadurch ausgelös-
ten Unruhen. Entwicklungs- und Indus-
trieländer müssen zusammenarbeiten,
um die globale Krise unter Kontrolle zu
bringen und den Armen zu helfen, dass
sie mit den gestiegenen Kosten für die
verteuerten Lebensmittel zurechtkommen
können.

Der Preisindex für Nahrungsmittel, den
die Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen
(FAO) errechnet, stieg im Jahr 2007 um
fast 40%, verglichen mit 9% in 2006. In
den ersten Monaten des Jahres 2008
sind die Preise weiterhin drastisch ange-
stiegen. 

Seit dem Jahr 2000 – ein Jahr mit nied-
rigen Preisen – hat sich der Weizenpreis
auf dem Weltmarkt bis Anfang 2008 mehr
als verdreifacht und der Preis für Mais
mehr als verdoppelt. Der Reispreis
schnellte auf eine bisher noch nie da ge-
wesene Höhe. Die Preise für Milchpro-
dukte, Fleisch, Geflügel, Palmöl und Cas-
sava zogen ebenfalls an. Wenn man In-
flation und den Fall des Dollars (beispiels-
weise bei Nennung der Preise in Euro) be-
rücksichtigt, fallen die Preiserhöhungen
zwar geringer aus, sind aber immer noch
dramatisch. So exorbitante Preissteige-
rungen haben oft schwerwiegende Kon-
sequenzen für die Kaufkraft der Armen.
Die Preise sind nicht nur stark gestiegen,
sondern auch sehr viel volatiler gewor-
den: So ist der Weizenpreis im Mai 2008
wieder auf das Niveau von vor sechs Mo-
naten abgesackt. 

Nationale Regierungen und internationa-
le Organisationen ergreifen verschiedene

Maßnahmen, um allgemein den Einfluss
der höheren Weltmarktpreise auf die in-
ländischen Preise zu minimieren und im
Speziellen die negativen Auswirkungen
auf gefährdete Bevölkerungsgruppen zu
mildern. Manche dieser Maßnahmen wer-
den wahrscheinlich helfen, die Nahrungs-
mittelpreise zu stabilisieren oder sogar zu
reduzieren. Andere Maßnahmen wieder-
um werden einigen Gruppen auf Kosten
anderer Gruppen helfen oder die Lebens-
mittelpreise langfristig volatiler machen
und den Handel stark verzerren. Jetzt ist
ein effektiveres und stimmiges Vorgehen
nötig, um den ärmsten und verletzlichs-
ten Gruppen der Bevölkerung zu helfen.
Nur so können die Armen die drastische
und unmittelbare Steigerung ihrer Lebens-
mittelausgaben bewältigen, und nur so
werden die Landwirte unterstützt, um die
steigende Nachfrage nach Nahrungsmit-
teln zu befriedigen. 

Die Ursachen der gegenwärtigen
Preissteigerungen

Neue und bekannte Faktoren beeinflus-
sen die weltweite Nahrungsmittelsituati-
on und die steigenden Preise bei landwirt-
schaftlichen Produkten. Hohe Energie-
preise sind ein Faktor für den Anstieg der
Nahrungsmittelpreise. Preise für Energie
und landwirtschaftliche Produkte sind
mehr und mehr miteinander verflochten.
Die Ölpreise haben einen Rekordstand
von über 110 US-Dollar pro Barrel erreicht,
und die US-Regierung subventioniert den
Anbau von Pflanzen zur Energiegewin-
nung. Beides führte dazu, dass sich die
Landwirte auf den massiven Anbau ihrer
Flächen mit Rohstoffen zur Agrartreibstoff-
gewinnung – vor allem Mais – verlegt ha-
ben, oft zu Lasten des Sojabohnen- und
Weizenanbaus. Ungefähr 30% der ame-
rikanischen Maisernte wird im Jahr 2008
in Ethanol umgewandelt werden und des-

Nachfrage oder Agrarrohstoffe als Anlageklasse: 
was sind die Ursachen?

Unbezahlbare Nahrungsmittel – stark gestiegene 

Der steile Anstieg der Nahrungsmittelpreise hat zu einer allgemeinen Verunsicherung geführt. Was

sind die Ursachen dieser starken Preissteigerungen?

Joachim von Braun*

* Prof. Dr: Joachim von Braun ist Generaldirektor des
International Food Policy Research Institute (IFPRI),
Washington, DC.
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halb nicht auf dem Weltmarkt für Nahrungs- und Futtermit-
tel angeboten. Hohe Energiepreise verteuern auch die land-
wirtschaftliche Produktion, indem sie die Kosten für Mine-
raldünger und den Transport von Betriebsmitteln und Er-
zeugnissen nach oben treiben.

Gleichzeitig fragt eine wachsende Weltbevölkerung sowohl
mehr als auch andere Lebensmittel nach. Rasches wirt-
schaftliches Wachstum hat in vielen Entwicklungsländern
die Kaufkraft der Konsumenten in die Höhe getrieben und
damit zu einer höheren Nachfrage nach Lebensmitteln ge-
führt. Dabei verlagert sich die Nachfrage von traditionellen
Grundnahrungsmitteln zu höherwertigen Lebensmitteln wie
Fleisch und Milchprodukten. Dies wiederum hat eine ver-
mehrte Nachfrage nach Getreide ausgelöst, das als Futter
in der Nutztierhaltung verwendet wird. Auch verdrängt der
gewinnbringendere Anbau von Obst und Gemüse das Ge-
treide von den knappen Anbauflächen.

Schlechtes Wetter und Spekulationskapital haben eben-
falls die Preisentwicklung beeinflusst. Eine extreme Tro-
ckenheit in Australien, einem der großen Weizenexpor-
teure, hat zu Einbußen beim weltweiten Angebot von Wei-
zen geführt.

Die Auswirkungen der hohen Lebensmittelpreise

Die Auswirkungen höherer Lebensmittelpreise sind von Land
zu Land sehr unterschiedlich und auch innerhalb eines Lan-
des sehr unterschiedlich für verschiedene Bevölkerungs-
gruppen. Auf nationaler Ebene werden Länder, die Netto-
exporteure von Nahrungsmitteln sind, von verbesserten Han-
delsbedingungen (Terms of Trade) profitieren; allerdings ver-
passen einige Länder diese Gelegenheit, da sie Ausfuhrbe-
schränkungen zum Schutz ihrer Verbraucher erlassen ha-
ben. Nettoimporteure von Nahrungsmitteln werden jedoch
Mühe haben, ihre inländische Nachfrage zu befriedigen. Da
fast alle afrikanischen Länder Nettoimporteure von Getrei-
de sind, treffen die Preissteigerung diese Länder beson-
ders hart. Auf der Ebene der privaten Haushalte werden
vor allem jene von explodierenden und volatilen Lebensmit-
telpreisen betroffen, die schon arm sind und sich bereits in
einer prekären Ernährungslage befinden. Wenige Haushal-
te in Armut, die nebenbei noch Nahrungsmittel am Stra-
ßenrand oder in kleinen Kiosken verkaufen, profitieren von
höheren Preisen. Die überwiegende Mehrheit der Haushal-
te in Armut muss Lebensmittel zukaufen; es sind vor allem
diese Haushalte, die unter den gestiegenen Nahrungsmit-
telpreisen leiden. Anpassungen in der ländlichen Wirtschaft,
die neue Einkommensmöglichkeiten schaffen könnten, be-
nötigen Zeit, bis sie die Armen erreichen. 

Die Ernährung der Armen ist bedroht, wenn sie nicht vor
hohen und steigenden Nahrungsmittelpreisen geschützt

werden. Höhere Preise führen dazu, dass die Armen ihren
Lebensmittelverbrauch einschränken und auf eine weniger
ausgewogene Kost ausweichen. Dies führt kurz- und lang-
fristig zu Schäden für ihre Gesundheit. Arme Haushalte ge-
ben ungefähr 60% ihres Gesamtbudgets für Lebensmittel
aus. Eine Preissteigerung von 50% bei Lebensmitteln in ei-
nem Fünfpersonenhaushalt, der 5 US-Dollar pro Tag hat
und davon typischerweise 3 US-Dollar für Nahrungsmittel
ausgibt, erfordert ein Budget von zusätzlichen 1,50 US-
Dollar für Lebensmittel. Steigende Energiekosten verlan-
gen weitere Anpassungen. Das notwendige zusätzliche
Geld haben die Armen nicht: Hunger und Fehlernährung
sind die Folge.

Bisherige politische Reaktionen

Viele Länder haben Maßnahmen ergriffen, um die Auswir-
kungen der Preissteigerungen auf ihre Bevölkerung zu mi-
nimieren. Argentinien, Bolivien, Kambodscha, China, Ägyp-
ten, Äthiopien, Indien, Indonesien, Kasachstan, Mexiko, Ma-
rokko, Russland, Thailand, Ukraine, Venezuela und Vietnam
gehören zu denen, die die einfache Option gewählt haben:
Sie haben entweder ihre Nahrungsmittelexporte beschränkt
oder Höchstgrenzen für die Lebensmittelpreise festgelegt
oder eine Kombination von beiden Maßnahmen gleichzei-
tig durchgeführt. China hat beispielsweise Reis- und Mais-
exporte verboten; aus Indien darf Milchpulver nicht mehr ex-
portiert werden; die bolivianische Regierung hat den Ex-
port von Sojaöl nach Chile, Kolumbien, Kuba, Ecuador, Pe-
ru und Venezuela untersagt; Äthiopien hat die Ausfuhr der
wichtigsten Getreidearten eingeschränkt. Andere Länder
setzen auf den Abbau ihrer Importbeschränkungen: Ma-
rokko zum Beispiel hat den Einfuhrzoll auf Weizen von 130 auf
2,5% gekürzt und Nigeria den Einfuhrzoll auf Reis von 100
auf 2,7%.

Wie wirksam können solche Maßnahmen sein? Preiskont-
rollen und Veränderungen in der Import- und Exportpolitik
können vielleicht anfänglich Erleichterungen für die armen
inländischen Verbraucher bringen. Einige dieser Maßnah-
men werden sich aber voraussichtlich ins Gegenteil ver-
kehren; denn sie verringern die angebotenen Mengen auf
dem Weltmarkt weiter und machen damit die Preise noch
volatiler. Preiskontrollen reduzieren den Preis, den der Land-
wirt für seine Erzeugnisse erhält und damit auch seinen An-
reiz, mehr Nahrungsmittel zu produzieren. 

Jede wirksame langfristige Strategie zur Stabilisierung der
Preise muss auch Produktionssteigerungen einschließen.
Preiskontrollen hingegen ermutigen die Landwirte nicht,
mehr zu produzieren. Von Preiskontrollen profitieren alle Ver-
braucher, selbst jene, die sich die höheren Lebensmittel-
preise durchaus leisten können. Damit werden finanzielle
Ressourcen zur Unterstützung von Menschen eingesetzt,
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die diese Unterstützung gar nicht brauchen. Exportbe-
schränkungen und Importsubventionen fügen denjenigen
Handelspartnern Schaden zu, die auf Importe angewiesen
sind; sie geben den Landwirten falsche Anreize, indem sie
das Marktangebot verringern. Diese nationalen landwirt-
schaftlichen Maßnahmen zur Beeinflussung der Handels-
ströme untergraben die Vorteile der globalen Integration, da
die seit langem bestehenden Handelsverzerrungen der rei-
chen Länder bezüglich der Entwicklungsländer Hand in
Hand gehen mit den gegenseitigen Interventionen der Ent-
wicklungsländer.

Vernünftige kurz- und langfristige Politik

Die steigenden Nahrungsmittelpreise führen in vielen Län-
dern zu einer höheren Inflationsrate. Es wäre verfehlt, diese
spezifischen Inflationsursachen mit allgemeinen makroöko-
nomischen Instrumenten zu bekämpfen. Ursachen und Fol-
gen der hohen Nahrungsmittelpreise müssen vorwiegend
mit spezifischen politischen Maßnahmen bekämpft werden.
Die gegenwärtige Situation stellt schwierige Aufgaben an
mehreren Fronten gleichzeitig. Dennoch gibt es wirksame
und kohärente Maßnahmen, die den am meisten betroffe-
nen Menschen kurzfristig helfen. Langfristig hingegen funk-
tioniert eine Stabilisierung der Lebensmittelpreise nur über
eine Steigerung der Produktion. 

Zuerst sollten die Regierungen in den Entwicklungsländern
ihre bestehenden sozialen und humanitären Hilfsprogram-
me ausdehnen und dabei insbesondere auf die städtischen
und ländlichen Armen spezifisch unterstützen: Hier bieten
sich Lebensmittel- und Einkommenstransfers an und Ernäh-
rungsprogramme für Kleinkinder. Manche der armen Men-
schen in Entwicklungsländern nehmen wenig am Marktge-
schehen teil; sie werden daher die Effekte der höheren Prei-
se kaum spüren. Aber die Millionen von armen städtischen
und ländlichen Bewohnern, die ihre Lebensmittel kaufen
müssen, können durch die hohen Weltmarktpreise tatsäch-
lich in eine Notlage geraten, wenn diese Preissteigerungen
auf ihre Lebensmitteleinkäufe durchschlagen. Sie brauchen
direkte Hilfsprogramme. Einige Länder wie Indien und Süd-
afrika haben bereits solche sozialen Hilfsprogramme, die sie
nach Bedarf ausweiten können, um neuen Anforderungen
und Notlagen zu begegnen. Länder ohne derartige Program-
me werden nicht in der Lage sein, diese schnell genug auf-
zubauen, damit sie in der gegenwärtigen Krise der Nah-
rungsmittelpreise noch Entlastung für die Armen bringen
können. Diese Länder können sich gezwungen fühlen, grö-
bere Maßnahmen wie Exportverbote und Importsubventio-
nen einzuführen. Die Geberländer und Donatoren sollten den
Teil ihrer Entwicklungshilfe ausdehnen, der sich mit Nah-
rungsmitteln befasst, und – wo notwendig – zusätzlich Er-
nährungsprogramme für Kinder sowie Nahrungs- und Geld-
mittelhilfe für Arme ermöglichen. 

Zweitens sollten die Industrieländer ihre inländischen Sub-
ventionen für Agrartreibstoffe abbauen und ihre Märkte
für Exporteure von Agrartreibstoffen wie Brasilien öffnen.
Die Subventionen für Agrartreibstoffe in den USA und für
Biodiesel und Ethanol in der Europäischen Union haben
sich als verfehlte Maßnahmen herausgestellt. Sie haben
auf den Weltmärkten für Nahrungsmittel für Verzerrungen
gesorgt. Subventionen für Agrartreibstoffe wirken wie ei-
ne implizite Steuer auf Grundnahrungsmittel, auf die die
Armen am meisten angewiesen sind. Die Agrarpolitik soll-
te den Landwirten in den Industrieländern Anreize geben,
ihre Entscheidungen über die Kulturen, die sie anbauen
wollen, aufgrund der längerfristigen Weltmarktpreise zu
treffen. 

Drittens sollten die Industrieländer die Gelegenheit ergrei-
fen und die landwirtschaftlichen Handelsschranken besei-
tigen. Die Industrieländer haben zwar einen kleinen Fort-
schritt beim Abbau von Subventionen und anderen Maß-
nahmen, die den Handel verzerren, erzielt. Dennoch be-
stehen noch viele Barrieren, die die armen Länder nicht
überwinden können. Für die Politiker in den Industrielän-
dern war dieses Problem immer sehr schwierig zu lösen,
aber die politischen Risiken sind vielleicht jetzt geringer als
in der Vergangenheit. Wenn die Landwirte in den Entwick-
lungsländern die gleichen Chancen haben und für sie die
gleichen Spielregeln gelten, wird es für sie viel profitabler,
mit erhöhter Produktion auf hohe und steigende Preise zu
antworten. 

Viertens, um ein langfristiges landwirtschaftliches Wachs-
tum zu erreichen, sollten die Regierungen in den Entwick-
lungsländern ihre mittel- und langfristigen Investitionen
in ländliche Infrastruktur, landwirtschaftliche Forschung
und Beratung und den Marktzugang für Kleinbauern in-
tensivieren. In den vergangenen Jahrzehnten sind die In-
vestitionen in die Landwirtschaft und den ländlichen Raum
sehr vernachlässigt worden. Jetzt ist es an der Zeit, die-
sen Trend umzukehren. Die Landwirte in vielen Entwick-
lungsländern arbeiten in einem Umfeld mit unzureichen-
der Infrastruktur, was Straßen, Stromversorgung und
Kommunikationssysteme angeht. Hinzu kommen schlech-
te Böden, fehlender Lagerraum und begrenzte Kapazität
für die Verarbeitung der Ernten. Am technischen Fort-
schritt, der ihre Gewinne erhöhen und ihr Leben verbes-
sern könnte, nehmen sie kaum teil. Die jüngsten Unru-
hen aufgrund der steigenden Lebensmittelpreise könn-
ten Politiker in Versuchung führen, die Interessen der städ-
tischen Konsumenten über die der ländlichen Bevölke-
rung und Landwirte zu stellen. Eine solche Politik wäre
kurzsichtig und kontraproduktiv. Berücksichtigt man das
Ausmaß der benötigten Investitionen, sollten die Geber-
länder und Donatoren auch ihre Entwicklungshilfe für
Landwirtschaft, ländliche Dienstleistungen, Wissenschaft
und Technik ausdehnen.
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Schlussfolgerungen

Die weltweite Landwirtschaft steht vor neuen Herausforde-
rungen. Diese bedrohen – im Verbund mit den bereits be-
stehenden Herausforderungen – den Lebensunterhalt und
die Ernährungssicherung der Armen in den Entwicklungs-
ländern. Die neue Lage verlangt politisches Handeln in drei
Bereichen:

1. umfassende soziale Sicherungs-, Nahrungsmittel- und
Ernährungsinitiativen, welche die kurz- und langfristigen
Bedürfnisse der Armen befriedigen;

2. Investitionen in die Landwirtschaft, besonders in agrar-
wissenschaftliche Forschung und Technologien und den
Marktzugang auf nationalem und globalem Niveau, da-
mit sich das Angebot langfristig erhöht; und 

3. handelspolitische Reformen, mit denen die Industrielän-
der ihre Politik zu Agrartreibstoffen und Agrarhandel re-
vidieren und die Entwicklungsländer ihre neuen Aktionen
(wie Exportstops) aufgeben, die den Handel verzerren
und mit denen sie sich nur untereinander schaden.

Angesichts der steigenden Nahrungsmittelpreise müssen
sowohl Industrieländer als auch Entwicklungsländer zusam-
men daran arbeiten, eine Welt zu schaffen, auf der alle Men-
schen über ausreichende Ernährung verfügen, die ihnen
ein gesundes und produktives Leben ermöglicht.

Unbezahlbare Nahrungsmittel – 
ungelöste Hungerkrise?

Nahrungsmittelpreise auf der ganzen Welt befinden sich im
Aufwind und werden allen Prognosen nach auch langfristig
auf höherem Niveau bleiben. Je ärmer die Konsumenten
sind, desto höher ist der Anteil ihrer Aufwendungen für Le-
bensmittel an den gesamten Haushaltsausgaben. Ihre An-
passungsmöglichkeiten an höhere Preise sind begrenzt:
sie essen weniger, schlechter oder verzichten auf alle nicht
überlebensnotwendigen Ausgaben, wozu auch Aufwendun-
gen für Bildung und Gesundheit zählen. Heftige Proteste, ja
Hungerrevolten in zahlreichen Entwicklungsländern gegen
steigende Preise für Grundnahrungsmittel sind daher nach-
vollziehbar: Immer mehr Menschen leben nicht nur in Armut,
sondern geraten zusätzlich in eine existenziell bedrohliche
Hungerkrise. 

Hunger und Unterernährung: ein Dauerproblem

Die Weltgemeinschaft, die sich Anfang Juni 2008 auf Einla-
dung der Landwirtschafts- und Ernährungsorganisation der
Vereinten Nationen in Rom zu einer internationalen Ernäh-
rungskonferenz zusammengefunden hat, ist gefordert, ei-
nen Ausweg aus dieser Krise zu finden. Die bisherigen Er-
klärungen geben jedoch wenig Anlass zu Hoffnung: Maß-
nahmen zur kurzfristigen Preissenkung bei Lebensmitteln
und verstärkte Nahrungsmittelhilfen stehen im Vordergrund;
die langfristige Erhöhung des Nahrungsmittelangebots durch
Investitionen in die Agrarentwicklung steht hintan.

Über 850 Mill. Menschen sind von den Folgen von Unter-
ernährung betroffen. Die politische Zielsetzung, bis zum Jahr
2015 die Zahl der Hungernden auf die Hälfte zu reduzie-
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ren, ist längst nicht mehr einlösbar. Auf die politischen, so-
zialen und ökonomischen Herausforderungen von Hunger
und Unterernährung haben die Regierungen von Industrie-
und Entwicklungsländern nicht erst in letzter Zeit, sondern
seit vielen Jahren nur halbherzig reagiert. Denn so lange
die Weltagrarmärkte mit billigen Produkten gut versorgt wa-
ren, weil die Industrieländer ihre landwirtschaftliche Produk-
tion mit hohen Exporterstattungen global wettbewerbsfä-
hig machten, gab es für die meisten Entwicklungsländer
keinen Grund, in den nationalen Agrarsektor zu investie-
ren. Die Preiserhöhungen der letzten Jahre stellen diese Po-
litiken in Frage.

Die Ursachen dieser Entwicklung sind vielfältig und verstär-
ken sich zum Teil gegenseitig. Unterschiedliche Einschät-
zungen bei der Quantifizierung des jeweiligen Einflusses ein-
zelner Faktoren hat bereits zu heftigen Debatten über die
Wahl geeigneter Lösungswege geführt. Dennoch gibt es
weitgehende Übereinstimmung über die wichtigsten Preis-
treiber auf Nachfrage- und Angebotsseite. 

Was treibt die Nachfrage?

Die Weltbevölkerung wächst jährlich um 80 Mill. Menschen,
und zwar fast ausschließlich in Entwicklungsländern. Auch
wenn sich das Bevölkerungswachstum verlangsamt hat und
sich voraussichtlich zwischen 9 und 10 Mrd. Menschen
einpendeln wird, müssen sich auch zukünftig mehr Kinder,
Frauen und Männer auf einem Globus mit begrenzten Res-
sourcen ernähren. 

Zwar sind die bevölkerungsreichsten Länder wie China
und Indien in Bezug auf die Bevölkerungsentwicklung am
stärksten auf die Bremse getreten. Doch bei ihnen führt
die zunehmende Kaufkraft aller sozialen Schichten zu-
nächst einmal dazu, dass die Leute mehr essen. Und sie
vollziehen auch bei ihren Essgewohnheiten nach, was die
Menschen in Industrieländern vormachen: sie konsumie-
ren mehr Lebensmittel höherer Qualität, insbesondere tie-
rische Nahrungsmittel. Zwar ist das in Deutschland pro
Jahr und Kopf erreichte Niveau von fast 90 Kilogramm
Fleisch – über 2 Kilogramm mehr als im Vorjahr – in den
Schwellenländen noch lange nicht erreicht, doch auch in,
Indien und China kommen immer Fleisch, Milch und Eier
auf den Tisch. Dieser auch aus gesundheitlichen Gründen
bedenkliche übermäßige Fleischkonsum trägt zur Verknap-
pung von Getreide bei: Für 1 Kilo Schweinefleisch wer-
den 3 Kilo Futter benötigt, für 1 Kilo Rindfleisch sogar 
7 Kilo Futter. 

Die politische Entscheidung der Industrienationen, Agrar-
treibstoffe wie Biodiesel und Bioethanol durch Subventio-
nen und Beimischungsquoten zu fördern, hat gravierende
Folgen: Laut OECD hat sie zu einem Preisanstieg bei Nah-

rungsmitteln zwischen 10 bis 20% beigetragen. Die welt-
weit mit Energiepflanzen bebaute landwirtschaftliche Nutz-
fläche beträgt nach letzten Untersuchungen derzeit weniger
als 2%, doch mit steigender Tendenz. Allein in den Verei-
nigten Staaten wurden zuletzt knapp 30% der Maisernte in
Bioethanol transformiert; in Sachsen-Anhalt verbraucht der
für die Biodieselherstellung angebaute Raps etwa 16% der
Agrarflächen des ostdeutschen Bundeslandes.

Eine unmittelbare Konsequenz der wachsenden Nachfrage
sind sinkende Lagerbestände: Die Bilanz der weltweiten Ge-
treidevorräte schloss 2007 mit einem Jahrhunderttiefstand
von 403 Mill. Tonnen ab – noch 2000 waren es laut FAO
698 Mill. Tonnen. In dieser Situation sind Spekulanten nicht
weit. International agierende Anleger haben aufgrund der
anhaltenden Kreditkrise zunehmend in Agrarrohstoffe inves-
tiert, in der Hoffnung, dass die Preisentwicklung in diesem
derzeit hoch volatilen Marktsegment anhält. 

Wieso reagiert das Angebot nicht unmittelbar auf
die Preisanreize?

Höhere Preise für landwirtschaftliche Produkte wurden seit
langem gefordert – von den Bauern im Süden wie im Nor-
den. Gerade die Agrarentwicklungspolitik hat immer wie-
der darauf hingewiesen, dass Agrarsubventionen – und
hier vor allem die Ausfuhrerstattungen der Industrieländer
für landwirtschaftliche Erzeugnisse – und die Abschottung
der westlichen Märkte für bestimmte Agrarprodukte die Le-
bensmittelpreise in Entwicklungsländern auf ein Niveau drü-
cken, das die lokale Produktion behindert. Exportsubven-
tionen sind aufgrund der Preisentwicklung stark gesunken,
die »Everything but Arms«-Initiative der Europäischen Uni-
on hat die europäischen Märkte stärker für Entwicklungs-
länderprodukte geöffnet: Wieso zieht das Angebot nicht
sofort nach?

Zunächst lässt sich die landwirtschaftliche Produktion nicht
so schnell steigern, wie es erforderlich wäre. Denn zum ei-
nen ist die Fläche, die landwirtschaftlich nutzbar ist, nicht
so ohne weiteres zu vermehren. Die Erschließungskosten
für schwere, sumpfige Böden, bewässerte Anbauflächen in
ariden und semiariden Gebieten oder die Terrassierung von
Hanglagen sind hoch. Das Ackerland, das in Russland oder
Lateinamerika hinzugewonnen wird, geht in Asien oder
Europa durch zunehmende Flächenversiegelung für Stra-
ßen, Städte und Industrieanlagen verloren. Verluste an Wald-
und Grünland verringern die globale Kohlendioxidaufnah-
mefähigkeit und führen zu weiteren ökologischen Schäden.
Zum anderen gibt es zwar gerade in den Entwicklungslän-
dern ein unausgeschöpftes landwirtschaftliches Produkti-
vitätspotential, doch auch hier sind Vorleistungen wie ver-
bessertes Saatgut, Düngemitteleinsatz, Pflanzenschutz und
Nacherntebehandlung erforderlich. Schließlich sind die viel-
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fältigen Nutzungskonkurrenzen zu nennen, denen die Le-
bensmittelproduktion unterworfen ist: Die vier »F« Food (Nah-
rungsmittel), Feed (Futter), Fuel (Agrartreibstoff) und Fibre
(Fasern wie zum Beispiel Baumwolle) beanspruchen prinzi-
piell die gleichen Flächen, und der Bedarf wird zukünftig wei-
ter steigen. 

Die Rekordpreise für Rohöl verteuern gerade in ölimportie-
renden Entwicklungsländern nicht die für die Steigerung der
Produktivität erforderlichen Düngemittel und den Einsatz von
Mechanik. Sie erhöhen auch die Transportkosten, die im glo-
balisierten Nahrungsmittelmarkt mit langen Transportwegen
vor allem per Schiff oder LKW immer mehr zu Buche schla-
gen. Dies gilt insbesondere für die schlecht erschlossenen
Binnenländer Afrikas.

Der Klimawandel hat bereits jetzt dazu geführt, dass Ernte-
ausfälle in der Folge von Dürren, Überschwemmungen oder
erratischer Wetterbedingungen das Nahrungsmittelangebot
reduzieren. Die Prognosen der Naturwissenschaftler über
die künftigen Auswirkungen der klimatischen Veränderun-
gen gehen auseinander. Einigkeit herrscht aber darüber, dass
die Agrarsysteme gerade der Entwicklungsländer auf einen
erheblichen Anpassungsdruck reagieren müssen, um Pro-
duktion und Produktivität ihrer landwirtschaftlichen Sekto-
ren nicht nur zu erhalten, sondern zu steigern.

Die hier unvollständig aufgeführten Determinanten des glo-
balen Angebots an Lebensmitteln sollen verdeutlichen, dass
eine starke Ausweitung der Agrarproduktion nicht in kurzer
Frist zu bewerkstelligen ist.

Gewinner und Verlierer

Entwicklungsländer, die ohne Behinderung der Exporteure
agrarische Rohstoffe ausführen, und Produzenten, die über
ausreichende und erweiterbare Ressourcen für die Agrar-
erzeugung verfügen, gehören zu den Gewinnern der aktu-
ellen Preisentwicklung. Selbst in Ländern wie Äthiopien füh-
ren Erwartungen in langfristig hohe und stabile Agrarpreise
zur Erschließung neuer Bewässerungsflächen entlang des
Nils durch einheimische Investoren, um nur ein Beispiel zu
nennen.

Doch es gibt auch Verlierer. Zu ihnen gehören die Menschen,
die aufgrund von natürlichen (Myanmar) oder von Menschen
gemachten Katastrophen (Sudan) ihrer Produktions- und Ar-
beitsgrundlagen beraubt wurden und auf zum Beispiel auf
Nahrungsmittelhilfe oder Transferzahlungen angewiesen
sind. Gestiegene Preise für Lebensmittel führen dazu, dass
die jetzt schon kargen Rationen pro Flüchtling und Katastro-
phenopfer weiter reduziert werden müssen oder die erhal-
tenen Ausgleichszahlungen nicht mehr ausreichen, um die
bedürftigen Familien zu ernähren. 

Städtische Bevölkerungsgruppen sind in besonderem Ma-
ße betroffen, weil sie kaum über Möglichkeiten verfügen,
durch eigenen Anbau von Lebensmitteln über die Runden
zu kommen. Doch auch auf dem Land haben nicht alle das
Glück, aus den höheren Preisen Gewinn zu schlagen. Klein-
bauern, Subsistenzproduzenten und Landlose müssen Nah-
rungsmittel zukaufen. Ihre Anbauflächen sind zu klein, um
über den Eigenbedarf hinaus nennenswerte Überschüsse
zu produzieren. Notwendige Landreformen oder Genossen-
schaftsbildungen sind bislang nur selten erfolgt, so dass
die Erträge meist weder für die Selbstversorgung noch für
die Existenzsicherung der Arbeiter reichen. 

Wege aus der Krise

Die aktuelle Hungerkrise ist Folge einer jahrzehntelangen
Vernachlässigung der Landwirtschaft und der ländlichen
Räume in Entwicklungsländern. Deren Regierungen und die
internationale Gebergemeinschaft haben die direkte und
indirekte Förderung dieses Wirtschaftssektors in den letz-
ten 20 Jahren nicht nur erheblich reduziert. Mehr noch, ih-
re Handelspolitiken, vor allem die erst in jüngster Zeit aus-
laufenden Agrarexportsubventionen, haben darüber hinaus
dafür gesorgt, dass keine Preisanreize für die Produktion
von Lebensmitteln entstanden und Investitionen in den Agrar-
sektor unterblieben. Die Hungerkrise kann jedoch durch
die Umsetzung kurz- und langfristiger Strategien überwun-
den werden. 

In akuten Fällen ist es zunächst unerlässlich, kurzfristig durch
Nahrungsmittelhilfe den Hunger zu lindern. Nothilfe durch
Nahrungsmittel bleibt aber eine Behandlung der Sympto-
me, wenn sich nicht sehr schnell ein Bogen zu langfristigen
Entwicklungsmaßnahmen für eine nachhaltige Ernährungs-
sicherheit anschließt. Kurzfristige Nahrungsmittelhilfe muss
daher immer nach dem Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe in
eine nachhaltige Selbstversorgung münden. Es gilt das Kon-
zept: Auf Nothilfe folgt Wiederaufbau, an die sich langfristi-
ge Entwicklungsförderung anschließt. In Verbindung mit Nah-
rungsmittelhilfe sollten Beschäftigungs- und Sozialprogram-
me (wie food for work) konzipiert werden, die helfen, lang-
fristig die ländliche Infrastruktur (Straßen, Brunnen usw.) zu
verbessern, die Erträge zu erhöhen und neue Märkte zu er-
schließen. Nahrungsmittelhilfe darf nicht die lokalen Märkte
schädigen und muss deshalb, wo immer nötig und möglich,
regional beschafft werden.

Gerade jetzt kann der Anstieg der Nahrungsmittelpreise
als Chance genutzt werden, um die heimische Produktion
von Nahrungsmitteln und ihre Vermarktung in den Entwick-
lungsländern anzukurbeln und die ländlichen Gebiete wie-
der wirtschaftlich produktiver und damit attraktiver zu ma-
chen. Hier sind nicht nur die Geberländer gefordert, viel-
mehr stehen vor allem die Regierungen der Entwicklungs-
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länder in der Pflicht, ihre Landwirtschaft auf- und auszubau-
en. Der Nachholbedarf ist groß: Es geht nun darum, vor-
rangig in die ländliche Infrastruktur zu investieren, Bauern-
organisationen zu fördern, den Zugang zu Land und Pro-
duktionsmitteln (Dünger, Saatgut, Kredite) zu ermöglichen,
Lagerhaltung und Weiterverarbeitung zu verbessern, das
Transportwesen zu fördern. 

Auch Agrarforschung und -beratung müssen wieder stär-
keres Gewicht bekommen, um weltweit Produktion und Pro-
duktivität zu steigern. Lokale Anbaupraktiken und Produk-
tionsweisen müssen berücksichtigt werden, um darauf auf-
bauend durch nationale Agrarforschung und Beratung den
jeweiligen Regionen angepasste Lösungen zu erarbeiten,
die den Kriterien der Nachhaltigkeit entsprechen. 

Um die landwirtschaftliche Produktion in den Entwicklungs-
ländern zu fördern, sollten die Importrestriktionen der Euro-
päischen Union und anderer Industrieländer für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse aus allen Entwicklungsländern voll-
ständig aufgehoben werden. Außerdem müssen die Agrar-
exportsubventionen in den Industrieländern umfassend und
schnell abgebaut werden, um die Preise auf den Weltmärk-
ten nicht künstlich zu senken. Um Investitionen in die Ernäh-
rungslandwirtschaft den Vorrang zu geben, sollte zunächst
die Biokraftstoffproduktion in den Industrieländern auf dem
derzeitigen Niveau eingefroren werden. Energiepflanzen dür-
fen angesichts leerer Kornspeicher und steigender Nah-
rungsmittelpreise nicht in Konkurrenz mit Nahrungsmittel-
pflanzen treten. Klimaschutzziele müssen vielmehr durch
Energiesparen, Effizienzsteigerung und innovative Verfahren
der Energiegewinnung bei den Hauptverursachern der Koh-
lendioxidemissionen erreicht werden.

Ernährungssicherheit wird jedoch nicht nur durch eine hö-
here landwirtschaftliche Produktion erreicht, sondern vor
allem auch durch wirksame Armutsbekämpfung. Die meis-
ten Menschen hungern, weil ihnen das Geld für Nahrungs-
mittel fehlt. Bildungschancen zu verbessern ist einer der
wirkungsvollsten Wege, langfristig Armut und Hunger zu
bekämpfen. Je höher der Bildungsgrad, desto höher die
Einkommenschancen und desto besser der Ernährungs-
status. Zudem führen Investitionen in die Bildung von Frau-
en zu kleineren Familien und reduzieren dadurch das Be-
völkerungswachstum. Und nur gesunde Menschen sind
in der Lage, ihre Entwicklung in die eigenen Hände zu
nehmen.

Eine Aufgabe für die Entwicklungspolitik

Langfristig kann Ernährungssicherheit nur erreicht werden,
wenn die ländliche Entwicklung wieder ein Schwerpunkt der
Entwicklungszusammenarbeit wird und auch mehr Gelder
für die Landwirtschaft zur Verfügung gestellt werden. Der

Fokus der Entwicklungsbemühungen, der in den letzten Jah-
ren auf die städtische Bevölkerung gerichtet war, muss wie-
der auf die ländlichen Gebiete gerichtet werden. Zwei von
drei Hungernden leben auf dem Land. Während vor 25 Jah-
ren 17% der Entwicklungshilfe der OECD-Staaten für die
Landwirtschaft ausgegeben wurde, waren es 2007 unter
4%. Nach Schätzungen des Washingtoner Forschungsins-
tituts IFPRI (International Food Policy Research Institute) wä-
ren 20 bis 30% der weltweiten Entwicklungshilfe für Inves-
titionen in Landwirtschaft und Ernährungssicherheit notwen-
dig. Die Entwicklungshilfe muss dringend um diesen Anteil
aufgestockt werden.
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Explosion der Nahrungsmittelpreise:
Kurzfristiger Schock oder langfristiger
Trend?

Der starke Anstieg der Nahrungsmittelpreise in den letzten
Jahren hat zu einer allgemeinen Verunsicherung und einer
zunehmenden politischen Diskussion der Ursachen und Im-
plikationen steigender Nahrungsmittelpreise geführt. Einer-
seits ergeben sich zunehmende Sorgen hinsichtlich der Er-
nährungssicherung der Armen in den Entwicklungsländern.
Aber auch in den reichen Industrieländern schüren drastisch
gestiegene Lebensmittelpreise die Angst vor Inflation und
sinkender Kaufkraft besonderes für niedrige Einkommens-
schichten, darüber hinaus wird befürchtet, dass zunehmen-
de Verteilungskämpfe um knappe landwirtschaftliche Res-
sourcen zu politischen Unruhen und Instabilitäten führen
könnten. Die eigentliche politische Brisanz resultiert aller-
dings aus der Tatsache, dass unerwartete Preisschocks von
dem naiven Betrachter oft als Signal interpretiert werden,
dass fundamentale gesellschaftliche Entwicklungsprozesse
außer Kontrolle geraten sind oder zumindest geraten könn-
ten. Entsprechend überschlagen sich die Meldungen in der
Tagespresse über historisch einmalig hohe Nahrungsmit-
telpreise und Malthusiani’sche Argumentationsketten mit
den üblichen Verweisen auf die begrenzte ökologische Trag-
fähigkeit der Erde, dem Versagen marktwirtschaftlicher Sys-
teme zur Steuerung nachhaltig ausgewogener Entwicklungs-
prozesse und der Notwendigkeit durchgreifender politischer
Eingriffe haben Hochkonjunktur. Gerade vor dem Hinter-
grund dieser allgemeinen gesellschaftlichen Verunsicherung
ist die Vorlage von sachlichen ökonomischen Analysen, die
die Ursachen und Auswirkungen der beobachtbaren Nah-
rungsmittelpreisanstiegs klar herausarbeiten und aus denen
dann sachlich fundierte Politikempfehlungen abgeleitet wer-
den, von besonderer Bedeutung. 

Was sind die Fakten? 

Der Weizenpreis hat sich seit dem Jahr 2000 verdreifacht,
die Preise für Ölsaaten und Milchprodukte haben sich im sel-
ben Zeitraum mehr als verdoppelt. Gestiegene Preise für
landwirtschaftliche Produkte werden auf Nahrungsmittel-
preise überwälzt, allerdings erfolgt dies je nach Kostenan-
teil der landwirtschaftlichen Rohstoffe nur zu einem Teil. Für
höherwertige verarbeitete Produkte liegt dieser im Durch-
schnitt deutlich unter 30%, trotzdem ergaben sich auch für
konsumierte Nahrungsmittel drastische Preissteigerungen,
die allerdings auf nationaler Ebene je nach Konsumstruktur
starken Schwankungen unterliegen. Besonders hoch wa-
ren diese für Entwicklungsländer, da diese einen relativ ge-
ringen Anteil an hochwertigen verarbeiteten Nahrungsmit-
teln konsumieren. So sind die nominalen Nahrungsmittel-
preise in Kenia und Sri Lanka im Zeitraum 2007 bis 2008
um rund 25% gestiegen, in China waren dies 23%, in
Deutschland waren dies hingegen lediglich 7,4% (vgl. OECD-
FAO 2008). Allerdings sollten nicht die nominalen, sondern
die realen Preisänderungen verglichen werden. Hier erge-
ben sich reale Preissteigerungen von 4,5% in Deutschland,
8% in Kenia und 13,5% in China. 

Unmittelbare Konsequenz dieser Preissteigerungen ist eine
Einschränkung der Kaufkraft, die sich aufgrund des deutlich
höheren Ausgabenanteils für Nahrungsmittel insbesondere
auf ärmere Haushalte in Entwicklungsländern auswirkt. Wäh-
rend explodierende Nahrungsmittel für deutsche Haushal-
te lediglich eine Senkung der Realeinkommen von 0,8%
implizierten, ergaben sich dramatische Konsequenzen ge-
rade für die Ärmsten in den Entwicklungsländern, in denen
viele Haushalte unterhalb der absoluten Armuts- und Hun-
gergrenze rutschen (vgl. v. Braun 2008). Es ist abzusehen,
dass mittelfristig diese zunehmende Ungleichheit zu sozia-
len Unruhen, zunehmenden Verteilungskonflikten und poli-
tischen Instabilitäten führen wird, die durchaus auch über
nationale Grenzen hinaus auf die internationale Ebene über-
gehen können.

Insofern stellen die beobachteten Preisentwicklungen sehr
ernst zunehmende Probleme dar, deren dringende Lösung
von globalem Interesse für Entwicklungs- und Industrielän-
der ist. Die Frage ist, was die Politik tun kann, um die glo-
bale Problematik unbalancierter landwirtschaftlicher Roh-
stoffmärkte zukünftig zu entschärfen bzw. was die Politik
besser vermeiden sollte, um die Situation nicht noch weiter
zu verschärfen. 

Was sind die Ursachen? 

Bei funktionierenden Märkten sind steigende Nahrungsmit-
telpreise in erster Linie ein Signal zunehmender Knappheit,
welche sich als Folge einer im Vergleich zum Angebot stär-
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ker gestiegenen Nachfrage ergibt. Eine wachsende Volks-
wirtschaft ist durch ein kontinuierlich wachsendes Pro-Kopf-
Einkommen charakterisiert, welches zu einer kontinuierlich
wachsenden Nachfrage nach Nahrungsmitteln führt. Aller-
dings wächst entsprechend des Engel’schen Gesetzes der
monetäre Konsum von Nahrungsmitteln nur unterproportio-
nal mit dem Einkommen, was bei gleicher Rate des techni-
schen Fortschritts im Agrar- und Nichtagrarsektor zu einer
kontinuierlichen Abnahme der realen Nahrungsmittelpreise
führt. Kurzfristig ergeben sich allerdings immer wieder Ab-
weichungen von diesem langfristigen Trend, da es zu asyn-
chronen Entwicklungen von Angebot und Nachfrage kom-
men kann. Auf der Angebotsseite sind dies vor allem witte-
rungsbedingte Ernteschwankungen, oder aber auch abrupt
gestiegene Produktionskosten, z.B. als Folge steigender
Erdölpreise, wie auch diskrete Technologiesprünge, wie z.B.
die grüne Revolution, die zu einer abrupten Ausweitung
des Angebots führen. 

Speziell für Nahrungsmittel führen dabei bereits relativ ge-
ringe Veränderungen des Angebots- bzw. der Nachfrage
zu starken Preisveränderungen. Dies folgt, da für Nahrungs-
mittel sich kurzfristig sehr geringe Anpassungsreaktionen
auf veränderte Preise (Preiselastizitäten) sowohl für die

Nachfrage als auch das Angebots ergeben. Nimmt man
durchschnittliche Preiselastizitäten an, führt eine exogene
Erhöhung der Nettonachfrage um 1% zu einer 3% Preis-
steigerung. 

Tatsächlich erklären diese klassischen Faktoren zu einem
großen Teil auch den in jüngster Zeit beobachteten drasti-
schen Preisanstieg. So ergab sich für das Jahr 2007 ein sig-
nifikantes globale Weltwirtschafswachstum von durchschnitt-
lich 5,2%, wobei gerade der asiatische Raum, vor allem In-
dien und China, ein sehr starkes Wirtschaftswachstum ver-
zeichnen mit durchschnittlich über 9% pro Jahr im Zeit-
raum von 2004–2006, aber auch afrikanische Länder ver-
zeichneten ein hohes durchschnittliches Wirtschaftswachs-
tum von über 6% pro Jahr in der o.g. Periode. 

Simultan ergab sich auf der Angebotsseite eine Reihe von
einschränkenden Faktoren. Allen voran sind hier die dras-
tisch gestiegenen Erdölpreise zu nennen (vgl. Abb. 2).

Klassischerweise implizieren steigende Eröl- bzw. Energie-
preise über gestiegene landwirtschaftliche Produktions- wie
auch Transport- und Verarbeitungskosten erhöhte Nah-
rungsmittelpreise. In jüngster Zeit erhöht sich dieser Zusam-
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Abb. 1
Preisentwicklung für ausgewählte landwirtschaftliche Produkte
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menhang, da Energiepreise nicht nur über
die Input-, sondern zusätzlich über die Out-
putseite auf Nahrungsmittelpreise wirken.
Erhöhte Preise für konventionelle Energie-
träger lassen die Bioenergieproduktion lu-
krativer werden und somit ergibt sich ein zu-
sätzlicher Preiseffekt aufgrund der Flächen-
konkurrenz zwischen Nahrungsmittel- und
Bioenergieproduktion. 

Weiterhin kam es zu witterungsbedingten
Produktionsausfällen vor allem in Australien,
China und Kanada in 2007, so dass sich ei-
ne signifikante Einschränkung des Angebots
im Jahr 2007 im Vergleich zu vorangegan-
genen Jahren insbesondere auf dem Wei-
zenmarkt ergab. 

Schließlich ist eine starke und kontinuierliche Abwertung des
US-Dollarkurses in den letzten Jahren zu beobachten, was
c.p. zu einem zusätzlichen Anstieg zumindest der in US-Dol-
lar notierten Nahrungsmittelpreise führt. Allerdings ergeben
sich auch für in Euro dotierte Nahrungsmittelpreise noch
drastische Preissteigerungen, so dass die Dollarabwertung
allein sicherlich keine hinreichende Erklärung der Nahrungs-
mittelpreisexplosion darstellt (vgl. v. Braun 2007).

Grundsätzlich könnten kurzfristige asymmetrische Ange-
bots- und Nachfrageschwankungen durch internationale La-
gerbestände ausgeglichen werden, so dass drastische Preis-
schwankungen vermieden würden. Allerdings sind die inter-
nationalen Lagerbestände für landwirtschaftliche Rohstoffe
seit den letzten zehn Jahren relative gering, so dass diese
nicht als effektiver Puffer gegen drastische Preisanstiege fun-
gieren konnten. 

Bioenergie, Spekulatives Kapital und Klima-
wandel: Eine neue Logik steigender Nahrungs-
mittelpreise? 

Die oben genannten klassischen Faktoren sind allein nicht
hinreichend um die extremen Preissteigerungen zu erklä-
ren. Neben diesen wirkt vor allem eine gesteigerte Bio-
energieproduktion über eine erhöhte Nachfrage nach Ge-
treide, Raps und Zucker für einen Nahrungsmittelpreis-
anstieg. Neben gestiegenen Ölpreisen wirken insbeson-
dere Subventionsprogramme in den USA und der EU für
eine zunehmende Bioenergieproduktion. Durch die Sub-
ventionierung der Bioenergieproduktion wurden in 2007
30% der gesamten Maisproduktion in den USA für die
Ethanolproduktion verwendet (vgl. v. Braun 2008, 3). Wei-
terhin ergaben entsprechende Berechnungen vom IFPRI,
dass die seit 2000 stark angestiegene Bioenergieproduk-
tion eine Nachfragesteigerung von rund 25% hervorrief,

was eine Steigerung der Getreidepreise um rund 30%
implizierte (vgl. v. Braun 2008, 3). 

Seit dem Crash auf den Immobilienmärkten hat sich das
Handelsvolumen in landwirtschaftlichen Terminmärkten sig-
nifikant erhöht. Das Handelsvolumen stieg in von 2005 bis
2007 für Mais um 85% und um 125% für Weisen (vgl.
OECD-FAO 2008). Dabei hat sich vor allem der Anteil der
rein spekulativen nichtkommerziellen Händler stark erhöht.
Grundsätzlich ist der Zusammenhang einer erhöhten Spe-
kulation auf Warenterminmärkten und Nahrungsmittelprei-
sen nicht eindeutig. Allerdings vermuten Experten für den
Zeitraum 2005–2007, dass eine überhöhte Preiserwartung
durch die Spekulationen ausgelöst wurde, die sich auf die
Cashmärkte für Nahrungsmittel übertragen hat (vgl. OECD-
FAO 2008). Trotzdem konstatiert v. Braun (2008) vollkom-
men richtig, dass diese Spekulationen eher ein Symptom
und weniger die Ursache gestiegener Nahrungsmittelprei-
se waren.

Klimawandel in Form von Global warming hat negative Ef-
fekte auf die Nahrungsmittelproduktion, da einerseits eine
erhöhte Frequenz von Naturkatastrophe durchschnittliche
Erträge reduziert und andererseits landwirtschaftliche Nutz-
fläche als Folge von global warming langfristig zerstört wird.
Nach Schätzungen von Cline (2007) geht die landwirtschaft-
liche Produktion um rund 16% zurück aufgrund des global
warming, während Easterling et al. (2007) einen Anstieg
der Nahrungsmittelpreise von rund 40% als Folge eines Tem-
peraturanstiegs von 3°C errechnen.

Nahrungsmittelpreisexplosion: Langfristiger
Trend oder kurzfristiger Schock

Zusammenfassend lassen sich die drastischen Preisstei-
gerungen also durch ein Zusammenspiel bekannter und neu-
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er Faktoren erklären. Allerdings relativieren sich die Preis-
steigerungen erheblich, wenn man über einen Zehnjahres-
zeitraum hinaus eine längerfristige historische Betrachtung
durchführt. Wie in Abbildung 3 am Beispiel der Weizenprei-
se zu erkennen ist, stellen die momentanen Preisspitzen kei-
nesfalls ein historisches Hoch dar. Im Gegenteil in realen
Preisen liegen diese sogar noch deutlich unterhalb der ab-
soluten Preisspitzen, die sich Anfang der 70%iger Jahre er-
gaben. Entsprechend wäre es sicherlich übertrieben be-
reits heute von einer historischen Trendwende der Nahrungs-
mittelpreisentwicklungen zu sprechen. 

Die zentrale Frage ist nun, welche Preisentwicklungen mit-
tel- und langfristig zu erwarten sind. Dies hängt in erster
Linie von der Frage ab, welche der oben genanten Fak-
toren eher von kurzfristiger oder längerfristiger Natur sein
werden. In diesem Zusammenhang gehen die FAO und
OECD in ihrer Nahrungsmittelpreisprognose von einem
kontinuierlichen Wirtschafts- und Bevölkerungswachs-
tum aus. Ebenso werden mittelfristig ein schwach blei-
benden US-Dollar sowie steigende Ölpreise und eine kon-
tinuierlich zunehmende Bioenergieproduktion angenom-
men. Die witterungsbedingten Ertragseinbußen von 2007
werden dagegen als ein temporärer Einflussfaktor einge-
stuft, d.h. konkret nimmt die OECD-FAO Prognose eine
kontinuierliche Produktionssteigerung für landwirtschaft-
liche Güter an. 

Vor dem Hintergrund der OECD-FAO Prognosen für den
Zeitraum 2008–2017 (vgl. Abb. 1 u. 3) stellen die drastischen
Nahrungsmittelpreissteigerungen von 2007/2008 also eher
einen kurzfristigen Schock dar. Zwar bewirken neuen Fak-
toren, allen voran die Bioenergie, eine dauerhafte Verschie-
bung des Preisniveaus nach oben, aber diese verändern
nicht den langfristigen Trend kontinuierlich sinkender realer
Preise für Nahrungsmittel.

Bevor man nun allerdings zu früh Entwar-
nung gibt, muss berücksichtigt werden,
dass die OECD-FAO Prognose unter spe-
ziellen Annahmen zu Stande gekommen ist.
Insbesondere wurde angenommen, dass
die witterungsbedingten Ertragsausfälle nur
temporärer Natur waren. Mögliche drasti-
sche Implikationen des Klimawandels wur-
den damit systematisch ausgeschlossen.
Bezieht man abweichend einen forcierten
Klimawandel in die Analysen mit ein, so er-
geben sich signifikant andere Preisprogno-
sen. Analog reagieren die Nahrungsmittel-
preisprognosen sensitiv auf den unterstell-
ten Trend der Bioenergieproduktion. Auf der
anderen Seite sind auch positive Schocks,
z.B. diskrete Technologiesprünge mit ent-
sprechenden Preissenkenden Effekten,
denkbar (vgl. OECD-FAO 2008). Letztere

können sich gerade als Reaktion auf verschärfte Nahrungs-
mittelkrisen ergeben, so dass es sicherlich genauso falsch
wäre, grundsätzlich von einem pessimistischen Szenario
auszugehen.

Was kann die Politik tun? 

1. Kurzfristig steht ohne Frage humanitäre Hilfe der unmit-
telbar durch die drastischen Nahrungsmittelpreissteige-
rungen betroffenen Menschen in den Entwicklungslän-
dern im Vordergrund. Hier ist eine Hilfe in Form von fi-
nanziellen Transfers eine bessere Maßnahme im Vergleich
zu direkten Nahrungsmittellieferungen. 

2. Verfehlt erscheinen in diesem Zusammenhang die agrar-
politischen Ad-hoc-Reaktionen vieler nationaler Regie-
rungen, u.a. Argentinien, China und Indien, die kurzfris-
tige Exportbeschränkungen zur Kontrolle ihrer inländi-
schen Nahrungsmittelpreise in 2007 eingeführt haben.
Solche Maßnahmen sind beggar-the-neighbour Politi-
ken, die nicht nur zu globalen Wohlfahrtsverlusten auf-
grund von Handelsverzerrungen führen, sondern letzt-
endlich auch weitere Weltmarktpreissteigerungen impli-
zieren, da sie den inländischen Konsum künstlich hoch
halten und gleichzeitig Produktionsanreize inländischer
Bauern reduzieren.

3. Mittelfristig sind Reformen der Agrarpolitik notwendig.
Diese umfassen in Entwicklungsländern einerseits die
Förderung der institutionellen Rahmenbedingungen des
Agrarsektors, d.h. Verbesserung der Governance und
Administration, Infrastruktur, Bildung und Gesundheit.
Andererseits sind politische Eingriffe zur Förderung der
Entwicklung effizienterer Agrartechnologien zur Kompen-
sation degressiver Effekte des Klimawandels wichtig. 

4. Analog erscheint eine Förderung der Forschung und Ent-
wicklung von effizienteren Bioenergietechnologien der
zweiten Generation hilfreich. Dies gilt insbesondere für
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die hoch entwickelten Industrieländer, die in diesem Be-
reich komparative Vorteile aufweisen. Wenig sinnvoll ist
allerdings die Subventionierung der Anwendung von nicht
effizienten Standardtechnologien zur Erzeugung von Bio-
energie wie dies zurzeit in den USA und der EU erfolgt.
Diese sollte umgehend abgeschafft werden.

5. Eine Fortführung der Reformbestrebungen der interna-
tionalen Agrarhandelspolitik im Rahmen von WTO, wie
auch der Agrarreformen in der EU und den USA ist drin-
gend notwendig, um Handelsrestriktionen weiter abzu-
bauen. Dies impliziert einerseits direkte Wohlfahrtsgewin-
ne in den meisten Ländern. Vor allem aber würden Prei-
sinstabilitäten aufgrund eines größeren internationalen
Marktvolumens erheblich reduziert werden. Darüber hin-
aus würde eine weitere Liberalisierung des Agrarhandels
nachhaltige Preissenkungen für Nahrungsmittel in hoch
protektionierten Ländern wie der EU implizieren.

6. Vorrangige Aufgabe der Politik bleibt es Rahmenbedin-
gungen für funktionierende internationale Märkte zu
schaffen, in denen relative Knappheitsverhältnisse un-
verzerrt durch entsprechende Preisentwicklungen signa-
lisiert werden. Denn das beste Mittel gegen hohe Nah-
rungsmittelpreise sind hohe Nahrungsmittelpreise.
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Krise oder Blase? Warum die 
Nahrungsmittelpreise explodieren

Hatte der Gipfel gar keinen Grund? War alles nur eine gro-
ße Blase – die noch während Politiker und Journalisten aus
aller Welt sich in Rom die Köpfe heiß redeten schon wieder
zerplatzte? 

Titelte doch niemand geringeres als die »Süddeutsche Zei-
tung« am 5. Juni in ihrem Wirtschaftsteil: »Auf dem Welter-
nährungsgipfel wird über knappe Nahrungsmittel und Hun-
ger diskutiert – doch in Wirklichkeit quellen in Asien die La-
ger über« (»Bauern bleiben auf der Reisernte sitzen«, SZ vom
4. Juni 2008).

War alles reine Spekulation von Anlegern, die die Preise
erst explodieren lassen und sich schon wieder zurückzie-
hen? Wozu dann dieser Krisengipfel?

In der Tat hatte die Welt so einen Gipfel noch nicht gesehen:
Vor wenigen Monaten noch stand nur die Idee im Raum,
kurzfristig eine hochrangige Fachkonferenz einzuberufen.
Noch Anfang des Jahres hätte kaum ein Politiker und keine
Zeitung der Welt davon Notiz genommen. Nun war daraus
in Rekordzeit ein »Gipfel zur Welternährung« geworden: Über
40 Staats- und Regierungschefs sowie 1 300 Journalisten
aus aller Welt diskutierten Anfang Juni in Rom auf Einladung
der Food and Agriculture Organization (FAO) drei Tage lang,
warum der Welt das Essen auszugehen droht. 

Was war in der Zwischenzeit geschehen? Und was muss
jetzt geschehen, um die in der Tat grassierende Welternäh-
rungskrise zu meistern – oder existiert sie gar nicht?
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Laut Weltbank könnten im Zuge eines »stillen Tsunamis«
über 100 Mill. Menschen bald dem Hunger ausgeliefert
sein. Das UN World Food Programme muss (WFP) inzwi-
schen sogar von bis zu 130 Mill. bedrohten Menschen aus-
gehen.

Bereits seit Monaten geht ein neues Phänomen um die Welt:
»Food riots« greifen um sich, Hungerunruhen, und das von
Haiti bis nach Pakistan, vom Senegal bis nach Jemen – selbst
wichtige Regionalmächte wie Mexiko und Indonesien blei-
ben nicht verschont. In Haiti haben sie bereits zum Sturz der
Regierung geführt. Mehr als 30 weitere Staaten gelten als
akut gefährdet. Sicherheitsexperten nennen Nahrungsman-
gel heute als Friedensrisiko in einem Atemzug mit Rohstof-
fen wie Wasser und Öl.

Warum rebellieren die Menschen? Weil Nahrungsmittel so
rasant so teurer geworden sind wie nie. Weil bald insgesamt
1 Mrd. Menschen Hunger leiden könnten – schon heute sind
es rund 860 Millionen. 

Zwischen März 2007 und März 2008 sind die Einkaufsprei-
se für Getreide, die auch das UN World Food Programme
(WFP) als größte humanitäre Organisation der Welt wie ein
normaler Käufer zahlen muss, um durchschnittlich 86% ge-
stiegen. In vielen Entwicklungsländern ist die Lage noch ver-
heerender, da unterschiedliche Getreide das jeweils wich-
tigste Grundnahrungsmittel darstellen: In Somalia hat sich
der Preis für Hirse innerhalb weniger Wochen verdoppelt.
In Tadschikistan ist der Weizenpreis im Jahr 2007 um 126%
gestiegen. In Bangladesch bezahlen die Menschen den dop-
pelten Preis für Reis wie noch vor einem Jahr.

Aber hat sich die Lage nicht bereits wieder entspannt? Laut
»Süddeutscher Zeitung« ist doch allein der Reispreis be-
reits wieder »um ein Fünftel gefallen«. Allein seit der Vorwo-
che sei er von 900 bis 930 US-Dollar die Tonne in Thailand
Anfang Juni auf 830 bis 850 US-Dollar gefallen. »Der An-
stieg der Reispreise war eine Blase« zitiert die SZ abschlie-
ßend eine »Expertin«. 

Die Frage, inwiefern Spekulation zur aktuellen Preisexplosi-
on bei Nahrungsmitteln beigetragen hat, ist natürlich wich-
tig – doch ob ihre Beantwortung dabei weiterhilft, die Krise
zu meistern oder ihre eigentlichen Probleme verschleiert,
ist entscheidend. 

Beispiel Reispreise in Thailand: In der Tat sind die Reis-Prei-
se zuletzt glücklicherweise wieder gefallen, gleiches gilt für
Weizen. Was beispielsweise die SZ jedoch in verblüffender
Weise verschweigt, ist der Rahmen, in dem sich dieser Fall
bewegt: In Bangkok kostete ein Tonne Reis im März 2007
noch weniger als 300 US-Dollar. Ende April 2008 betrug der
Preis 1200 US-Dollar. Da ist ein Rückfall um ein Fünftel oder
mehr erfreulich – aber was hat er mit einem angeblichen

Ende der Preisexplosion zu tun? Oder mit der These, die ge-
samte Explosion war eine reine Anlegerblase? 

Tatsächlich spielt Spekulation sicherlich eine Rolle beim Preis-
boom. Dass es in den Medien so eine große Rolle spielte,
dürfte vor allem einen Grund haben: Die Menschen fühlen
sich damit unwohl, dass auf ein Grundbedürfnis wie Essen
spekuliert wird. Was sie in der Telekommunikationsbranche
oder sogar bei Immobilien akzeptieren, erscheint ihnen falsch,
wenn es um Nahrung geht. 

Selbst Anlageberater beispielsweise deutscher Finanzinsti-
tute, die auf Spekulation als Ursache der Preisexplosionen
verwiesen, nannten meist maximal einen Anteil von 20 bis
30% der Steigerungen, den kurzfristige Anlagen ausgelöst
hätten. Das UN World Food Programme ist nicht die fach-
liche Institution, um diese Schätzungen zu überprüfen, so-
fern dies überhaupt technisch möglich ist. Es mag an mei-
ner Unkenntnis liegen, doch noch ist mir keine Studie be-
kannt, die »Spekulantengeld« und »normale Investitionen«
klar unterscheiden konnte. Doch angenommen diese Mar-
ge ließe sich sogar klar belegen: Sie machte nur einen ge-
ringen Teil der genannten Preissteigerungen aus, die vor al-
lem strukturelle und sehr langfristige Ursachen haben – wes-
halb auch fast alle Agrar-Experten davon ausgehen, dass
die Preise wenn nicht weiter steigen, so doch allemal hoch
bleiben werden. 

Dies hat vor allem vier Gründe: 

1. Der wirtschaftlich Aufschwung in mehreren Entwick-
lungsländern. Menschen in aufstrebenden Volkswirtschaf-
ten wie China, Indien, Brasilien oder auch in Afrika verän-
dern ihre Essgewohnheiten, so wie es Menschen schon im-
mer gemacht haben, wenn sie mehr Wohlstand erlangen.
Wohlhabendere Menschen essen mehr und anders. Allein
der Fleischkonsum von 1,3 Mrd. Chinesen steigt seit lan-
ger Zeit pro Jahr um 5%. Dies hat große Auswirkungen,
denn es heizt die Nachfrage nach Getreide um ein Vielfa-
ches an: Für die Produktion von einem Kilo Rindfleisch müs-
sen 7 Kilo Getreide als Tierfutter angebaut und verfüttert
werden. 

Die steigende Nachfrage hat unter anderem dazu geführt,
dass sich China praktisch über Nacht von einem der welt-
weit größten Maisexporteure zu einem Maisimporteur ent-
wickelt hat. Das globale Bevölkerungswachstum kommt
noch hinzu.

2. Die Ölpreise, die ein nie da gewesenes Niveau erreicht
haben. Dadurch steigen die Produktionskosten für Nah-
rungsmittel auf allen Ebenen – für Düngemittel, für den Treib-
stoff zum pflügen, pflanzen und ernten, für die Lagerung und
den Transport. Selbst in Deutschland gilt Kunstdünger heu-
te nach Aussagen von Bauern als Mangelware.

61.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  11/2008

15



Zur Diskussion gestellt

3. Die Nahrungs- und Energiemärkten sind verflochten
wie nie zuvor. Wie Landwirte auf der ganzen Welt wissen,
haben die verbesserten Produktionstechniken zur Gewin-
nung von Biosprit und Biodiesel in Verbindung mit dem
hohen Ölpreis dazu geführt, dass Nahrungsmittel als Roh-
stoffe für die industrielle Verwertung viel attraktiver gewor-
den sind. 

Dies wirkt sich auf die Nachfrage nach Getreide deutlich aus:
Seit dem Jahr 2000 ist der weltweite Getreideverbrauch in
Form von Nahrungsmitteln um immerhin 5% gestiegen; die
Nachfrage nach Getreide für Tierfutter legte sogar um 8%
zu; die Verwendung von Getreide für die industrielle Produk-
tion stieg aber um 38%. Ein Drittel der US-Maisernte wird
dieses Jahr bereits zu Ethanol.

4. Vermehrt auftretende extreme Wetterereignisse. Nach
Angaben des USAID Office of Foreign Disaster Assistance
gibt es mittlerweile jährlich im Schnitt zwischen 400 und
500 Naturkatastrophen, während es in den 1980er Jahren
nur durchschnittlich 125 waren. Die Folgen für die Agrarwirt-
schaft sind durch Überschwemmungen und Dürren wie
jüngst in Australien und Westafrika verheerend. Zugleich sind
die langfristigen Prognosen beispielsweise für die Agrarwirt-
schaft vieler afrikanischer Länder verheerend, wenn der Kli-
mawandel nicht deutlich gebremst werden kann. 

Hinzukommen politische Reaktionen auf die Krise, die nicht
weiter helfen, sondern vielfach schaden: Die Exportbeschrän-
kungen und -verbote vieler Länder beispielsweise für Reis
haben zu einer massiven Verknappung auf dem Weltmarkt
geführt. Nur rund 5% der globalen Reisproduktion erreichen
den internationalen Handel. Für WFP war es deshalb zeit-
weise unmöglich, dringend benötigten Reis auf asiatischen
Märkten aufzukaufen. 

Die Folgen für die Produktion können zudem fatal sein: Zum
Glück ist in diesem Jahr weltweit eine gute Reisernte zu
erwarten, sie wird laut FAO um etwa 2% steigen. Wenn
die Bauern zugleich aber nicht in der Lage sind ihre Über-
schüsse zu exportieren, wie im jüngsten angesprochenen
Fall in Thailand, verlieren sie den Anreiz, das Angebot zu
erhöhen.

Dabei wird dies der Schlüssel zum Erfolg sein: Bereits in sie-
ben der acht vergangenen Erntejahre lag die weltweite Nach-
frage höher als das aktuelle Angebot. Die Getreidevorräte
weltweit sind auf dem niedrigsten Stand seit 25 Jahren. Die
Ära der Nahrungsmittelüberschüsse ist vorbei. Stattdessen
muss die Agrarproduktion bis zum Jahr 2030 um 50% stei-
gen, um den Bedarf zu decken, wie UN-Generalsekretär Ban
Ki Moon beim Welternährungsgipfel erläuterte.

Andernfalls wären die Langzeitfolgen verheerend, wie unse-
re Erhebungen ergeben. Schon in der Vergangenheit muss-

ten arme Haushalte in Entwicklungsländern zwei Drittel ih-
res Einkommens und mehr nur für Essen ausgeben. Wenn
sich dies dann dramatisch verteuert, ist die Katastrophe 
programmiert. 

Beispiel Sri Lanka: Rund 80% der armen Familien essen be-
reits jetzt kleinere und wenig nahrhafte Mahlzeiten; fast zwei
Drittel der Haushalte lässt notgedrungen ganze Mahlzeiten
ausfallen; in jeder dritten Familie muss tagelang auf jegliches
Essen verzichtet werden.

Auch die Langzeitfolgen sind verheerend und gehen noch
weit über die Frage ausreichenden Essens hinaus: Wie un-
sere Erhebungen bestätigen, sparen die betroffenen Fami-
lien notgedrungen bei Arztbesuchen, Kleidung und Hygie-
ne – und werden immer leichter krank. Insbesondere in länd-
lichen Gebieten nehmen Familien ihre Kinder aus der Schu-
le, um Gebühren zu sparen oder sie mitarbeiten zu lassen.
Und der Mehrheit der Familien bleibt nur ein Ausweg: Sie
machen Schulden. All das treibt die Menschen in eine Spi-
rale von Krankheit und mangelnder Bildung, andauernder
Armut und neuen, massenhaften Hungers – wenn wir ih-
nen nicht schnell und umfassend helfen. 

Was ist also zu tun? Wer die akute Not bekämpfen und zu-
gleich die realen Ursachen der Krise meistern will, die Fi-
nanz-Spekulationen lediglich weiter angeheizt haben, muss
insbesondere fünf Herausforderungen angehen:

1. Kurzfristig brauchen die Menschen akute Hilfe. Sie sind
mit einem »neuen Gesicht des Hungers« konfrontiert –
sie sehen vielfach genug Essen in den Läden, aber sie
können es schlicht nicht mehr bezahlen. Allein die Kos-
ten für das UN World Food Programme, um wie noch
vor einem Jahr geplant den 70 Mill. Bedürftigsten helfen
zu können, sind in der Zwischenzeit um 756 Mill. US$
gestiegen; im Umkehrschluss hieße das: Mit dem selben
Budget können nur rund 40% weniger Hungernde er-
reicht werden. 

2. Die Nahrungsmittelhilfe steht zugleich vor einer Revolu-
tion. Moderne »food aid«, Nahrungsmittelhilfe, versteht
sich heute als »food assistance« – Ernährungshilfe. Denn
die beste Nothilfe ist eine Investition in die Zukunft. 
Wo immer möglich, gilt es daher die Hilfe vor Ort sowohl
zu investieren als auch zu leisten. Für WFP bedeutet dies
zum Beispiel, dass heute rund 80% der Aufkäufe von
Nahrungsmitteln in Entwicklungsländern getätigt wer-
den, um so die lokalen Bauern zu fördern. Entgegen man-
chen Klischees ist dies allerdings auch nicht immer sinn-
voll: Massive lokale Aufkäufe können auch zu weiteren
Preissteigerungen führen – hier muss also stets genau
auf die lokalen Märkte geschaut werden. 
Im Zuge des »neuen Gesicht des Hungers«, bei dem oft
genug, aber zu teueres Essen lokal vorhanden ist, kann
es zudem sinnvoll sein, Bedürftigen keine Nahrungsmit-
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tel, sondern Essensgutscheine zu geben, die sie auf lo-
kalen Märkten einlösen können – sofern diese existieren.
So kann moderne Ernährungsunterstützung ein breites
Set an Instrumenten bereitstellen, die die aktuelle Welt-
ernährungskrise nicht nur zu lindern, sondern zu über-
winden hilft.

3. Um das zu erreichen, gilt es zugleich einfachste soziale
Sicherungsnetze in Entwicklungsländern aufzubauen und
so den Teufelskreis aus Armut und Hunger zu durchbre-
chen. Beispiel Schulspeisungen: Kinder sind von der ak-
tuellen Krise mit am härtesten betroffen. Kommt es bei
ihnen zur Mangelernährung, haben sie kaum Chancen,
die daraus folgenden Entwicklungsdefizite später auf-
zuholen. Dennoch drohen nun immer mehr Arme, ihre
Kinder aus der Schule zu nehmen und so den Teufels-
kreis aus Hunger und mangelnder Bildung, Bildungsman-
gel und Hunger neu zu beginnen. 
Ihnen muss jetzt geholfen werden: Simple und kosten-
günstige soziale Netze wie Schulspeisungen, die eben-
falls aus lokaler Produktion stammen werden können,
führen nachweislich zu deutlich höheren Einschulungs-
raten, insbesondere bei Mädchen, und sichern ihre Ge-
sundheit und künftige Ausbildung zugleich. So können
sie den Teufelskreis des Hungers durchbrechen – wenn
wir sie nicht allein lassen: 59 Mill. Kinder weltweit gehen
derzeit hungrig zur Schule. Die Frage ist, wie lange ihre
Eltern sie noch gehen lassen. 

4. Die größte Herausforderung der aktuellen Krise liegt je-
doch in der Landwirtschaft selbst. Ein massiver Ausbau
des Nahrungsangebots ist nötig – und das größte Po-
tential liegt hier zweifellos in den Entwicklungsländern
selbst: Afrikanische Kleinbauern holen im Vergleich zu
etwa deutschen Bauern meist nur etwa ein Zehntel der
Ernte aus einem Hektar Land. Hier ist das Potential al-
so riesig – doch das Gegenteil droht: Weil sich Klein-
bauern die ebenfalls explodierten Preise für Inputs wie
Saat und Dünger kaum noch leisten können, drohen vie-
le ihrer Ernten im nächsten Jahr sogar auszufallen.
Mikrokredite für Saatgut, Beratung, einfachste Bewäs-
serungssysteme und Sandpisten zum nächsten Markt
fehlen – wer in die 1,5 Mrd. Kleinbauern auf der Welt nur
geringe Mittel investiert, wird große Erträge ernten. 
Der Nachholbedarf ist dabei beträchtlich, weil die Land-
wirtschaft seit langem das Stiefkind der Entwicklungs-
politik ist: Lag der Anteil der öffentlichen Entwicklungs-
hilfe für den ländlichen Raum noch vor 25 Jahren bei
17%, so ist er heute auf 4% gesunken. Gleiches gilt für
die Forschungsausgaben im Agrarsektor.
Auch die afrikanischen Staaten haben zugesagt, min-
destens 10% ihres Haushaltsbudgets in die Landwirt-
schaft zu investieren – vielfach liegen die realen Investi-
tionen deutlich niedriger. Dabei wäre Agrarentwicklung
die beste Armutsbekämpfung: Drei Viertel der Armen
weltweit leben auf dem Land – für sie könnte der aktu-
elle Boom auch eine riesige Chance sein. 

5. Welch einmalige Chancen sich bieten, wenn es gelingt,
die Agrarentwicklung auch mit Konferenzen wie der
jüngsten in Rom ganz oben auf der politischen Agenda
festzusetzen, verdeutlicht eine weitere Entwicklung: Trotz
aller genannten widrigen Umstände, trotz massiver Han-
delsbeschränkungen auf den Agrarmärkten vor allem des
Nordens usw. ist in den vergangenen Jahrzehnten ein
dramatischer humanitärer Erfolg gelungen: Noch 1970
litten 37% der Weltbevölkerung Hunger. Binnen gut
30 Jahren ist es gelungen, den Anteil der Hungernden
mehr als zu halbieren, auf rund 17%. 
Diese Erfolge könnte die Welternährungskrise zunichte
machen. Nutzen wir die aktuelle Krise aber als Chance
für eine neue Agrarrevolution, können wir diesen »stillen
Tsunami« vermeiden. 
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Wie geht es weiter auf den 
Weltagrarmärkten und wie sollte 
die Agrarpolitik darauf reagieren?

Wir hatten uns daran gewöhnt: Die Preise für Nahrungsmit-
tel sind günstig und stabil, und der Anteil der Verbraucher-
ausgaben für Nahrungsmittel geht ständig zurück, in
Deutschland auf heute 14%. Hinter dieser Entwicklung in
den letzten Jahrzehnten stehen starke Produktivitätsstei-
gerungen im Agrarsektor bei begrenztem Nachfragewachs-
tum, und das hat zu dem »klassischen« Bild des Agrarstruk-
turwandels geführt. Immer weniger Landwirte werden be-
nötigt, um Nahrungsmittel zu produzieren und die Bevölke-
rung zu ernähren. Heute arbeiten noch 2,2% der Erwerbs-
tätigen in Deutschland im Agrarsektor und erwirtschaften
0,9% des Bruttosozialprodukts; ein Landwirt ernährt ca.
140 Menschen. Gleichzeitig hat diese Entwicklung zu einer
protektionistisch ausgerichteten Agrarpolitik in der EU und
zu hohen Agrarsubventionen geführt, die seit langem kriti-
siert werden. 

Den aktuellen Boom auf den Weltagrarmärkten für Getrei-
de und bis vor kurzem auch bei Milchpro-
dukten nehmen die Verbraucher mit Erstau-
nen wahr. Für diese neue Entwicklung sind
sicherlich auch kurzfristige Faktoren wie ex-
treme Witterungsbedingungen und historisch
niedrige Lagerbestände verantwortlich. Auch
hat es in wichtigen Exportländern Produkti-
onsrückgänge gegeben, und falsche und
spekulative Erwartungen auf einzelnen Ter-
minmärkten haben zu dem Preisauftrieb bei-

getragen. Hinter der neuen Entwicklung stehen aber vor al-
len Dingen strukturelle Faktoren, die seit der Jahrtausend-
wende deutlicher werden. Erwartet werden für die Zukunft
deutlich höhere Agrarpreise im Vergleich zum Preisniveau
der letzten zehn Jahre. Das gilt insbesondere für Getreide
und Milchprodukte und in geringerem Umfang für Zucker,
Rind- und Schweinefleisch.

Welches sind die Bestimmungsgründe hinter 
dieser Marktentwicklung?

Abbildung 1 veranschaulicht einige grundlegende Zusam-
menhänge. Dem globalen Angebot von Agrarprodukten ste-
hen vier Komponenten der Nachfrage, die vier »F«, gegen-
über: food, feed, fibre and fuel. Wie im Lehrbuch steigt der
Preis, wenn das Angebotswachstum dem Nachfragewachs-
tum hinterherhinkt, und das ist in der Tendenz insbesonde-
re auf den Weltgetreidemärkten zu beobachten. Fünf kon-
krete Entwicklungen und Bestimmungsfaktoren sind hervor-
zuheben. Da ist einmal das starke Nachfragewachstum in
Schwellenländern Asiens, verursacht durch Bevölkerungs-
wachstum und Einkommenssteigerungen, das die Nachfra-
ge nach Nahrungsmitteln und Futtermitteln anheizt. Dem
steht auf der Angebotsseite ein begrenztes Produktivitäts-
wachstum gegenüber. Seit Jahren beobachten wir, dass die
Produktivität in der Agrarproduktion weltweit zwar noch
steigt, aber deutlich geringer als früher. Hier zeigen sich auch
Versäumnisse der Vergangenheit, wie ein Rückgang der 
Investitionen im Agrarbereich und ein Rückgang der Agrar-
forschung. 

Ein dritter Bestimmungsfaktor sind ohne Zweifel die ho-
hen Energiepreise. Ein hoher Energiepreis erhöht die Pro-
duktionskosten und bremst das Angebot, und er führt zu
einer wachsenden Nachfrage nach erneuerbaren Energien
und damit auch nach Bioenergie. Bereits in der Vergan-
genheit war zu beobachten, dass die Entwicklung der Prei-
se auf den Weltagrarmärkten eng mit Energiepreisentwick-
lungen korreliert ist. Die Nachfrage nach Agrarprodukten
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zur Energiegewinnung wird zudem in Deutschland und der
Europäischen Union, aber auch in weiteren Industrielän-
dern, durch die aktuelle Bioenergiepolitik verstärkt. Be-
reits heute wird ein Siebtel der landwirtschaftlichen Fläche
in Deutschland für die Energiegewinnung genutzt, und ei-
ne Umkehr dieser Entwicklung ist nicht absehbar. Schließ-
lich zeigen sich auf den Weltagrarmärkten bereits Konse-
quenzen des Klimawandels, wenn auch noch undeutlich.
Erwartet wird ein negativer Einfluss auf das Produktivi-
tätswachstum in wichtigen Produktionsregionen, insbe-
sondere aber die Zunahme von witterungsbedingten Pro-
duktionsschwankungen und damit eine steigende Volatili-
tät auf den Weltagrarmärkten.

Welche Antworten hat die EU-Agrarpolitik auf
diese Entwicklungen?

Die Geschichte der Agrarpolitik in der Europäischen Union
ist eine Geschichte ständiger Reformen. Abbildung 2 skiz-
ziert diese Entwicklung und wesentliche Reformschritte. Aus-
gangspunkt und dominant ist bis 1992 eine protektionisti-
sche Markt- und Preispolitik, die über gemeinsame Markt-
ordnungen umgesetzt wird. Mit der MacSharry-Reform wer-
den dann die protektionistische Preispolitik zurückgefahren
und Direktzahlungen eingeführt; diese Entwicklung wird mit
der Agenda 2000 fortgesetzt. Gleichzeitig wird die nicht-
marktbezogene Agrarpolitik ausgebaut. Seit der Agenda
2000 sprechen wir von der zweiten Säule der Agrarpolitik
oder allgemeiner von der Politik für den ländlichen Raum, für
die seit 2007 mit der Schaffung des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raum ein
eigenständiger Fonds geschaffen worden ist. Wie es nach
der aktuellen »Gesundheitsprüfung« der EU-Agrarpolitik ab
2010 und vor allem in der neuen Finanzierungsperiode ab
2014 weiter gehen könnte, deutet die Abbildung an.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung und den neuen
Trends auf den Weltagrarmärkten sollte man eigentlich nicht
von »der« Agrarpolitik, sondern von drei Politiken reden. Nen-
nen wir sie: die »alte« Agrarpolitik, die »neue« Agrarpolitik
und die Agrarpolitik der Zukunft. Bei der »alten« Agrarpoli-
tik geht es um die Markt- und Preispolitik, um Schutzpolitik
und die Einkommensproblematik im Agrarsektor. Themen
dieser Politik sind heute Liberalisierung und WTO-Verhand-
lungen sowie die Zukunft der Direktzahlungen als gegen-
wärtig wichtigstem Instrument der »alten« Agrarpolitik. Die-
ser Politikbereich ist nach wie vor relevant und vor allem
haushaltswirksam, aber die »alte« Agrarpolitik ist eher ein
Auslaufmodell, und es stellt sich die Frage, wie der Über-
gang zu gestalten ist. Direktzahlungen können für einen Über-
gangs- und Anpassungsprozess begründet werden, wenn
Politikänderungen zu sinkenden Preisen führt. Aber wie lan-
ge sollte dieser Anpassungs- und Übergangsprozess dau-
ern, und wie stellt sich die Notwendigkeit solcher Zahlun-
gen bei stabilen Märkten und steigenden Agrarpreisen dar,
bei denen es gar keiner Anpassungsprozesse »nach un-
ten« mehr bedarf? Die Kommission hält sich zur Frage der
Zukunft der Direktzahlungen bedeckt. 

Bei der »neuen« Agrarpolitik stehen die zweite Säule und die
Politik für den ländlichen Raum im Mittelpunkt. In diesem
Politikbereich ist das Thema die Bereitstellung öffentlicher Gü-
ter und die Politikgestaltung über den Markt hinaus. Zu Recht
hat sich die »neue« Agrarpolitik als ein wichtiges Politikfeld
etabliert und wird dies auch künftig sein. Die Frage ist, wie
eine sinnvolle zielorientierte Politik in der zweiten Säule zu ge-
stalten ist und wie das Instrumentarium vor dem Hintergrund
der Marktentwicklungen weiterentwickelt werden soll. Kommt
es als Folge steigender Agrarpreise zu einer Intensivierung
der Produktion, so könnte die zweite Säule eine wachsende
Bedeutung für Natur- und Ressourcenschutz erhalten. Die
Diskussion solcher Szenarien steht am Anfang. 

Bei der Agrarpolitik der Zukunft schließlich
geht es um Politikgestaltung in Zeiten neuer
Knappheit. Vor dem Hintergrund höherer
Agrarpreise zeichnen ganz andere Fragen für
die Agrarpolitik ab als bisher. Es wird nicht
mehr gehen um Preisstützung, sondern um
den Umgang mit Preisschwankungen, Markt-
risiken und möglichen Stabilisierungspoliti-
ken. Dabei werden die Perspektive der Ver-
braucher und Fragen der Ernährungssiche-
rung an Bedeutung gewinnen, insbesonde-
re wenn es um einkommensschwache Be-
völkerungsgruppen und Entwicklungsländer
geht. Über solche Themen der Zukunft reden
wir heute noch wenig; wir sind noch verfan-
gen im Blick zurück auf billige Nahrungsmit-
tel und Überschüsse und einen schutzbe-
dürftigen Agrarsektor.

61.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  11/2008

19

 

Luxemburger

Agrarstruktur

Anpassungshilfe

Agrarumwelt

Agrarstruktur

Anpassungshilfe

Agrarumwelt

2014 ??

r Beschlüssen
Agrarpolitk

der

Zukunft

Agrarsrr truktur

Marktkk stabilisierung
Ländliche

Entwicklung Ländliche
Entwicklung

Umwelt- und
Kulturlandschaftff

Umwelt- und
Kulturlandschaftff

Agrarumwelt

N e u e" A g r a r p o l i t i k
"

vor 1992

Preispolitik
McSharry-Reform/

Agenda 2000
Nach den

nach 1992 2010 ?

Protektionistische

Gemeinsame
Markt-

organisation

Prämien-
zahlungen

Anpassungs-
hilfeff

Markt-
stabilisierung

Gemeinsame
Markt-

organisation

A l t e" A g r a r p o l i t i k
"

Paradigmenwechsel in der Agrarpolitk

Quelle: Darstellung der Autoren nach Buckwell (1997).

Abb. 2



Zur Diskussion gestellt

Neue Konflikte als Folge der Bioenergiepolitik?

Bereits heute wird heftig kritisiert, dass die Förderung der
Energiegewinnung aus Biomasse in Industrieländern die
Preisentwicklung auf den Weltagrarmärkten noch ver-
schärft. Dass eine politisch verursachte erhöhte Nachfra-
ge nach Bioenergie in einem System verbundener Märkte
die Nahrungspreise nach oben zieht, ist unstrittig, wenn-
gleich über die Größenordnung die Meinungen auseinan-
der gehen. Bei Fortführung und Verschärfung der aktuel-
len Bioenergiepolitik, wie sich abzeichnet, wird sich dieser
Effekt deutlich zeigen. 

Es ist offensichtlich, dass die Agrarwirtschaft ganz erheblich
von der aktuellen Bioenergiepolitik in Deutschland und
Europa profitiert. Das ist aus Sicht des Sektors sicherlich
positiv zu sehen, obwohl dabei nicht alle Produktionsrich-
tungen gewinnen. Auch mag die neue Nachfrage nach Agrar-
rohstoffen für die Energieerzeugung den anstehenden Ab-
bau der Direktzahlungen weniger dramatisch erscheinen las-
sen. Die neue Entwicklung der Energiegewinnung aus Bio-
masse ist aber generell kritisch zu sehen: Sie ist wenig effi-
zient, und sie verschärft den Konflikt zwischen Energie- und
Nahrungsproduktion. 

Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik beim Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz hat in seinem neuen Gutachten deutlich gemacht,
dass die derzeitige Bioenergiepolitik grundsätzlich zu hinter-
fragen ist und geändert werden sollte. Kritisiert wird insbe-

sondere, dass die CO2äq-Vermeidungskosten für einzelne
Bioenergielinien sehr hoch ausfallen. »Benchmark« für die-
se Vermeidungskosten ist der Betrag von ca. 20 bis 30 €
pro Tonne CO2äq, den etwa die Wärmedämmung bei Ge-
bäuden kostet. Eine ähnliche Größenordnung gibt es bei den
betrachteten Bioenergielinien nur bei der Strohverbrennung
oder bei der Nutzung von Hackschnitzeln. Bei anderen Bio-
energielinien sind die CO2äq-Vermeidungskosten deutlich
und zum Teil exorbitant höher, so bei einzelnen Biogaslini-
en und bei Biokraftstoffen. Abbildung 3 zeigt eine Zusam-
menstellung der CO2äq-Vermeidungskosten verschiedener
Energielinien aus dem Gutachten. 

Man braucht kein Ökonom zu sein, um solche Fakten zu
interpretieren. Offensichtlich ist die derzeitige Bioenergiepo-
litik recht ineffizient: Mit dem gleichen Mitteleinsatz könnte
die klimapolitische Zielsetzung der Reduzierung des CO2äq-
Ausstoßes wesentlich besser erreicht werden, wenn wir nicht
ungeeignete Maßnahmen mit hohem Mittelaufwand fördern
würden. Im Bioenergiebereich selbst wäre es sicherlich sinn-
voller, auf Abfallverwertung oder auf neue Technologien zu
setzen, als mit heutigen Technologien Agrarprodukte für
die Energiegewinnung zu nutzen. Problematischer wird die-
se Fehlentwicklung noch vor dem Hintergrund neuer For-
schungsergebnisse, die einen positiven Klimaeffekt von Bio-
kraftstoffen gänzlich in Frage stellen, insbesondere aber
angesichts der steigenden Nahrungsmittelpreise. 

Fazit

Für die Agrarwirtschaft in Deutschland und Europa liegt die
Zukunft nicht im Festhalten an »alten Subventionen«, son-
dern auf den Märkten und insbesondere auf den Weltagrar-
märkten. Marktorientierung und Wettbewerbsfähigkeit tre-
ten in den Vordergrund, und angesichts der erwarteten Agrar-
preisentwicklung bieten sich neue Perspektiven und Chan-
cen. Die bisherige Agrarpolitik wird an Bedeutung verlieren
und sich neuen Fragen stellen müssen, die sich nicht wie
bisher aus dem »alten Überfluss«, sondern aus der »neuen
Knappheit« ergeben. Die Debatte über die künftige, und dies-
mal ganz andere Agrarpolitik steht an.
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1. 

Gibt es noch etwas Neues? Zur Mindestlohndebatte ist von
akademischer und von politischer Seite schon sehr vieles
gesagt und publiziert worden. Mehrfach wurde die inter-
nationale Diskussion in einschlägigen Übersichtsartikeln (zu-
letzt Neumark und Wascher 2007) zusammengefasst. Das
Für und Wider der aktuell in Deutschland diskutierten und
praktizierten Einführung von Mindestlöhnen wurde intensiv
im ifo Schnelldienst (2008) von führenden deutschen Öko-
nomen kontrovers diskutiert. Der Sachverständigenrat
(2006, 401 ff.) hat das Thema gründlich diskutiert und in
seiner Mehrheit die Einführung von Mindestlöhnen als Irr-
weg bezeichnet. Die einschlägigen wirtschaftstheoretischen
Argumentationslinien sind bekannt und werden von mir hier
sehr kurz in den Punkten 2 und 3 zum Einstieg in die Dis-
kussion rekapituliert, um zu zeigen, an welchen Stellen sie
zu kurz greifen. In diesem Beitrag soll auf einige wirt-
schaftstheoretische Aspekte verwiesen werden, die in der
aktuellen Debatte in Deutschland bisher nicht hinreichend
diskutiert wurden, obwohl sie wichtige Erklärungsmuster für
zentrale Arbeitsmarktphänomene liefern. Angesichts der
theoretisch nicht vorherzusagenden Wirkungsrichtung ist
die Frage der Wirkung eines Mindestlohns eine empirische
Frage, die nur mit modernen Methoden der empirischen Ar-
beitsmarktforschung seriös beantwortet werden kann (vgl.
Neumark und Wascher 2007) – und das auch nur, wenn
Methoden und Daten eine Identifikation von Strukturpara-
metern oder von interessierenden kausalen Effekten erlau-
ben. Ein zweites Ziel dieses Beitrags ist daher die Diskus-
sion von relevanten empirischen Ansätzen und Ergebnis-
sen. Auch hier beschränke ich mich auf einige Aspekte,
die mir zur Einordnung wichtig erscheinen, die aber aus mei-
ner Sicht in der bisherigen Debatte in Deutschland nicht –
oder nicht ausreichend – berücksichtigt wurden. Der Voll-

ständigkeit halber sei erwähnt, dass ich hier auf die wich-
tigen verteilungspolitischen Aspekte des Mindestlohns be-
wusst nicht eingehen werde, siehe hierzu bspw. die Aus-
führungen von Börsch-Supan im ifo Schnelldienst (2008,
37 ff.) oder Franz (2008). Nur soviel, ein flächendeckender
Mindestlohn kann kein zielgruppenorientiertes Mittel der Ar-
mutsbekämpfung sein. Umgekehrt kann er zum Bume-
rang werden, wenn er armen Erwerbspersonen die Mög-
lichkeit nimmt, sich etwas zu ihren Sozialleistungen hinzu-
zuverdienen. Ebenso nehme ich keinen Vergleich vor zwi-
schen einem flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn
und einem branchenspezifischen Mindestlohn, siehe hier-
zu diverse Stellungnahmen in ifo Schnelldienst (2008).

2.

Theoretisch alles klar, Teil 1: Unterstellen wir das Lehrbuch-
modell einer neoklassischen, mit dem Lohn fallenden Nach-
frage nach homogener Arbeit und eines konstanten oder mit
dem Lohn steigenden Angebots für homogene Arbeit, dann
ist alles ganz einfach. Liegt der Mindestlohn unterhalb des
Gleichgewichtslohns, bei dem Angebot gleich Nachfrage ist,
dann ist der Mindestlohn wirkungslos, sprich: im Gleichge-
wicht stellt sich der höhere Marktgleichgewichtslohn ein, weil
sich Arbeitgeber und Arbeitsanbieter bei diesem höheren
Lohn beide besser stellen. Umgekehrt, wenn der Mindest-
lohn dem Gleichgewichtslohn entspricht oder sogar darüber
liegt, dann führt eine Erhöhung des Mindestlohns zu einer
Bewegung entlang der Arbeitsnachfrage, d.h. der Lohn
steigt, die Beschäftigung sinkt und es entsteht Arbeitslo-
sigkeit. Die unterstellte Homogenität des Faktors Arbeit und
das Fehlen von Marktmacht schränken die Anwendbarkeit
dieser Überlegungen ein, wie die folgenden Ausführungen
deutlich machen.

3.

Theoretisch alles klar, Teil 2: Anders wird im Lehrbuchmo-
dell des Monopsons Marktmacht des Arbeitgebers unter-
stellt, die dazu führt, dass der Arbeitnehmer unterhalb sei-
ner Grenzproduktivität entlohnt wird und gleichzeitig die Be-
schäftigung niedriger als im Arbeitsmarktgleichgewicht bei
vollständiger Konkurrenz ausfällt. Die Marktmacht des Ar-
beitgebers führt dazu, dass den Beschäftigten nur der mi-
nimale Lohn (= Reservationslohn) bezahlt werden muss, zu
dem diese alle entsprechend der Arbeitsangebotsfunktion
bereit sind, erwerbstätig zu sein. Wenn der Arbeitgeber nun
einen weiteren Beschäftigten einstellt, muss er allen Be-
schäftigten den höheren Reservationslohn des letzten ein-
gestellten Beschäftigten bezahlen, womit sich die Grenz-
kosten der Arbeit erhöhen. Dadurch stellt er nicht so viele
Beschäftigte ein, wie es ihrer Produktivität entspricht. Die-
ses Phänomen tritt jedoch nicht auf, wenn der Arbeitgeber
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Lohndiskriminierung ausüben, d.h. jeden Beschäftigten nach
seinem Reservationslohn bezahlen kann. Dann wird der Mo-
nopsonarbeitgeber die gleiche Beschäftigung wie im Markt-
gleichgewicht realisieren, allerdings im Vergleich zum Markt-
gleichgewicht zu Lasten der Einkommen der Arbeitnehmer
mit niedrigen Reservationslöhnen. Nur der letzte eingestell-
te Beschäftigte verdient den Marktgleichgewichtslohn. Das
einfache Monopsonmodell ohne Lohndiskriminierung im-
pliziert, dass ein moderater Mindestlohn, der oberhalb des
bisherigen Lohns und unterhalb des Marktgleichgewichts-
lohns liegt, zu einem Anstieg der Entlohnung und der Be-
schäftigung führt. Dies liegt daran, dass der Monopsonar-
beitgeber nun jeden Beschäftigten gleich bezahlen muss
und damit der lohnerhöhende Effekt für alle bisherigen Be-
schäftigten wegfällt. Weiterhin führt ein Mindestlohn in Hö-
he des Marktgleichgewichtslohns zur maximalen Beschäf-
tigung. Ein weniger moderater Mindestlohn oberhalb des
Marktgleichgewichtslohns führt auch im Monopsonmodell
zu Beschäftigungsverlusten, analog zu den Ausführungen
unter Punkt 2. Das Monopsonmodell ohne Lohndiskrimi-
nierung ist das Lehrbuchmodell für die theoretische Nicht-
eindeutigkeit des Zusammenhangs zwischen Mindestlohn
und Beschäftigung (vgl. Manning 2003; Neumark und Wa-
scher 2007). Das Monopsonmodell ist für die Mindestlohn-
debatte in Deutschland unrealistisch, sowohl im Hinblick auf
die Homogenitätsannahme für den Faktor Arbeit wie auch
im Hinblick auf die Annahme, dass es nur eine Unterneh-
mung gibt. Eine gewisse, meist zeitlich befristete Marktmacht
der Arbeitgeber existiert jedoch auch in Arbeitsmärkten mit
heterogenen Arbeitnehmern und Friktionen. Man spricht von
Modellen mit monopsonistischer Konkurrenz (vgl. Cahuc
und Zylberberg 2004), in denen ähnliche Zusammenhänge
wie im Monopsonmodell auftreten können, siehe Punkt 5.
Festzuhalten ist, dass die nach dem Monopsonmodell be-
stehende theoretische Möglichkeit, dass ein moderater Min-
destlohn mit Beschäftigungsgewinnen – oder zumindest oh-
ne Beschäftigungsverluste – eingeführt werden kann, noch
lange nicht impliziert, dass dies tatsächlich so sein muss.
Vielmehr gilt das Ergebnis nur für einen sehr engen Lohn-
bereich, dessen direkte empirische Operationalisierung auf
Basis des Monopsonmodells angesichts seiner unrealisti-
schen Modellannahmen aussichtslos erscheint.

4.

Das Lehrbuchmodell einer neoklassischen, mit dem Lohn
fallenden Nachfrage nach homogener Arbeit liegt den be-
kannten Abschätzungen des ifo Instituts durch Ragnitz und
Thum (2008) zu den negativen Beschäftigungswirkungen
des Mindestlohnes zugrunde, die einen nach Höhe des
vorherigen Lohnes homogenen Faktor Arbeit im Niedrig-
lohnsektor unterstellen. Auf Basis einer leider selektiven Li-
teraturübersicht unterstellen die Autoren eine negative Loh-
nelastizität von – 0,75. Der Beschäftigungsverlust in Folge

einer Mindestlohneinführung ergibt sich dann für jeden
Arbeitnehmer aus dem Lohnabstand zwischen dem bis-
her tatsächlich gezahlten Lohn und dem unterstellten Min-
destlohn – kumuliert über alle Arbeitnehmer, deren bishe-
riger Lohn unter dem Mindestlohn liegt. Der Heterogenität
der Arbeit wird dahingehend Rechnung getragen, dass ein
unterschiedliches Produktivitätsniveau unterstellt wird, das
dem bisherigen Lohnsatz entspricht. Arbeitnehmer mit un-
terschiedlichem Lohnsatz weisen entsprechend unter-
schiedliche Produktivitäten auf. Substitutionsbeziehun-
gen zwischen verschiedenen Arbeitnehmergruppen und
Friktionen am Arbeitsmarkt, siehe unten, werden ignoriert.
Weiterhin wird in der Literaturdiskussion von Ragnitz und
Thum (2008) nicht deutlich, ob die dort geschätzten Elas-
tizitäten Gesamteffekte darstellen, die sowohl den Substi-
tutionseffekt als auch den Skaleneffekt der mikroökono-
mischen Arbeitsnachfrage (vgl. Franz 2006, Kapitel 4) um-
fassen. Der Substitutionseffekt gibt an, um wie viel sich
die Nachfrage nach einem teurer gewordenen Produkti-
onsfaktor in Folge der Substitution durch die relativ billiger
gewordenen Produktionsfaktoren bei gleichbleibendem
Output reduziert. Der Skaleneffekt gibt an, inwieweit sich
die Nachfrage nach einem Produktionsfaktor reduziert, weil
der Output aufgrund gestiegener Produktionskosten zu-
rückgeht. Einige der von Ragnitz und Thum (2008) zu-
grunde gelegten empirischen Studien zur Arbeitsnachfra-
ge schätzen explizit nur den Substitutionseffekt. Darüber
hinaus beruhen die existierenden empirischen Studien zur
Schätzung der Arbeitsnachfrageelastizitäten darauf, dass
die Reaktion der Beschäftigung auf Veränderungen der
Durchschnittslöhne für vergleichsweise hoch aggregierte
Arbeitnehmergruppen geschätzt wird. Ragnitz und Thum
(2008) verwenden jedoch die unterstellte Arbeitsnachfra-
geelastizität separat für jede Arbeitnehmergruppe nach ur-
sprünglichem Lohnniveau, was nicht der Datensituation
entspricht, auf Basis derer typische Arbeitsnachfragee-
lastizitäten für Deutschland geschätzt wurden. 

In unserer Studie Fitzenberger und Kohn (2006) schätzen
wir die Substitutionselastizitäten zwischen 18 verschiede-
nen Arbeitnehmergruppen, die sich nach Alter und Ausbil-
dung unterscheiden. Mir ist keine empirische Studie der Ar-
beitsnachfrage für Deutschland bekannt, die soviel Hete-
rogenität zwischen verschiedenen Arbeitnehmergruppen
zulässt. Unsere Analyse berücksichtigt auch den Skalen-
effekt und erlaubt somit eine Einschätzung der Gesamtef-
fekte einer Lohnerhöhung. Wenn man nur die Sicht der Ar-
beitsnachfrage zugrunde legt, dann erlauben unsere Schätz-
ergebnisse, die Beschäftigungseffekte der Einführung eines
Mindestlohns für die betroffenen Arbeitnehmergruppen wie
folgt zu schätzen. Unser Ansatz erlaubt es nicht, die indivi-
duellen Löhne zu betrachten, und deshalb können nur die
Durchschnittslöhne innerhalb der 18 Gruppen betrachtet
werden. Man müsste unterstellen, dass für die Gruppen,
deren Durchschnittslohn unterhalb des Mindestlohns liegt,
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der Durchschnittslohn auf das Niveau des Mindestlohns an-
gehoben wird. Dies wäre jedoch eine problematische An-
nahme, da es in den betroffenen Arbeitnehmergruppen auch
Personen geben kann, deren Lohn oberhalb des Mindest-
lohns liegt, obwohl der Durchschnittslohn unterhalb des
Mindestlohns liegt. Umgekehrt kann es in den nicht be-
troffenen Arbeitnehmergruppen auch Personen geben, de-
ren Lohn unterhalb des Mindestlohns liegt. Der Problema-
tik der residualen Lohndispersion würde mit einer solchen
Schätzung nicht angemessen Rechnung getragen. Wenn
man unter diesen Vorbehalten bereit ist, die Ergebnisse in
Fitzenberger und Kohn (2006) zu verwenden, dann ist ver-
mutlich von betragsmäßig deutlich höheren Arbeitsnach-
frageelastizitäten auszugehen, als dem von Ragnitz und
Thum (2008) unterstellten Wert von – 0,75. Der Grund hier-
für ist, dass die Studie Fitzenberger und Kohn (2006) sehr
hohe Substitutionselastizitäten schätzt. Allerdings kann sich
die Schätzung nur auf Durchschnittslöhne der verwende-
ten Arbeitnehmergruppen beziehen, was wiederum den ge-
schätzten Beschäftigungseffekt eines Mindestlohns ver-
zerren kann, wobei die Richtung der Verzerrung offen ist.
Eine solche Schätzung sprengt den Rahmen dieser An-
merkungen. Im Lichte der obigen Argumentation wird deut-
lich, dass offen ist, ob der geschätzte Beschäftigungsef-
fekt stärker oder schwächer als in Ragnitz und Thum (2008)
ausfällt. 

Ragnitz und Thum (2008) beklagen zu Recht einen Mangel
an empirischer Forschung zur Arbeitsnachfrage. Allerdings
ist festzuhalten, dass die Literatur noch keinen angemes-
senen Weg gefunden hat, die residuale Lohndispersion –
und damit die Heterogenität von beobachtungsäquivalen-
ten Arbeitsnehmern – in der Schätzung von Arbeitsnach-
frageelastizitäten zu berücksichtigen.

5.

Ein in der Literatur beliebter, indirekter Weg der Operatio-
nalisierung besteht darin, die Beschäftigungseffekte der Ein-
führung von Mindestlöhnen oder der Veränderung von Min-
destlöhnen empirisch zu untersuchen. Man spricht von ei-
nem natürlichen Experiment, wenn davon auszugehen ist,
dass die Einführung oder Veränderung des Mindestlohns
nicht in Antizipation systematischer Veränderungen am Ar-
beitsmarkt nach dieser Änderung erfolgt. Die empirischen
Wirtschaftsforscher sprechen dann von einer exogenen Po-
litikvariation. Unter der Exogenitätsannahme lässt sich der
Effekt des Mindestlohns durch einen Vergleich der Be-
schäftigungsänderung für die von der Mindestlohnvariation
betroffenen Arbeitnehmer (die so genannte Behandlungs-
gruppe) und der Beschäftigungsänderung für die von der
Mindestlohnvariation nicht betroffenen Arbeitnehmer (die so
genannte Kontrollgruppe) schätzen, wenn man bereit ist zu
unterstellen, dass sich die Beschäftigungssituation für Be-

handlungsgruppe und Kontrollgruppe ohne diese Politikva-
riation in gleicher Weise verändert hätte. Dieses als Diffe-
renz-von-Differenzen-Schätzung (DvD) bezeichnete Verfah-
ren liegt den modernen empirischen Untersuchungen der
Effekte des Mindestlohns seit den Pionierstudien von Card
und Krueger (1994) zugrunde und dominiert die aktuellen
internationalen Untersuchungen zu den Effekten von Min-
destlöhnen (vgl. Machin et al. 2003, und die Übersicht in
Neumark und Wascher 2007). Die Behandlungsgruppe um-
fasst typischerweise die Arbeitnehmer, deren Entlohnung
vor Einführung oder Erhöhung des Mindestlohns unterhalb
des neuen Niveaus des Mindestlohns liegen. Die Kontroll-
gruppe sind die Personen, deren Entlohnung schon vorab
oberhalb dieses Niveaus liegt. Im Lichte der Lehrbuchtheo-
rien zum Mindestlohn wird ein geringer Mindestlohn als nicht
beschäftigungsfeindlich eingestuft, während ein hoher Min-
destlohn zu Beschäftigungsverlusten führt. Der skizzierte
empirische Ansatz folgt nach meiner Einschätzung einer
Strategie des »Topfschlagens« – wobei diese Charakteri-
sierung nicht negativ gemeint ist, schließlich finden meine
Kinder mit dieser Strategie immer ihr Ziel. Man versucht
das kritische Lohnniveau zu bestimmen, ab dem die Be-
schäftigungseffekte des Mindestlohns negativ werden. Die
wirtschaftswissenschaftlichen Befürworter eines moderaten
Mindestlohns loten hiermit den gerade noch nicht beschäf-
tigungsfeindlichen und damit vertretbaren Mindestlohns aus
– eine Strategie, die augenscheinlich in der Festsetzung des
Mindestlohns in Großbritannien durch die Low-Pay-Com-
mission in Form der Extrapolation eines für die Vergangen-
heit als nicht beschäftigungsfeindlich gefundenen Niveaus
des Mindestlohns eine große Rolle spielt (vgl. Machin et al.
2003, und auch die Argumentation von Möller und König
im ifo Schnelldienst 2008, 13 ff.). 

6.

König und Möller (2007) begannen in einer inzwischen viel-
beachteten, empirischen Studie mit dem Topfschlagen in
Deutschland. Als natürliches Experiment untersuchen sie
die Effekte der Einführung eines Mindestlohns für das Bau-
gewerbe im Jahr 1997. Behandlungsgruppe sind die Ar-
beitnehmer, die vor Einführung des Mindestlohns weniger
als diesen Mindestlohn verdienten. Kontrollgruppe sind die
Arbeitnehmer, die vor Einführung des Mindestlohns etwas
oberhalb des Mindestlohns verdienten. Die Autoren beab-
sichtigen damit möglichst ähnliche Arbeitnehmergruppen zu
verwenden, damit die Vergleichbarkeit von Behandlungs-
gruppe und Kontrollgruppe gewährleistet ist. Diese wichti-
ge empirische Studie stellt einen großen Fortschritt für die
Debatte in Deutschland dar, da sie die akademische und
methodische Diskussion auf das Niveau der internationa-
len arbeitsmarktökonomischen Diskussion hebt. Die Er-
gebnisse der Studie sind wenig überraschend. In Ost-
deutschland, wo vor der Einführung des Mindestlohns ein
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hoher Anteil der Beschäftigten einen Lohn unterhalb des
Mindestlohns verdiente, führt die Einführung des Mindest-
lohns 1997 zu signifikanten Beschäftigungsverlusten. Die-
se Ergebnisse sind mit den Ergebnissen in Machin et al.
(2003) vergleichbar, da in dieser Studie für Großbritannien
ebenfalls die Beschäftigungseffekte des Mindestlohns für ei-
nen Wirtschaftszweig untersucht werden, in dem ebenfalls
vor Einführung des Mindestlohns ein bedeutender Anteil der
Beschäftigten weniger als den Mindestlohn verdienten. Im
Gegensatz dazu finden König und Möller (2007) keinen sig-
nifikant negativen Beschäftigungseffekt in Westdeutschland,
wo die Bindungswirkung des Mindestlohns geringer als in
Ostdeutschland ist. 

7.

Das Fehlen eines negativen Beschäftigungseffekts in der
Studie von König und Möller (2007) für Westdeutschland
löste im Winter 2007/08 eine hitzige Debatte in der Wirt-
schaftspresse und unter renommierten Ökonomen aus,
nachdem das Handelsblatt die Studie von König und Möl-
ler (2007) besprochen hatte. Wie aus den obigen theoreti-
schen Überlegungen deutlich wird, sind die Ergebnisse we-
nig erstaunlich und können aus meiner Sicht nicht als Be-
gründung für die Einführung eines Mindestlohns herange-
zogen werden – dazu später mehr. In einer hitzigen Debat-
te wurden König und Möller (2007) von Schmidt und Kluve
(2008) sowie von Ragnitz und Thum (2008) methodische
Fehler vorgeworfen, was aus meiner Sicht unzutreffend ist.
Kernpunkt der Kritik von Schmidt und Kluve (2008), die
wiederum das Handelsblatt an prominenter Stelle publizier-
te, war, dass die Kontrollgruppe in der Studie von König und
Möller (2007) ebenfalls von der Erhöhung des Mindestlohns
betroffen war und deshalb eine fundamentale Annahme für
die Anwendung des Differenz-von-Differenzen-Schätzers
nicht gegeben ist. Dieses Argument ist prinzipiell richtig, aber
in der Kritik an den Ergebnissen von König und Möller (2007)
nicht stichhaltig, denn Schmidt und Kluve (2008) unterstel-
len einen negativen Beschäftigungseffekt der Einführung des
Mindestlohns auch in Westdeutschland, und ihre Argu-
mentation legt nahe, dass der methodische Fehler dazu führ-
te, dass König und Möller (2007) einen zu positiven Be-
schäftigungseffekt für Westdeutschland und einen zu we-
nig negativen Beschäftigungseffekt für Ostdeutschland
schätzen. Nach meinem Verständnis der empirischen For-
schungsliteratur zur Arbeitsnachfrage ist jedoch das Ge-
genteil der Fall, siehe unter anderem unsere Studie Fitzen-
berger und Kohn (2006) oder Franz (2006, Kapitel 4). Die
entscheidende Frage ist, in welche Richtung verzerrt die Wir-
kung auf die Kontrollgruppe den ermittelten Beschäfti-
gungseffekt. Wenn man unterstellt, dass eine neoklassische
Arbeitsnachfragefunktion die Beschäftigung bestimmt (ei-
ne Annahme, die im Einklang mit den Überlegungen von
Schmidt und Kluve 2008, steht), dann muss man den Sub-

stitutionseffekt und den Skaleneffekt einer Lohnerhöhung
unterscheiden. Nota bene: eine neoklassische Arbeits-
nachfragefunktion unterstellt immer, dass ein Mindestlohn
die Beschäftigung für die betroffenen Arbeitnehmer redu-
ziert, weil ihr Lohn im Wettbewerb unterhalb des Mindest-
lohns liegt. Schmidt und Kluve (2008) sprechen den Sub-
stitutionseffekt an, wenn sie sagen, dass die Kontrollgrup-
pe durch die Mindestlohnerhöhung attraktiver wird und da-
mit deren Beschäftigung ansteigt. Den Skaleneffekt spre-
chen sie an, wenn sie sagen, dass der Mindestlohn zu ei-
ner insgesamt gedämpften Aktivität der Bauwirtschaft führt.
Aus meiner Sicht ist es möglich, die beiden Effekte gegen-
einander abzuwägen. Eine vereinfachte Lehrbuchversion der
Arbeitsnachfrage (vgl. Franz 2006, Kapitel 4) besagt, dass
der Nettoeffekt von der Differenz zwischen der Substituti-
onselastizität zwischen den betroffenen Arbeitnehmergrup-
pen und der Nachfrageelastizität nach Produkten der Bau-
industrie abhängt. Wie sind beide Elastizitäten zu quantifi-
zieren? Auf Basis unserer Forschung in Fitzenberger und
Kohn (2006) vermute ich, dass der Substitutionseffekt deut-
lich stärker als der Skaleneffekt ist. Dies reflektiert einfach
den Umstand, dass die beiden Arbeitnehmergruppen sehr
ähnlich sind. Wenn das aber so ist, dann überschätzen Kö-
nig und Möller (2007) sogar den negativen Beschäfti-
gungseffekt des Mindestlohns für Ostdeutschland und un-
terschätzen den positiven Beschäftigungseffekt für West-
deutschland. Schmidt und Kluve (2008) argumentieren auch
dahingehend, dass Kapitalsubstitution in Reaktion auf die
Einführung des Mindestlohns die Ergebnisse verzerren kön-
nen. Allerdings zeigen empirische Studien meist geringere
Substitutionselastizitäten zwischen Kapital und verschie-
denen Typen des Faktors Arbeit als zwischen sehr ähnlichen
Arbeitnehmergruppen, wie dies hier vermutlich für die Be-
handlungsgruppe und die Kontrollgruppe der Fall ist. Wenn
für die besser bezahlte Kontrollgruppe sogar von einer Kom-
plementarität mit dem Kapitalstock auszugehen ist, dann
würde sich die Verzerrung der Ergebnisse von König und
Möller (2007) sogar analog zu dem oben geäußerten Argu-
ment umdrehen. In der Frage der Kapitalsubstitution besteht
sicherlich weiterer Forschungsbedarf, aber Schmidt und Klu-
ve (2008) kann aus den genannten Gründen nicht zuge-
stimmt werden, wenn sie schreiben »Die Nichtberücksich-
tigung dieser Substitutionsbeziehungen führt also dazu, dass
die Studie [von König und Möller (2007), der Autor] keine
stichhaltigen Erkenntnisse liefern kann.« 

Ragnitz und Thum (2008) kritisieren die Studie von König
und Möller (2007) wegen fehlender Signifikanz der Er-
gebnisse für Westdeutschland, die auf zu schlechte Da-
tenlage schließen lassen, und wegen des Zusammen-
spiels der Wirkungen des Mindestlohns in West- und Ost-
deutschland. Das erste Argument ist nicht überzeugend.
Wenn eine Theorie einen negativen Beschäftigungsef-
fekt postuliert, dann kann ein positiver Effekt, der nicht
signifikant ist, durchaus als fehlende Evidenz für diese
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Theorie gewertet werden. Vermutlich könnte sogar sta-
tistisch gezeigt werden, dass dieses Ergebnis sich signi-
fikant von einer Arbeitsnachfrageelastizität in der Grö-
ßenordnung von – 0,75 unterscheidet. Das Argument im
Hinblick auf das Zusammenspiel zwischen West- und Ost-
deutschland stellt darauf ab, dass der in Ostdeutschland
stärker bindende Mindestlohn dort die Konkurrenzfähig-
keit im Vergleich zu westdeutschen Baufirmen reduzier-
te und deshalb der Beschäftigungseffekt in West-
deutschland weniger negativ ausfällt. Dieses Argument
ist falsch, da ein solcher Effekt sowohl für die Behand-
lungsgruppe als auch für die Kontrollgruppe, die beide in
Westdeutschland angesiedelt sind, zuträfe. Deshalb kann
das Argument, selbst wenn es zutrifft, nicht dazu die-
nen, die unterstellte Verzerrung der Ergebnisse von Kö-
nig und Möller (2007) zu begründen.

8.

Such- und Matchingfriktionen in Verbindung mit Lohnset-
zung durch Arbeitgeber, die eine stärkere Verhandlungs-
macht als Arbeitnehmer aufweisen, können in der moder-
nen Gleichgewichts-Suchtheorie (Equilibrium Search Theo-
ry) die Existenz von monopsonistischer Konkurrenz erklä-
ren, siehe die Lehrbuchdarstellung in Cahuc und Zylber-
berg (2004, Kapitel 3) und die Ausführungen in Manning
(2003). Such- und Matchingfriktionen ergeben sich auf-
grund unvollständiger Information und Unsicherheit der Ar-
beitnehmer über ihre Verdienstmöglichkeiten im Arbeits-
markt und die Unmöglichkeit gleichzeitig Lohnangebote
von vielen Arbeitgebern einzuholen. In einer solchen Si-
tuation haben Arbeitgeber temporär eine Monopsonstel-
lung, da Arbeitnehmer nicht sofort auf einen besseren Ar-
beitsplatz wechseln können. Je höher die Such- und Job-
wechselkosten des Arbeitnehmers sind, umso stärker kön-
nen Arbeitgeber ihre Marktmacht ausüben und die Löhne
in Richtung des Reservationslohns drücken. Je stärker der
Markt wirkt und damit umso leichter Arbeitnehmer neue,
bessere Jobangebote finden können, umso näher liegt
die Entlohnung an der tatsächlichen Produktivität des Ar-
beitnehmers. In solchen Modellen monopsonistischer Kon-
kurrenz kann nun ein moderater Mindestlohn die Markt-
macht der Arbeitgeber in Form der Möglichkeit der Lohn-
diskriminierung begrenzen, ohne dass die Beschäftigung
sinkt, wenn der Mindestlohn unterhalb der Produktivität der
Arbeitnehmer liegt. Wenn die Suchanstrengungen der Ar-
beitnehmer nach einem Arbeitsplatz durch den Mindest-
lohn sogar steigen, weil sie einen besseren Arbeitsplatz er-
warten können, dann kann in dieser Theorie die Beschäf-
tigung in Reaktion auf die Einführung eines Mindestlohns
sogar steigen, siehe Cahuc und Zylberberg (2004, Kapitel
12.1). Nota bene: dies ist ein theoretisch denkbares Er-
gebnis, das auf einer seriösen, in der internationalen For-
schungsliteratur anerkannten Theorie beruht. Nach meiner

Kenntnis der Literatur gibt es bisher keine empirische Stu-
die für Deutschland, die dieses interessante und beden-
kenswerte Modell gegenüber anderen interessanten und
bedenkenswerten Modellen im Hinblick auf die Effekte der
Einführung eines Mindestlohns empirisch operationalisiert.
Dies wäre aus meiner Sicht eine Bringschuld der akade-
mischen Befürworter eines moderaten Mindestlohns. 

9.

In unserer Studie Fitzenberger und Garloff (2008) untersu-
chen wir einige Implikationen der modernen Gleichgewichts-
Suchtheorie im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen
Lohnstreuung und Beschäftigung für Gruppen von Arbeit-
nehmern mit festen Beobachtungsmerkmalen – es geht al-
so um die so genannte residuale Lohnstreuung. Während
ein Arbeitsnachfragemodell mit unbeobachteter Heteroge-
nität der Arbeitnehmer nahe legt, dass es einen positiven
Zusammenhang zwischen der Lohnstreuung, als Indikator
der Lohnflexibilität, und der Beschäftigung gibt, ergibt sich
nach der Gleichgewichts-Suchtheorie ein gegenteiliger em-
pirischer Zusammenhang, wenn mit zunehmenden Friktio-
nen am Arbeitsmarkt die Beschäftigung sinkt und die Lohn-
streuung zunimmt. Unsere Studie liefert einige Hinweise
auf eine höhere empirische Relevanz der Gleichgewichts-
Suchtheorie im Vergleich zur Arbeitsnachfragetheorie bei he-
terogener Arbeit, allerdings sind die Ergebnisse leider nicht
so eindeutig, dass ein eindeutiger Test zwischen den bei-
den Theorien möglich ist. Da sich unsere Studie alleine auf
Arbeitnehmern mit festen Beobachtungsmerkmalen be-
schränkt und damit Substitutionseffekte zwischen Arbeit-
nehmergruppen explizit ausblendet, steht dies nicht im Wi-
derspruch zu konventionellen empirischen Analysen der
Arbeitsnachfrage. Unsere Studie konnte nicht explizit die
Wirkungen von Mindestlöhnen untersuchen. Aufgrund die-
ser Einschränkungen kann sie nicht als Legitimation für die
Einführung von Mindestlöhnen dienen.

10.

Eine gelegentlich geäußerte Motivation für die Einführung
von Mindestlöhnen ist der Missbrauch von Lohnsubventio-
nen, beispielsweise indem Arbeitgeber einen geringeren Lohn
bezahlen als marktüblich, weil der Lohn durch die Subven-
tion aufgestockt wird, oder indem ein Teil der Lohnzahlung
nicht offiziell deklariert wird. Der erste Aspekt stellt aus mei-
ner Sicht eher die Sinnhaftigkeit der Lohnsubventionen in
Frage. Sinn und Zweck von Lohnsubventionen ist es nun
einmal die Arbeitskosten für Unternehmen zu senken, da-
mit sie Personen einstellen, die sie sonst nicht eingestellt
hätten. Dabei besteht bekanntermaßen die Gefahr von Mit-
nahmeeffekten, die durch eine enge Zielgruppenorientierung
und zeitliche Befristung der Subvention reduziert werden
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können. Der zweite Aspekt, die kriminelle Unterdeklaration
der gezahlten Löhne, stellt eine Variante der Schattenwirt-
schaft dar. Ein Mindestlohn kann potentiell hier eine sinn-
volle Barriere im Niedriglohnsektor einziehen. Nach der Stu-
die von Tonin (2007) war dies ein Hauptbeweggrund für die
starke Erhöhung des Mindestlohns in Ungarn im Jahr 2001.
Die Studie leitet theoretisch ab, dass eine Mindestlohner-
höhung zu geringeren tatsächlichen Einkommen der Be-
schäftigten führen kann, ein Ergebnis, das sich in einer em-
pirischen Analyse für Ungarn bestätigt. Wenn eine kriminel-
le Unterdeklaration der gezahlten Löhne unterstellt wird, dann
muss auch davon ausgegangen werden, dass nach Ein-
führung eines Mindestlohns die Arbeitszeit zu niedrig de-
klariert wird, um zu niedrigere Stundenlöhne zu kaschieren.

11.

Was ist das Fazit meiner Ausführungen? Gegner eines Min-
destlohns und Befürworter eines moderaten Mindestlohns
in Deutschland weisen überzeugende theoretische Argu-
mente für ihre Position auf. Im Gegensatz dazu ist leider die
empirische Basis der Diskussion in Deutschland noch sehr
schwach. Um mein politisches Fazit vorwegzunehmen, im
Lichte des aktuellen Diskussionsstandes kann ich die Ein-
führung eines noch so moderaten Mindestlohns nicht be-
fürworten. Allerdings sind für mich Umstände denkbar, un-
ter denen die Einführung eines moderaten Mindestlohns
sinnvoll wäre. 

Meine Bewertung der Debatte fasse ich in folgenden fünf
Punkten zusammen. Erstens, angesichts der Tatsache, dass
ein Mindestlohn einen gravierenden ordnungspolitischen Ein-
griff in das Geschehen am Arbeitsmarkt darstellt und das
polit-ökonomische Risiko der Setzung eines zu hohen Min-
destlohn bestehen kann (vgl. u.a. Franz 2008; Börsch-Su-
pan in ifo Schnelldienst 2008, 37 ff.), liegt die Bringschuld
für eine empirische Untermauerung ihrer Position bei den
Befürwortern der Einführung eines moderaten Mindestlohns.
Dies gilt umso mehr angesichts der großen Zahl an glaub-
würdigen empirischen Studien für andere Länder, die ne-
gative Beschäftigungseffekte ermitteln (vgl. Neumark und
Wascher 2007). Auch für die Einführung des Mindestlohns
in Großbritannien wurde ein negativer Beschäftigungseffekt
in einem Wirtschaftszweig durch Machin et al. (2003) ge-
funden, obwohl die Autoren zu den Befürwortern eines mo-
deraten Mindestlohns gehören. Zweitens, eine Politikemp-
fehlung kann nicht auf einem theoretisch denkbaren Ergebnis
aufbauen, sondern sie muss aus meiner Sicht durch solide
empirische Evidenz für die zugrunde gelegte Theorie unter-
mauert werden. Genau dieses fehlt bei den meisten aka-
demischen Befürwortern eines Mindestlohns in Deutsch-
land. Die potentielle Denkbarkeit eines nicht bestehenden
negativen Beschäftigungseffekts (so bspw. Bosch 2007)
ist nach meiner Sicht keine ausreichende Begründung. Drit-

tens, die viel beachtete Studie von König und Möller (2007)
liefert einen ersten, wichtigen Beitrag, um der Debatte in
Deutschland eine solide empirische Basis zu geben. Ein
Teil der an der Studie von Mindestlohngegnern geäußerte
Kritik ist nicht überzeugend. Besser sollte dies Anlass und
Motivation für glaubwürdige Replikationsstudien sein, ana-
log zu den Replikationen der Studie von Card und Krueger
(1995), die von Neumark und Wascher (2007) zusammen-
gefasst werden. Die Ergebnisse von König und Möller (2007)
für einen (!) Wirtschaftszweig können jedoch aus den oben
diskutierten Gründen nicht als Begründung für die Einfüh-
rung eines Mindestlohns herangezogen werden. Viertens,
die empirische Debatte bräuchte eine Vielzahl von Studien
wie König und Möller (2007), die sich methodisch an der in-
ternationalen Literatur orientieren (vgl. Neumark und Wa-
scher 2007). Durch empirisches Topfschlagen könnte ge-
gebenenfalls tatsächlich ein moderates Niveau eines Min-
destlohns gefunden werden, das mit keinen oder nur ge-
ringen, vertretbaren Beschäftigungseinbußen verbunden ist.
Das ist augenscheinlich eine Basis für die Setzung des Min-
destlohns durch die Low Pay Commission in Großbritan-
nien. In Deutschland böte sich an, für die empirische Ana-
lyse Tariflohnerhöhungen im Niedriglohnbereich als natürli-
che Experimente zu verwenden. Hier ist jedoch die Exoge-
nität des natürlichen Experiments kritisch zu diskutieren.
Es ist offen, ob empirisches Topfschlagen für Deutschland
ausreicht, um einen moderaten Mindestlohn zu identifizie-
ren. Fünftens, eine solide empirische Basis für die Einfüh-
rung eines Mindestlohns könnte darin bestehen, dass glaub-
würdige Evidenz für das Vorliegen monopsonistischer Kon-
kurrenz im Niedriglohnsektor vorgelegt wird. Indem bspw.
Friktionsparameter geschätzt werden, wäre die Marktmacht
der Arbeitgeber im Lichte der modernen Gleichgewichts-
Suchtheorie empirisch zu messen. Dabei müsste der Hete-
rogenität der Arbeitskräfte stärker Rechnung getragen wer-
den, als dies bisher in dieser Literatur der Fall ist. Eine em-
pirisch umsetzbare Integration der Theorie der Arbeits-
nachfrage bei heterogener Arbeit in die Gleichgewichtstheorie
der Arbeitssuche stellt jedoch nach meiner Literaturkennt-
nis ein bisher ungelöstes Problem dar (Cahuc und Zylber-
berg 2004; Manning 2003). Angesichts hoher empirischer
Elastizitäten der Arbeitsnachfrage im Niedriglohnsektor (Fit-
zenberger und Kohn 2006) halte ich dies jedoch für unab-
dingbar, um die Wirkung eines Mindestlohns angemessen
einschätzen zu können. Leider sind zu diesem Punkt keine
kurzfristig neuen Ergebnisse zu erwarten, da dies wissen-
schaftliches Neuland ist. Kurzfristig verbleibt nur das empi-
rische Topfschlagen. 
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Das Verfahren zur Bildung des 
Institutionenindex

Das Verfahren beinhaltet in einem ersten
Schritt, Zeitreihen von institutionellen Re-
gelungen zusammenzustellen, die mög-
lichst viele OECD-Länder und einen mög-
lichst langen Zeitraum abdecken. Es zeigt
sich, dass für 24 OECD-Länder und den
Zeitraum 1988 bis 2004 Werte von insge-
samt 61 institutionellen Indikatoren zur
Verfügung stehen. Diese Indikatoren wer-
den einer Faktoranalyse unterzogen, um
so die Dimensionalität der unabhängigen
Indikatoren zu reduzieren (vgl. im Einzel-
nen Eicher und Röhn 2007).

In einem zweiten Schritt werden die öko-
nomisch relevanten Indikatoren durch Re-
gressionsanalysen mit dem durchschnitt-
lichen Wachstum des Pro-Kopf-Einkom-
mens in den 24 OECD-Ländern in den
Zeiträumen 1990–1994, 1994–1998 und
1988–2002 ermittelt. Auf diese Weise
wird bestimmt, welche Indikatoren be-
sonders wichtig für das wirtschaftliche
Wachstum sind und in welchem Maße
dies der Fall ist. 

Die Faktor- und die Regressionsanalyse
führen zu folgenden Ergebnissen. Das

Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens in
den OECD-Ländern wird durch acht Ins-
titutionenbereiche mit 23 institutionellen
Segmenten geprägt. Diese erklären 44%
des Wachstums. Die acht Bereiche und
23 Segmente bilden die Grundlage für die
Ermittlung eines aggregierten Institutio-
nenindex.1 Sie werden im Hinblick auf ih-
re Stellung bei der Bildung des Institutio-
nenindex im Folgenden als Subindizes
und Komponenten bezeichnet. Es wur-
den folgende institutionelle Subindizes
identifiziert (in Klammern ihr Beitrag zum
gesamten Index): Optimale Besteuerung
(21,2%), institutionelle Grundausstattung
(21,0%), Steuerbelastung (16,7%), Effi-
zienz des Humankapitals (14,9%), Han-
delsliberalisierung (8,2%), Arbeitsmärkte
(8,1%), Struktur der Staatsausgaben
(6,6%) und Kapitalmärkte (3,3%). Die
meisten Subindizes sind wieder aus ver-
schiedenen Komponenten zusammenge-
setzt (vgl. Tab. 1).

Alle Komponenten werden für jedes Land
zu einem Indexwert aggregiert. Dabei wer-
den die Werte der einzelnen Komponen-
ten auf einen Bereich zwischen 0 und 1
normiert. Folgende Berechnungsformel
wird zugrunde gelegt:

.

Dabei ist Ki,t der Wert der Komponente
des Landes i zum Zeitpunkt t. Min (Ki,t)

OECD-Ländern

Theo Eicher*, Wolfgang Ochel, Oliver Röhn und Anja Rohwer

Institutionen und Wirtschaftswachstum in den

Über viele Jahrzehnte hinweg wurden Unterschiede im Wirtschaftswachstum auf die Zunahme

der Ausstattung mit Produktionsverfahren und auf den technischen Fortschritt zurückgeführt. Erst

seit der bahnbrechenden Arbeit von Douglas North und Robert Thomas im Jahr 1973 wuchs die

Erkenntnis, dass Institutionen, das heißt z.B. staatliche Regulierungen, das Wirtschaftswachstum

ebenfalls in starkem Maße beeinflussen. Eine Vielzahl von Untersuchungen hat diesen Zusam-

menhang in der Zwischenzeit belegt (einen Überblick über die relevante Literatur liefern Eicher

und Röhn 2007). Für einzelne Länder ist es von Interesse zu erfahren, ob ihre institutionellen Re-

gelungen diejenigen Eigenschaften aufweisen, mit denen erfahrungsgemäß ein hohes Wachstum

des Pro-Kopf-Einkommens erreicht werden kann. Eine solche Einschätzung kann mit dem Institu-

tionenindex vorgenommen werden, welcher vom Bereich Internationaler Institutionenvergleich des

ifo Instituts in Zusammenarbeit mit Theo Eicher von der University of Washington in Seattle ent-

wickelt worden ist. Dieser Index liefert einen Maßstab, um die Qualität der Institutionen eines

Landes zu bewerten. Er basiert auf einem Verfahren, mit dem solche Institutionen identifiziert wer-

den, die in hohem Maße zum Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens beitragen. 
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* Prof. Theo Eicher, University of Washington, 
Seattle, ist Forschungsprofessor des ifo Instituts.

1 Eine Dokumentation der Datenbasis und der Er-
gebnisse des Institutionenindex findet sich in der
DICE-Datenbank des ifo Instituts.
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und Max (Ki,t) sind der Mindest- bzw. der Höchstwert der
betrachteten Komponente unter allen 24 OECD-Ländern.
Anschließend werden die normierten Komponenten ge-
wichtet und zu dem Gesamtindex eines Landes aggre-
giert. Dazu werden die in Tabelle 1 angegebenen Gewich-
te verwendet. Je höher der Indexwert eines Landes ist,
umso besser ist die Qualität seiner Institutionen.

Zum Erklärungsgehalt des Institutionenindex

Der Institutionenindex verfolgt das Ziel, Veränderungen des
Pro-Kopf-Einkommens zu erklären. Um den Grad der Rea-
lisierung dieses Zieles zu prüfen, werden in Abbildung 1 die
Veränderungen des Institutionenindex und die Wachstums-

raten des Pro-Kopf-Einkommens einander gegenüberge-
stellt. Dabei wird auf einen gleitenden Durchschnitt für Vier-
jahreszeiträume abgestellt. Der Institutionenindex für die Ge-
samtheit der 24 OECD-Länder wird als ungewichteter Durch-
schnitt der Indexwerte der einzelnen Länder ermittelt. Die
Wachstumsrate des Pro-Kopf-Einkommens aller 24 OECD-
Länder wird ebenfalls als ungewogener Durchschnitt aus
den Wachstumsraten der einzelnen Länder gebildet. Es wird
davon ausgegangen, dass Veränderungen von Institutionen
erst mit einem zeitlichen Lag das Wirtschaftswachstum be-
einflussen. Das heißt, dass der Indexwert z.B. für das Jahr
2000 auf den durchschnittlichen Werten der institutionellen
Komponenten der Jahre 1994–1998 beruht. Wie Abbil-
dung 1 zeigt, weisen Veränderungen des Institutionenindex
einen gleichläufigen Verlauf im Hinblick auf die Veränderun-

Tab. 1

Institutionenindex: Subindizes und Komponenten 

Subindizes
Beitrag zum gesamten

Index in %
Komponenten Quelle 

Beitrag
zum

gesamten 
Index in %

Spitzensteuersatz EFW 9,8 Optimale Besteuerunga) 21,2 
Steuer- und Abgabenlast OECD 11,4 

21,0 Politische Stabilität WES 6,1 
 Qualität der Verwaltung ICRG 4,5 
 Recht und Ordnung ICRG 4,0 
 Eigentumsrechte/Rechtsordnung EFW 4,0 
 Korruption ICRG 1,9 

Vertrauen in die Wirtschaftspolitik WES 0,4 

Institutionelle 
Grundausstattung

 Investitionsbeschränkungen WES 0,1 

Steuerbelastung 16,7 Steuerquote OECD (16,7)

14,9 Hochschulbesuchsquote Weltbank 4,8 
 Durchschnittliche Ausbildung der

Bevölkerung in Jahren
OECD 4,0 

 Sekundarschulbesuchsquote Weltbank 3,2 

Effizienz des Humankapitals

Öffentliche Ausbildungsausgaben Weltbank 2,9 

Handelsliberalisierung 8,2 Zölle EFW 3,8 
Handelsverflechtung EFW 2,9 
Existenz eines
Schwarzmarktwechselkurses

EFW 1,5 

Arbeitsmärkte 8,1 Frühverrentungsindex OECD 4,1 
Arbeitsmarktregulierungen EFW 3,2 
Frauenerwerbsquote Weltbank 0,8 

6,6 Öffentlicher Konsum EFW 4,1 Struktur der Staatsausgaben
Öffentliche Unternehmen und 
Investitionen

EFW 2,5 

Kapitalmärkte 3,3 Kredite an den Privatsektor Weltbank 1,8 
Kapitalmarktkontrollen EFW 1,5 

 100,0 100,0 
a)Der Subindex »Optimale Besteuerung« weist Ländern mit sehr niedrigen bzw. sehr hohen Steuersätzen einen niedrigen
Indexwert zu. Dahinter steht die Überlegung, dass zwischen der Besteuerung und dem Wirtschaftswachstum eine nicht-
lineare Beziehung besteht. Ein zu geringes Steueraufkommen würde Infrastrukturinvestitionen behindern, eine zu hohe
Besteuerung der Unternehmen andererseits die private Investitionstätigkeit beeinträchtigen. Die nicht-lineare Beziehung
zwischen Besteuerung und Wachstum wird durch das Quadrat der beiden Komponenten berücksichtigt und geht in den
Subindex ein, obwohl er hier nicht explizit ausgewiesen wird. – Anmerkung: EFW: Fraser Institute: Economic Freedom of the
World (2007), OECD: Taxing Wages, Revenue Statistics und Employment and Labour Force Statistics (2007), ICRG:
International Country Risk Guide (2006), WES: Ifo World Economic Survey (2008), Weltbank: Educational Statistics und
Development Indicators (2007).

Quelle: Institutionenindex für OECD-Länder.
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gen des Pro-Kopf-Einkommens auf.2 Dies ist
bemerkenswert, da zur Bestimmung der Ge-
wichte nur drei Querschnitte in die Regres-
sion eingegangen sind (1994, 1998, 2002),
d.h. die Indexwerte ab dem Jahr 2002 sind
»Out-of-sample«-Vorhersagen. 

Institutionelle Determinanten des
jüngsten Wirtschaftsaufschwungs

Angesichts des Zusammenhangs zwischen
institutioneller Entwicklung und Wirtschafts-
wachstum stellt sich die Frage, welche insti-
tutionellen Subindizes und Komponenten für
den Anstieg des Institutionenindex und da-
mit für das Wachstum in den OECD-Ländern
insgesamt verantwortlich waren. Die folgen-
de Betrachtung soll sich auf die Jahre 2004–
2007 beschränken. In Abbildung 2 sind in der
linken Hälfte die (ungewichteten) Subindex-
werte für die OECD-Länder insgesamt abge-
tragen. In der rechten Hälfte sind die gewich-
teten jährlichen Veränderungsraten der Sub-
indexwerte angegeben. Sie geben die Bei-
träge der Subindizes zur Veränderungsrate des Gesamtin-
dex wieder. Die Beiträge eines jeden Jahres addieren sich
somit zur Veränderungsrate des Gesamtindex. Positive Ver-
änderungsraten weisen auf einen positiven Beitrag der Ent-
wicklung der Subindizes zur Entwicklung des Gesamtindex
hin, negative Veränderungsraten deuten entsprechend auf
einen negativen Beitrag hin.

Wie Abbildung 2 zeigt, wurden der Institutionenindex und
das Wirtschaftswachstum in diesem Zeitraum vor allem
durch die Erhöhung der Effizienz des Humankapitals, Re-
formen der Arbeitsmärkte und strukturelle Anpassungen
bei den Staatsausgaben stimuliert (vgl. rechte Hälfte von
Abb. 2). In der positiven Entwicklung dieser Subindizes
kommt zum Ausdruck, dass in den letzten Jahren in vie-

len OECD-Ländern umfangreiche Reformen
der Bildungssysteme, der Arbeitsmarktins-
titutionen und des öffentlichen Sektors ein-
geleitet worden sind. Diese Reformen ha-
ben sich bis ins Jahr 2007 hinein fortge-
setzt. Neben Verbesserungen in diesen drei
großen Reformbereichen nahm auch die
Steuerbelastung leicht ab, auch wenn sie
unter allen acht Indizes den nach wie vor
ungünstigsten Wert aufweist (vgl. linke Hälf-
te von Abb. 2).
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Quelle: Institutionenindex für OECD-Länder.
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Abb. 2

Anmerkung: Bei den Subindexwerten und bei den Beiträgen der Subindizes zur Verände-
rungsrate des Gesamtindex handelt es sich um die Durchschnittswerte über alle OECD-
Länder. Die Subindexwerte sind ungewichtet. Bei den Beiträgen handelt es sich um ge-
wichtete Wachstumsraten der Subindizes.

Quelle : Institutionenindex für OECD-Länder.

2 Eine Ausnahme des gleichläufigen Verlaufs bildet das
Jahr 2002. Zwischen dem Jahr 2001 und 2002 zeigt
der Index einen starken Anstieg, während sich das
durchschnittliche Wachstum verlangsamt hat. Diese
Divergenz ist vor allem auf den Subindex Handelsli-
beralisierung in den EU-Ländern zurückzuführen. Da
sich die Indexwerte des Jahres 2002 auf Institutionen
des Jahres 2000 beziehen, schließen wir daraus, dass
sich der Indexanstieg zu einem Großteil auf die Einfüh-
rung des Euro bezieht. Die Einführung des Euro hat je-
doch nicht zu einem Anstieg des Wachstums in dem
Maße geführt, wie es der Index vorhergesagt hat. Nach
2002 verlaufen Index und durchschnittliches Wachs-
tum wieder gleichgerichtet.
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Die Erhöhung der Effizienz des Humankapitals resultierte vor
allem aus der steigenden Hochschulbesuchsquote. Des Wei-
teren haben die jungen, ins Erwerbsleben eintretenden Men-
schen eine längere Schulausbildung durchlaufen als früher,
und schließlich haben die OECD-Länder ihre Öffentlichen
Ausbildungsausgaben erhöht. Die Arbeitsmarktreformen,
die in diesem Zeitraum durchgeführt wurden und in Teilbe-
reichen 2007 noch verstärkt wurden, führten zu verbesser-
ten Arbeitsmarktregulierungen, einem Anstieg der Frauen-
erwerbsquote und einem Rückgang der Frühverrentung.
Und drittens wurde die Bedeutung Öffentlicher Unterneh-
men und Investitionen reduziert, während eine Einschrän-
kung des Öffentlichen Konsums nicht gelang (vgl. rechte
Hälfte von Abb. 3).

Der positiven Entwicklung der institutionellen Qualität in ei-
nigen Bereichen standen allerdings auch negative Entwick-
lungen in anderen Bereichen gegenüber. So verschlechter-
te sich die Institutionelle Grundausstattung in den OECD-
Ländern, auch wenn diese nach wie vor ein hohes Niveau
behält. Das Jahr 2007 war durch eine besonders starke Ab-
nahme der Qualität der Institutionen in diesem Bereich ge-
kennzeichnet. Ausländische Investoren wurden strengeren
Restriktionen unterzogen, das Vertrauen in die Wirtschaft
ging zurück, die Korruption nahm zu, Recht und Ordnung
sowie die Eigentumsrechte wurden weniger geschützt, und
die Qualität der Verwaltung verschlechterte sich. Darüber
hinaus entwickelte sich auch der Subindex Optimale Be-
steuerung negativ (vgl. Abb. 2).

Die bisherigen Ausführungen bezogen sich
auf die OECD-Länder insgesamt. Im Fol-
genden sollen einzelne Länder betrachtet
werden.

Länder-Rankings 1994 und 2007

In Tabelle 2 sind die Indexwerte und die Rang-
positionen der 24 OECD-Länder für die Jah-
re 1994 und 2007 wiedergegeben. Der Ver-
gleich der Rangpositionen im Zeitablauf zeigt
folgende Ergebnisse. Im Jahr 1994 nahmen
die Vereinigten Staaten, Japan, Kanada und
die Schweiz die vier Spitzenpositionen ein.
Im Jahr 2007 lagen Australien, die Vereinig-
ten Staaten, Niederlande und Kanada vorn.
Japan und die Schweiz büßten ihre Spitzen-
plätze ein. Australien und die Niederlande
konnten in den Kreis der Länder mit der bes-
ten Institutionenqualität vorstoßen. Am unte-
ren Ende der Rangskala befanden sich 1994
Italien, Mexiko, Griechenland und die Türkei.
Im Jahr 2007 gehörte Südkorea statt Grie-
chenland zum Kreis dieser Länder.

Die im Ranking vorne liegenden Länder wei-
sen bestimmte institutionelle Charakteristika auf. Die Insti-
tutionelle Grundausstattung ist vorbildlich. Die Regierun-
gen schützen die Eigentumsrechte, Recht und Ordnung wer-
den durchgesetzt und Korruption verhindert. Die Länder un-
ternehmen große Bildungsanstrengungen. Die Hochschul-
und Sekundarschulbesuchsquoten sind hoch. Ein erhebli-
cher Teil des Bruttoinlandsprodukts wird für die Ausbildung
ausgegeben. Des Weiteren setzen sich diese Länder dem
internationalen Wettbewerb aus. Die Arbeitsmärkte sind
überwiegend flexibel (vgl. Tab. 3).

Umgekehrt weisen die Länder am Ende der Rangskala ge-
rade in den institutionellen Bereichen Schwächen auf, in de-
nen die führenden Länder ihre komparativen Vorteile haben.
Die grundlegenden institutionellen Bedingungen sind eher un-
günstig. Die Ausbildung wird – sieht man von Korea ab –
vernachlässigt, die Kapitalmärkte sind inflexibel, und die Ar-
beitsmärkte in Italien und in der Türkei sind es ebenfalls.

Gewinner im internationalen Ländervergleich

Die stärkste Verbesserung ihrer institutionellen Wachstums-
bedingungen, gemessen an der Rangposition, konnten Neu-
seeland, Australien und Finnland erreichen. Musste sich Neu-
seeland im Jahr 1994 noch mit Rang 17 zufrieden geben,
erreichte es im Jahr 2007 Rang 8. Einen Sprung nach vor-
ne machte ebenfalls Australien, das sich im Vergleich zu den
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Abb. 3

Anmerkung: Bei den Komponentenwerten und den Beiträgen der Komponenten zur Ver-
änderungsrate des Gesamtindex handelt es sich um die Durchschnittswerte über alle OECD-
Länder. Die Komponentenwerte sind ungewichtet. Bei den Beiträgen handelt es sich um
gewichtete Wachstumsraten der Komponenten. Der sprunghafte Anstieg der Durchschnitt-
lichen Ausbildung der Bevölkerung in Jahren im Jahr 2007 erklärt sich daraus, dass für die-
se Komponente Daten nur in fünfjähriger Frequenz vorliegen.

Quelle: Institutionenindex für OECD-Länder.
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anderen Ländern von Rang 9 auf Rang 1 verbessern konn-
te. Ein aufstrebendes Land ist auch Finnland, das sich von
Rang 14 auf Rang 7 verbesserte (vgl. Tab. 2). Wie Abbildung
4 zeigt, erfolgte der Aufstiegsprozess nicht kontinuierlich von
Jahr zu Jahr. Teilweise stagnierte der Aufholprozess wäh-
rend mehrerer Jahre oder war sogar rückläufig.

Die Gründe für den Aufstieg der drei genannten Länder
sind nicht einheitlich. Neuseeland begann seine Wirtschaft

schon in den achtziger Jahren zu reformieren und setzte
diesen Reformprozess in den neunziger Jahren fort. Zu-
erst sind hier die Arbeitsmarktreformen zu nennen. Die
Frühverrentung wurde gebremst, die Frauenerwerbsquo-
te erhöht. Deregulierungen im Energiesektor und im Trans-
portwesen (die von dem Institutionenindex nicht erfasst
werden) waren begleitet von einer Öffnung der Märkte.
Vermehrte Bildungsanstrengungen trugen ihre Früchte.
Sozialausgaben wurden gekürzt und gleichzeitig die öf-

Tab. 2

Länder-Rankings 

1994 2007 

Rang
Länder

Index
Wert 

Länder
Index
Wert 

1 Vereinigte Staaten 0,693 Australien 0,714 

2 Japan 0,675 Vereinigte Staaten 0,678 

3 Schweiz 0,649 Niederlande 0,666 

4 Kanada 0,647 Kanada 0,665 

5 Irland 0,630 Irland 0,661 

6 Norwegen 0,620 Vereinigtes Königreich 0,661 

7 Deutschland 0,619 Finnland 0,659 

8 Australien 0,617 Neuseeland 0,655 

9 Niederlande 0,616 Dänemark 0,652 

10 Vereinigtes Königreich 0,610 Schweiz 0,641 

11 Belgien 0,592 Deutschland 0,639 

12 Dänemark 0,576 Schweden 0,636 

13 Österreich 0,573 Norwegen 0,633 

14 Finnland 0,572 Japan 0,629 

15 Schweden 0,564 Österreich 0,619 

16 Südkorea 0,562 Belgien 0,603 

17 Neuseeland 0,553 Griechenland 0,595 

18 Frankreich 0,550 Portugal 0,590 

19 Portugal 0,549 Spanien 0,586 

20 Spanien 0,543 Frankreich 0,553 

21 Griechenland 0,520 Südkorea 0,545 

22 Italien 0,507 Italien 0,503 

23 Mexiko 0,502 Mexiko 0,468 

24 Türkei 0,448 Türkei 0,441 

Quelle: Institutionenindex für OECD-Länder.

Tab. 3

Qualität der Institutionen in % des Subindexwertes des »Best-practice«-Landes, 2007 

Länder
Optimale
Besteue-

rung

Institutio-
nelle

Grundaus-
stattung

Steuer-
belas-

tung

Effizienz
des

Human-
kapitals

Handels-
liberali-

sierung 

Arbeits-
märkte

Struktur der 
Staatsaus-

gaben 

Kapital-
märkte

Australien 79 94 65 94 81 77 78 51 

Vereinigte Staaten 42 85 76 89 78 95 93 100 

Niederlande 93 94 42 72 94 59 51 87 

Kanada 71 89 54 80 84 82 73 67 

Südkorea 82 45 82 82 87 70 72 45 

Italien 94 43 31 57 86 30 66 59 

Mexiko 14 30 100 36 85 77 100 25 

Türkei 78 27 59 25 82 32 75 25 

Quelle: Institutionenindex für OECD-Länder.
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fentlichen Investitionen erhöht (zu einer ausführlicheren
Analyse des Reformprozesses vgl. Ochel und Osterkamp
2007). Australiens Erfolg ist vor allem auf seine Bildungs-
reformen zurückzuführen. Seine Reformansätze sind teil-
weise vorbildlich. Darüber hinaus setzte Australien seine
Wirtschaft zunehmend dem internationalen Wettbewerb
aus, reformierte seinen öffentlichen Sektor und konnte das
Vertrauen der Bevölkerung in die staatliche Politik steigern.
Finnland leitete Anfang der neunziger Jahre einen umfas-
senden Reformprozess ein, der das Land aus dem wirt-
schaftlichen Nationalismus hin zu einer weltoffenen Volks-
wirtschaft führte. Wie das Update des Institutionenindex
für 2007 zeigt, hält die positive Entwicklung in Finnland bis
in die jüngste Zeit an. Die Entwicklung Finnlands soll im
Folgenden etwas näher beleuchtet werden, damit ver-
ständlicher wird, welche Reformen hinter den Verände-
rungen des Institutionenindex stehen.

Finnland

Im Jahre 1994 belegte Finnland noch Platz 14 auf der Rang-
skala. Zu dieser Zeit befand sich das Land in einer starken
Rezession. Verantwortlich für diese Rezession war u.a. der
Zusammenbruch des Handels mit der Sowjetunion. Finn-
land verfügte damals noch nicht über die Institutionen ei-
ner modernen offenen Volkwirtschaft. Die wirtschaftliche
Krise in den frühen neunziger Jahren war der Ausgangs-
punkt für umfangreiche institutionelle und politische Refor-
men. Finnland hat von diesen Reformen profitiert und konn-
te die Qualität seiner Institutionen beträchtlich verbessern.
Heute ist Finnland auf Platz 7 im Länder-Ranking zu finden
(vgl. Tab. 2).

Mit den institutionellen und politischen Reformen Anfang der
neunziger Jahre wurden drei Zielsetzungen verfolgt (OECD
2003):

• Die Transformation Finnlands in eine kenntnis- und inno-
vationsbasierte Volkswirtschaft. Um dies zu erreichen,
wurde die Humankapitaleffizienz gesteigert.

• Der Wandel von einer stark regulierten Volkswirtschaft,
basierend auf den Prinzipien eines wirtschaftlichen Na-
tionalismus, hin zu einer offenen Volkswirtschaft mit star-
kem internationalen Wettbewerb. Um diese Zielsetzung
zu erreichen, wurden der Außenhandel und die Kapital-
märkte liberalisiert und die Güter- und Dienstleistungs-
märkte dereguliert.

• Die Umwandlung Finnlands in eine Gesellschaft mit ei-
nem effizienten öffentlichen Sektor und einem großen Ver-
trauen in die Wirtschaftspolitik. Um dieses Ziel zu errei-
chen, wurde die Institutionelle Grundausstattung durch
eine Reform des öffentlichen Sektors verbessert.

Der Transformationsprozess in Finnland war mit Verände-
rungen der einzelnen Komponenten des Institutionenindex
verbunden. Diese Veränderungen werden mit Hilfe eines
Spinnwebdiagramms dargestellt. Die Werte der Komponen-
ten Finnlands werden als Prozentsatz des Komponenten-
wertes des jeweiligen Best-practice-Landes dargestellt. Ver-
änderungen der Komponentenwerte Finnlands können sich
dabei durch absolute Veränderungen in Finnland als auch
durch absolute Veränderungen des Best-practice-Landes
ergeben (vgl. Abb. 5).

Die Steigerung der Humankapitaleffizienz wurde haupt-
sächlich durch eine Erhöhung der Hochschulbesuchsquo-
te erreicht. Während die Immatrikulationsquote in Finnland
1994 nur bei 49% des Komponentenwertes des Best-
practice-Landes lag, erreichte das Land 2007 die Positi-
on eines Spitzenreiters (vgl. Abb. 5). Laut OECD (2006,
39) verfügten im Jahr 2004 ca. 38% der Bevölkerung im
Alter zwischen 25 und 34 über einen Hochschulabschluss.
Die Förderung der Hochschulausbildung machte aber nur
einen Teil des Wandels Finnlands zu einer kenntnis- und

innovationsbasierten Volkswirtschaft aus.
Es fanden darüber hinaus weitere Refor-
men im Bereich der Technologie- und In-
novationspolitik statt. Allerdings wurde die
Humankapitaleffizienz nicht auf allen Ge-
bieten vorangetrieben. Verglichen mit an-
deren Ländern gingen der Sekundarschul-
besuch und die Öffentlichen Ausbildungs-
ausgaben als Anteil am Bruttoinlandspro-
dukt zurück.

Von großer Bedeutung für die Öffnung der
Volkswirtschaft war der Beitritt zur Euro-
päischen Union 1995. Der Handel wurde
liberalisiert, die Zölle gesenkt und ein
freundliches Umfeld für Auslandsinvestitio-
nen geschaffen. Auch der Kapitalmarkt
wurde liberalisiert (OECD 2003, 36). Ent-
sprechend erhöhte sich die Komponente
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Kapitalmarktkontrollen von 20% (1994) auf 83% (2007)
(vgl. Abb. 5).

Die grundlegenden öffentlichen Institutionen Finnlands (Ins-
titutionelle Grundausstattung) sind die besten in der Welt. Zu
Finnlands Stärken gehörten schon immer eine gute Qualität
der Verwaltung, die Einhaltung von Recht und Ordnung, die
Sicherung der Eigentumsrechte und eine geringe Korruption.
Anfang der neunziger Jahre waren aber noch einige Mängel
sichtbar. So war das Vertrauen in die Wirtschaftspolitik sehr
gering. Rechtliche und administrative Beschränkungen der
Investitionstätigkeit von Ausländern und das Fehlen von Po-
litischer Stabilität hatten einen negativen Einfluss auf auslän-
dische Investoren. Um seine Institutionelle Grundausstattung
zu verbessern, reformierte Finnland damals seine Verwaltung.
Die Bereitstellung staatlicher Dienstleistungen sowie staatli-
che Unternehmen wurden teilweise privatisiert und die Effi-
zienz der staatlichen Regulierungen verbessert (OECD 2003,
35 ff.). Aufgrund all dieser Reformen gelang
es Finnland, im Bereich der Institutionellen
Grundausstattung die anderen OECD-Länder
zu übertreffen (vgl. Abb. 5).

Trotz dieser Verbesserungen konnte Finnland
keine führende Rangposition im Jahr 2007
einnehmen. Gründe hierfür sind zum einen
der relativ hohe Öffentliche Konsum sowie
die schlechte Verfassung des Arbeitsmark-
tes (Frühverrentung und Arbeitsmarktregu-
lierungen).

Verlierer im internationalen 
Ländervergleich

Den Gewinnern im internationalen Länder-
vergleich stehen Verlierer gegenüber. Die

stärksten Einbußen im Länder-Ranking
musste Japan hinnehmen. Lag Japan
1994 noch auf Rang 2, so nahm es 2007
die Rangposition 14 beim Institutionenin-
dex ein. Der eigentliche Einbruch erfolgte
in den Jahren 2001 bis 2003 (in denen der
Institutionenindex die Entwicklung der ins-
titutionellen Qualität in der zweiten Hälfte
der neunziger Jahren widerspiegelt). Ein-
bußen im Ranking verzeichnete ebenfalls
die Schweiz. Im Jahre 1994 nahm sie noch
die Rangposition 3 ein. 2007 war sie auf
Rang 10 abgerutscht, was insbesondere
auf die Entwicklung in den neunziger Jah-
ren zurückzuführen ist. Ein weiteres Land,
das relativ zu anderen Ländern verloren
hat, ist Norwegen. Es verschlechterte sich
von Rang 6 auf Rang 13 (vgl. Tab. 2 und
Abb. 6).

Die Verschlechterung der Rangposition Japans ist auf die
wirtschaftliche Krise Japans in den neunziger Jahren und
die Antworten der japanischen Wirtschaftspolitik auf die-
se Krise zurückzuführen. Hierauf soll weiter unten aus-
führlicher eingegangen werden. Die Entwicklung in der
Schweiz ist durch verschiedene, eher geringfügige Ein-
bußen der institutionellen Qualität gekennzeichnet. So ver-
schlechterten sich die grundlegenden institutionellen Rah-
menbedingungen gegenüber anderen Ländern. Die Kor-
ruption nahm zu. Die Steuerbelastung der Bürger erhöh-
te sich, und die Kreditversorgung des Privatsektors wur-
de im Laufe der Jahre als weniger vorteilhaft bewertet (vgl.
Ochel und Osterkamp 2007). Norwegen schließlich redu-
zierte die Offenheit seiner Wirtschaft, die Steuerbelastung
nahm zu, und die Finanzierungsbedingungen wurden von
Seiten der Privatwirtschaft als zunehmend schwierig ein-
geschätzt.
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Japan

Japans Einbußen bei der Qualität seiner Institutionen sind
in starkem Maße von dem Kollaps seiner »Bubble«-Ökono-
mie in den frühen neunziger Jahren geprägt. Dieser Zu-
sammenbruch löste drei aufeinander folgende schwere Re-
zessionen und ein längere Phase der Stagflation aus. Wirt-
schaftliche Krisen haben einen zwiespältigen Einfluss auf
institutionelle Reformen. Sie sind einerseits Auslöser für wirt-
schaftspolitische Reformen. Andererseits erschweren sie die
Durchführung notwendiger Reformen.

Japan versuchte die wirtschaftlichen Rezessionen vor al-
lem durch makroökonomische Maßnahmen zu bekämp-
fen. Die Geldpolitik sollte deflationäre Tendenzen abschwä-
chen und die Fiskalpolitik die Nachfrage stimulieren. Der
Öffentliche Konsum wurde erhöht, während gleichzeitig die
Öffentlichen Ausbildungsausgaben vernachlässigt wurden.
Die Defizite der öffentlichen Haushalte führten zu einem ra-
schen Anstieg der öffentlichen Verschuldung. Der Subin-
dex Optimale Besteuerung verschlechterte sich. Während
die Banken zu Beginn der wirtschaftlichen Krise Kredite oh-
ne ausreichende Risikoabschätzung vergaben, wurde spä-
ter die Kreditvergabe Beschränkungen unterworfen. Dar-
über hinaus wurden heimische Unternehmen noch weiter
vor der Konkurrenz durch ausländische Unternehmen ge-
schützt, so dass die Handelsverflechtung, die im Jahre 1994
schon gering war, noch weiter reduziert wurde (OECD 2005
und Abb. 7).

Die wirtschaftliche Krise Japans führte des Weiteren zu ei-
ner Verschlechterung seiner Institutionellen Grundausstat-
tung. Die Politische Stabilität nahm ab, die Eigentumsrech-
te und die Rechtsordnung wurden weniger geschützt, die
Korruption nahm in starkem Maße zu, und das Vertrauen in
die Wirtschaftspolitik ging zurück (vgl. Abb. 7).

Deutschland in guter Mittelage

Das deutsche Institutionengefüge weist eine im Vergleich
mit anderen OECD-Ländern relativ gute Qualität auf. Im Jahr
1994 nahm Deutschland die 7. und 2007 die 11. Rangpo-
sition ein (vgl. Tab. 2).

Deutschland zeichnet sich insbesondere durch gute ins-
titutionelle Rahmenbedingungen aus. Es verfügt über ei-
ne ausgezeichnete Verwaltung, die Eigentumsrechte wer-
den geschützt, das Land ist politisch stabil und es herrscht
weitgehend Recht und Ordnung. Andererseits ist Deutsch-
land nicht frei von Korruption und das Vertrauen in die
Politik ist vergleichsweise niedrig. Ein weiterer Pluspunkt
neben den institutionellen Rahmenbedingungen ist die Of-
fenheit des Landes. Die deutsche Wirtschaft ist dem in-
ternationalen Wettbewerb ausgesetzt und nutzt die von
der Konkurrenz ausgehenden wachstumsfördernden Im-
pulse (vgl. Abb. 8).

Die Schwachpunkte Deutschlands liegen zum einen bei
den Regelungen des Arbeitsmarktes. Die Arbeitsmarkt-
regulierungen weisen Mängel auf, die Frühverrentung be-
findet sich immer noch auf einem im internationalen Ver-
gleich hohen Niveau, und die Frauenerwerbsquote erreicht
nicht die Höhe der führenden Länder. Neben dem Arbeits-
markt fällt auch der Bildungsbereich hinter dem anderer
Länder zurück. Deutschland gibt einen vergleichsweise
geringen Anteil seines Bruttoinlandsproduktes für Bildung
aus. Die Hochschul- und Sekundarschulbesuchsquoten
sind relativ niedrig, und die heutigen Erwachsenen haben
eine nur durchschnittlich lange Schulausbildung genos-
sen (vgl. Abb. 8).

Die leichte Verschlechterung der Rangposition Deutsch-
lands ist zum einen auf einen Qualitätsrückgang bei den

institutionellen Rahmenbedingungen zu-
rückzuführen, auch wenn diese nach wie
vor ein im internationalen Vergleich hohes
Niveau haben. Die Korruption nahm zu, das
Vertrauen in die Politik ging zurück, bei der
Einhaltung von Recht und Ordnung wird
Deutschland nicht mehr in einer interna-
tionalen Spitzenposition gesehen. Zum an-
deren haben die Bildungsanstrengungen
im Vergleich zu anderen Ländern nachge-
lassen. Was den Anteil der Öffentlichen
Ausbildungsausgaben am Bruttoinlands-
produkt betrifft, ist Deutschland gegenüber
dem Best-practise-Land zurückgefallen.
Das Gleiche gilt für die Sekundarschulbe-
suchsquote. Lediglich bei der Hochschul-
besuchsquote konnte Deutschland aufho-
len. Positionsverluste bei den beiden ge-
nannten Subindizes konnten durch relati-
ve Verbesserungen insbesondere bei der
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Struktur der Staatsausgaben nicht kompensiert werden
(vgl. Abb. 8). 

Ausblick

Der Institutionenindex für OECD-Länder gestattet es, das
Institutionengefüge von Ländern und seine Veränderungen
miteinander zu vergleichen. Er hat gegenüber anderen Ver-
fahren von Länder-Rankings (vgl. hierzu Ochel und Röhn
2008) den Vorteil, dass die für das Wachstum des Pro-Kopf-
Einkommens wichtigen institutionellen Determinanten und
ihre Gewichte ökonometrisch ermittelt wurden. Andererseits
ließe sich die Qualität des Index weiter verbessern, wenn zu-
sätzliche Zeitreihen über institutionelle Regelungen zur Ver-
fügung stünden und Mängel in der Erfassung von Institutio-
nen beseitigt würden.
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Clusterinitiativen in Deutschland

Die Bedeutung der Clusterbildung lässt
sich allein an der Vielzahl von Clusterini-
tiativen ablesen, die auf der nationalen
und regionalen Politikagenda in Deutsch-
land stehen (vgl. European Cluster Ob-
servator 2007). So richtet die Bundesre-
gierung ihre Forschungs- und Innovati-
onspolitik mit einer Hightech-Strategie
neu aus und stellt bis 2009 insgesamt
rund 15 Mrd. € für Spitzentechnologien
und technologieübergreifende Quer-
schnittsmaßnahmen bereit. Zur Stärkung
der Innovationskraft ausgewählter Tech-
nologiefelder setzt die Bundesregierung
im Rahmen dieser Initiative auf die Ent-
wicklung von Leit- und Zukunftsmärkten,
die Beschleunigung der direkten Umset-
zung von Forschungsergebnissen sowie
die Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft.
Letztere wird zusätzlich durch bundes-
weite Programme wie »Kooperations-
netzwerke und Clustermanagement«
oder »Kompetenznetze Deutschlands«
gezielt gefördert. Darüber hinaus gibt es
spezifische Clusterprogramme zur geziel-
ten Förderung einzelner Technologiefel-
der, wie im Fall der Biotechnologie durch
die Initiativen »BioProfile« bzw. »BioIndus-
try 2021«, mit der Zielsetzung einer Markt
dominierenden Position in Europa. Auch
auf Landesebene sind Clusterkonzepte
von fast allen Bundesländern in den letz-
ten Jahren verstärkt initiiert worden. Ins-
besondere Baden-Württemberg, Bayern
und Nordrhein-Westfalen verfolgen seit
den neunziger Jahren länderspezifische
Programme zur Förderung regionaler
Cluster. Eine Vorreiterposition nimmt ge-
genwärtig Bayern mit der seit Anfang

2006 laufenden Clusterinitiative »Allianz
Bayern Innovativ« ein, als Ergänzung zur
bisherigen bayerischen Innovationsförde-
rung und zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit Bayerns.1 Die Clusterbildung
steht aber nicht nur auf der politischen
Agenda. Sowohl der Wissenschaftsrat
(2007) als auch der Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft (2007) haben im
Frühjahr 2007 Berichte zur Zusammen-
arbeit von Wissenschaft und Wirtschaft
veröffentlicht und weitreichende Empfeh-
lungen erarbeitet.

Allen Clusterprogrammen und Empfeh-
lungen gemeinsam sind die gezielte För-
derung zukunftsträchtiger Technologie-
und Branchenfelder sowie die Unterstüt-
zung bei der lokalen Netzwerkbildung
zwischen Unternehmen, Universitäten
und Forschungseinrichtungen. Dabei
liegt die Annahme zugrunde, dass eine
hohe regionale Innovations- und For-
schungsaktivität die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der Region fördert. Weiter
wird angenommen, dass dadurch die At-
traktivität der Region für andere Unter-
nehmen und mobile Einsatzfaktoren wei-
ter steigt und sich das regionale Poten-
tial für zusätzliche Innovationen und Wirt-
schaftswachstum erhöht. Welche Rolle
die Politik mit ihren Steuerungsinstru-
menten bei diesen sich selbst verstär-
kenden Mechanismen und Agglomera-

deutsche Unternehmen Firmencluster?

Kurt A. Hafner*

Clusterbildung und die Rolle der Politik – wie beurteilen 

Welche Clusterförderung erweist sich aus Sicht der Unternehmen als besonders vorteilhaft für die

Bildung von Firmenclustern? Eine im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführte Studie

zu Firmenclustern und Innovationstätigkeit deutscher Unternehmen gestattet einen Blick auf von

Unternehmen wahrgenommene Vorteile durch ihre Clusterzugehörigkeit. Die Studie zeigt, dass der

Informationsaustausch und die Netzwerkbildung zwischen Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft

und Politik bedeutende Rollen für Firmencluster spielen. Die Verfügbarkeit qualifizierter Arbeits-

kräfte und die Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur sind ebenfalls wichtige Kriterien für Clus-

terunternehmen. Die Politik spielt darüber hinaus eine besondere Rolle bei der strategischen Aus-

richtung des Clusters und seiner Bedeutung über die Grenzen regionaler Zugehörigkeit hinweg.

* Dr. Kurt A. Hafner ist wissenschaftlicher Referent
am Bayerischen Staatsinstitut für Hochschulfor-
schung und Hochschulplanung (IHF) in München.

1 Aktuelle Information zu den jeweiligen Clusterini-
tiativen sind abrufbar unter 
http://www.hightech-strategie.de, 
http://www.kompetenznetze.de/navi /de/kompe-
tenznetze.html, 
http://www.biotechnologie.de und 
http://www.allianzbayerninnovativ.de/.
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tionseffekten spielt, ist indes nicht ganz klar. Dies gilt vor
allem dann, wenn man sich von der Einzelbetrachtung der
jeweiligen Clusterinitiativen löst, um zu einer allgemeinen
Einschätzung zu gelangen. 

Eine im Auftrag der Europäischen Kommission durchge-
führte Studie zu Firmenclustern und Innovationstätigkeit
deutscher Unternehmen gestattet einen Blick auf von Un-
ternehmen wahrgenommene Vorteile durch ihre Cluster-
zugehörigkeit. Indem die Studie unterschiedliche Clus-
teraktivitäten und Förderinstrumente auf deutsche Unter-
nehmen in Clustern bezieht, kann die Rolle der Politik und
ihrer Instrumente empirisch für Deutschland untersucht
werden.

Agglomerationen und Firmencluster – was sagt
uns die Theorie?

Die Erklärung räumlicher Ballungsgebiete und die Entste-
hung von Firmenclustern werden in der Theorie haupt-
sächlich anhand zweier Konzepte diskutiert. Als erstes
Konzept erklärt die Neue Ökonomische Geographie, die
sich im Anschluss an die Arbeiten von Krugman (1991) als
eigener Zweig in der Volkswirtschaftslehre etabliert hat,
die Entstehung und Entwicklung räumlicher Ballungsge-
biete durch das Zusammenspiel unterschiedlicher Fakto-
ren: steigende Skalenträge bei den Unternehmen, die zu
einer räumlichen Konzentration der Produktionsaktivitä-
ten (Massenproduktion) führen, ungleiche Mobilitätskos-
ten bei Konsumenten und Arbeitskräften, die bei der Wahl
des Wohn- und Arbeitsortes entscheidend sind, sowie
Handels- und Transportkosten, die zu einer Berücksich-
tigung der Räume und Distanzen bei der Standortfrage
der Produzenten führen. Fujita, Krugman und Venables
(1999) sprechen in diesem Zusammenhang von zentri-
petalen und zentrifugalen Kräften, welche für die räumli-
che Verteilung und die Dichte industrieller Aktivitäten und
somit die Entstehung von Firmenclustern verantwortlich
sind. Als zweites Konzept wird der Berücksichtigung von
Externalitäten, die von Marshall (1890) vor über 100 Jah-
ren als einem der Ersten umfassend diskutiert wurden,
eine bedeutende Rolle bei der Erklärung räumlicher Bal-
lungsgebiete zugeschrieben. Faktoren wie ein spezialisier-
ter Arbeitskräftepool, Technologieübertragung, speziali-
sierte Dienstleistungen sowie die Verfügbarkeit moderner
öffentlicher Infrastruktur sind kennzeichnend für Firmen-
cluster und erhöhen den Anreiz zur räumlichen Konzen-
tration von Unternehmen und mobilen Einsatzfaktoren. Die
daraus entstehenden, sich selbst verstärkenden Prozes-
se führen zu industriellen Agglomerationen und dienen
ebenfalls als Erklärungsansatz für die Entstehung von Fir-
menclustern.

Feldman und Florida (1994) unterstreichen in ihrer empi-
rischen Studie für die USA die Verknüpfung zwischen qua-

lifizierten Arbeitskräften, Innovationstätigkeit und Firmen-
clustern. Sie zeigen, dass Innovationen häufiger in den
Regionen stattfinden, in denen verstärkt forschungsin-
tensive Unternehmen und Universitäten tätig sind. Im
Ergebnis sind innovative Regionen durch eine hohe
Standortattraktivität und eine rege wirtschaftliche Aktivi-
tät gekennzeichnet. Eberts und McMillen (1999) gehen
in diesem Zusammenhang der Frage nach, inwiefern
staatliche Maßnahmen die Produktivität und Innovations-
tätigkeit in solchen Regionen beeinflussen. Sie verweisen
darauf, dass der Staat eine wichtige Rolle bei der regio-
nalen Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur und Einrich-
tungen spielt und die Kosten der Unternehmen vor Ort
senkt. Indem die regionalen Anreize für andere Unterneh-
men erhöht und mobile Einsatzfaktoren angezogen wer-
den, hat die Politik die Möglichkeit, auf die Entstehung
von Firmenclustern einzuwirken und deren strategische
Weiterentwicklung bis zu einem bestimmten Grad zu be-
einflussen.

2006 Innobarometer-Studie: Innovationstätigkeit
in Firmenclustern

Die Europäische Kommission gibt jedes Jahr eine »Inno-
barometer«-Studie in Auftrag, die sich im Allgemeinen mit
der Innovationsfähigkeit in Europa auseinandersetzt, dabei
aber wechselnde Schwerpunkte verfolgt. Die im Jahr 2006
von Gallup (2006) durchgeführte Studie »2006 Innobaro-
meter on Cluster’s Role in Faciliating Innovation in Europe«
legt den Fokus auf die Innovationstätigkeit in Firmenclus-
tern und ihre Einflussfaktoren. Dabei handelt es sich um ei-
ne zufallsgenerierte Telefonumfrage unter europäischen Un-
ternehmen anhand eines »Two-step Sampling Approaches«.
Im Fall Deutschland wurden im ersten Schritt zufallsgene-
riert 821 deutsche Unternehmen bezüglich ihrer Clusterei-
genschaften befragt und auf Clusterzugehörigkeit überprüft
(Screener Questionnaire). Für die Überprüfung wurden fünf
überwiegend theoriebasierte Kriterien je Unternehmen ab-
gefragt, anhand derer die Unternehmen als clusterzuge-
hörig eingestuft und weiter befragt wurden. Im zweiten
Schritt wurden 151 deutsche Clusterunternehmen in der
erweiterten Umfrage bezüglich ihrer Clusteraktivitäten und
der Rolle staatlicher Institutionen bei der Clusterbildung be-
fragt (Main Questionnaire). 

Die Rolle der Politik und ihrer Instrumente zur Förderung
von Firmenclustern soll anhand der Beantwortung des
Main Questionnaire untersucht werden. Dazu werden zu-
nächst die Clusteraktivitäten der Unternehmen eingehend
analysiert (vgl. Hafner 2008) und im Anschluss die För-
derinstrumente der Politik auf ihre Relevanz aus Sicht
der Unternehmen überprüft. Ein Abgleich der Ergebnis-
se führt zu Schlussfolgerungen einer gezielten Clusterför-
derung. 
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Ausgeprägte Clusteraktivitäten deutscher Unternehmen

Welche Aktivitäten sind kennzeichnend für deutsche Unter-
nehmen in einem Umfeld, das durch eine hohe Dichte an
Unternehmen der gleichen und/oder verschiedener Bran-
chen geprägt ist? Welche Vorteile ergeben sich für die Un-
ternehmen durch eine Beteiligung an einem Firmenclus-
ter? Die 2006 Innobarometer-Studie befragt die Unterneh-
men nach ihren Clusteraktivitäten und ihren wahrgenom-
menen Vorteilen einer Clusterzugehörigkeit. Dabei handelt
es sich um Aktivitäten wie den Austausch von Technolo-
gie- und Marktinformationen, den Ausbau von Partnerschaf-
ten sowie den Zugang zu Inputfaktoren wie qualifizierter Ar-
beitskraft, Kapital, Land und öffentlicher Infrastruktur. Die
zusammengefassten Ergebnisse sind in Abbildung 1 ver-
anschaulicht.

Einen besonderen Stellenwert für die befragten Unterneh-
men nimmt der Austausch unterschiedlicher Informationen
ein. So tauschen 72% der in Cluster eingebundenen Unter-
nehmen Informationen mit technologischem Bezug aus und
teilen zu 80% Marktinformationen mit anderen regional be-
nachbarten Unternehmen. Auch der Ausbau von Partner-
schaften durch gemeinsame Projekte wird von den Unter-
nehmen als besonders wichtig eingestuft: Mehr als drei Vier-

tel aller befragten Unternehmen (77%) arbeiten an gemein-
samen Projekten in ihrem Cluster. Mehrheitlich positiv wird
von den Unternehmen der Austausch von Humanressour-
cen innerhalb ihres Clusters erachtet. Zwei von drei Clus-
terunternehmen (67%) stimmen der Aussage zu, dass die
Clusterzugehörigkeit den Zugang zu qualifizierten Arbeits-
kräften erleichtert. Mit Blick auf die wahrgenommenen all-
gemeinen Vorteile wurde mehrheitlich der stimulierende Ef-
fekt des Clusterumfeldes genannt; so verweisen knapp 65%
der Clusterunternehmen auf das Stimulans durch die rege
ökonomische Aktivität im Cluster.

Interessanterweise werden marktbezogene Aktivitäten durch
die Clusterzugehörigkeit geringer beeinflusst als allgemein
angenommen. Eine Minderheit der Clusterunternehmen
(35%) gibt an, dass die Clusterzugehörigkeit sich positiv
auf den Ausbau von marktbezogenen Partnerschaften aus-
wirkt. Für nur 37% aller Clusterunternehmen ermöglichen
Cluster eine schnellere Einführung eines neuen oder verbes-
serten Produkts auf dem Markt.

Welche Rolle spielt die Politik? 

Spielt die Politik bei der Unterstützung von Firmenclustern
eine besondere Rolle, und welche Instrumente erweisen sich

aus Sicht der Unternehmen als besonders
geeignet für die weitere Entwicklung des
Clusters? Ein weiterer Schwerpunkt der 2006
Innobarometer-Studie liegt auf der Einschät-
zung der Unternehmen hinsichtlich der Po-
litikinstrumente zur Förderung von Unterneh-
men in einem Clusterumfeld und somit auf
der Rolle der Politik. Dabei handelt es sich
um direkte und indirekte finanzielle Unterstüt-
zung, Handlungen zur Erleichterung admi-
nistrativer Verfahren und Netzwerkbildungen
sowie allgemeine Maßnahmen wie die Orga-
nisation von »Public Events« oder die Ver-
besserung der Clusterreputation über die
Grenzen regionaler Zugehörigkeit hinaus. In
Abbildung 2 sind die Ergebnisse zusammen-
gefasst.

Auf direkte finanzielle Unterstützung können
mehr als 40% aller befragten Clusterunter-
nehmen zurückgreifen. Auch die Bereitstel-
lung von Gebäuden und Infrastrukturmaß-
nahmen durch die öffentliche Hand wird von
knapp einem Drittel der Unternehmen (29%)
als kennzeichnend für ihren Cluster beschrie-
ben. Darüber hinaus kann die Politik die Netz-
werkbildung zwischen Universitäten, lokalen
Administrationen und anderen Unternehmen
erleichtern und den Informationsaustausch
zwischen den jeweiligen Clusterakteuren för-
dern. Knapp die Hälfte aller Unternehmen

61.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  11/2008

39

0 20 40 60 80 100

Austausch von Informationen (Technologie)

Austausch von Informationen (Märkte)

Austausch von "Best Practices"

Ausbau von Partnerschaften (Projekte)

Ausbau von Partnerschaften (Märkte)

Anwerben von qualifizierter Arbeit

Erleichteter Zugang (Finanzen)

Erleichteter Zugang (Land)

Erleichteter Zugang (Infrastruktur)

Erleichteter Zugang (Forschungsinfrastrukur)

Stimulierender Einfluss auf Unternehmensgeist

Kürzerer Zeitraum für Markteintritt

trifft zu trifft nicht zu keine Antwort

Clusteraktivitäten deutscher Unternehemen

Quelle: Gallup (2006).

%

Anmerkung: Main Questionnaire – Umfrage bei 151 deutschen Clusterunternehmen.

Antworten auf die Frage "Sind folgende Aktivitäten für Sie charakteristisch?" 
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bestätigt der Politik diese Kompetenzen. Strategische Ak-
tivitäten der Politik wie die Organisation von »Public Events«
sowie die Verbesserung der Clusterreputation werden von
mehr als 60% der Unternehmen bestätigt. Somit spielt die
Politik eine besondere Rolle bei der strategischen Ausrich-
tung des Firmenclusters und seiner Wirkung über die Gren-
zen regionaler Zugehörigkeit hinweg. Interessanterweise
können die wenigsten Unternehmen Steuererleichterungen
auf Ausgaben für sich in Anspruch nehmen (weniger als 10%)
und eine Unterstützung des Cluster-Gründungszentrums
(23%) erkennen. 

Das Verbesserungspotential zur Unterstützung von Firmen-
clustern seitens der Politik wurde von der 2006 Innobaro-
meter-Studie ebenfalls getrennt abgefragt. Von der Politik
wünschen sich die Unternehmen neben weiteren direkten
finanziellen Zuwendungen vor allem Steuererleichterungen.
Letzteres ist nicht weiter verwunderlich, da Unternehmen
entsprechend der Darstellung in Abbildung 2 nur zu gerin-
gen Anteilen von Steuererleichterungen profitieren. Auch die
Erleichterung bei den administrativen Verfahren sowie die
weitere Verbesserung der Clusterreputation und der trans-
nationalen Clusterbeziehungen werden von einer deutlichen
Mehrheit gefordert.

Fazit: Gezielte Clusterförderung – aber wie?

Welche Art der Clusterförderung erweist sich nun aus der
Sicht der Unternehmen als besonders vorteilhaft und wün-
schenswert? Ein Abgleich zwischen den Aktivitäten der Un-
ternehmen in einem Cluster und den von der Politik ver-
wendeten Instrumenten zur Clusterförderung führt zu fol-
genden Punkten, die von den Unternehmen als relevant für
eine gezielte Clusterförderung erachtet werden:

– Informationsaustausch und Netzwerkbildung der Akteu-
re aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik,

– Erhöhung der Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte als
eine der wichtigsten Clustereffekte,

– Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur und Einrichtungen,
– Steuererleichterung auf (FuE-)Ausgaben, und 
– strategische Maßnahmen (wie z.B. »Public Events«, Ver-

besserung der Clusterreputation, Erleichterung transna-
tionaler Clusterbeziehungen).

Eine hohe regionale Innovations- und Forschungstätigkeit
fördert die wirtschaftliche Entwicklung in der Region und
erhöht deren Attraktivität für andere Unternehmen und mo-
bile qualifizierte Arbeitskräfte. Eine gezielte Clusterförderung
sollte deshalb neben den regional- und branchenspezifi-

schen Anforderungen des jeweiligen Clus-
ters die herausgearbeiteten Punkte auf die
politische Agenda setzten. 
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In der internationalen Öffentlichkeit wird
das Fürstentum Liechtenstein – nicht erst
seit dem jüngsten Steuerstreit – vor al-
lem als Finanzplatz wahrgenommen.1 In
der Tat zeigt die sektorale Beschäftigungs-
und Wertschöpfungsanalyse einen Wan-
del der liechtensteinischen Volkswirtschaft
von der Industrie- zur Dienstleistungsöko-
nomie. Dennoch sind in Liechtenstein
auch bekannte Industriebetriebe ansäs-
sig.2 Mit einer Fläche von 160 km2 ist das
Fürstentum der viertkleinste Staat Eu-
ropas, nach dem Vatikan, Monaco und
San Marino. Ende 2006 zählt Liechten-
stein 35 536 Einwohner.3 Gleichzeitig fin-
den im Fürstentum 31 074 Menschen ei-
ne Beschäftigung. Seit dem Jahr 1924 bil-
det Liechtenstein mit der Schweiz einen
Zoll- und Währungsraum. Der Schweizer
Franken stellt damit die Landeswährung
dar, und die Schweizerische Nationalbank
ist für die Geld- und Währungspolitik zu-
ständig. Seit 1991 ist Liechtenstein Mit-
glied der Europäischen Freihandelsasso-
ziation (EFTA) und – anders als die
Schweiz – seit 1995 auch Mitglied im Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR).4

Beschäftigungsstruktur und -entwicklung
der Kleinstvolkswirtschaft Liechtenstein

sind Gegenstand des nächsten Ab-
schnitts. Im Anschluss wird die liechten-
steinische Produktivitätsentwicklung, wie
sie sich im Zeitraum 2000 bis 2005 voll-
zogen hat, einer genaueren Analyse un-
terzogen. Dabei zeigt sich, dass der Zu-
wachs der Beschäftigung die eigentliche
Quelle des Wachstums der Liechtenstei-
ner Volkswirtschaft darstellt. Die beacht-
liche Beschäftigungsdynamik geht mit ei-
nem Rückgang der Arbeitsproduktivität
einher. Mögliche Ursachen für den Rück-
gang der Arbeitsproduktivität werden im
Beitrag diskutiert. Es folgen abschließen-
de Bemerkungen.

Beschäftigungsstruktur und 
-entwicklung in Liechtenstein

Liechtenstein hat in den vergangenen
25 Jahren ein kleines Beschäftigungs-
wunder erlebt. Die Zahl der teil- und voll-
zeitbeschäftigten Personen ist von 14 840
1980 auf 31 074 Ende 2006 angestie-
gen.5 Dies entspricht einer durchschnitt-
lichen jährlichen Zuwachsrate von 2,9%.
Die starke Dynamik der Beschäftigung
war nur durch eine entsprechende Ent-

Liechtenstein

Kersten Kellermann* und Carsten-Henning Schlag**

Struktur und Dynamik der Kleinstvolkswirtschaft

Der vorliegende Beitrag analysiert die Struktur und Dynamik der Liechtensteiner Volkswirtschaft

anhand verschiedener Indikatoren. Dabei zeigt sich, dass der Produktionssektor nach wie vor ei-

nen bedeutenden Beitrag zu Beschäftigung und Wertschöpfung im Fürstentum leistet. In der in-

ternationalen Öffentlichkeit wird das Fürstentum Liechtenstein hingegen zumeist als Finanzplatz

wahrgenommen. Im internationalen Vergleich weist das Land eine hohe Wirtschaftskraft je Ein-

wohner auf. Der Zuwachs der Beschäftigung und insbesondere die Entwicklung der Zahl der Zu-

pendler stellt im Zeitraum 2000 bis 2006 die eigentliche Quelle des Wachstums der Liechtenstei-

ner Volkswirtschaft dar. Die beachtliche Beschäftigungsdynamik geht mit einem Rückgang der Ar-

beitsproduktivität einher.

* PD Dr. Kersten Kellermann, Universität Fribourg
(Schweiz) und Konjunkturforschungsstelle Liech-
tenstein (KOFL).

** Prof. Dr. Carsten-Henning Schlag, Konjunkturfor-
schungsstelle Liechtenstein (KOFL).

1 Vgl. Presse- und Informationsamt des Fürstentums
Liechtenstein (2008) und Bundesregierung (2008).

2 Beispielsweise die Hilti AG (Montagetechnik), Ho-
val (Heiz- und Wärmetechnik) und Hilcona (Lebens-
mittelhersteller).

3 In der Kleinstaatenforschung wird die Größe einer
Volkswirtschaft an der Einwohnerzahl, dem ag-
gregierten Bruttoinlandsprodukt oder der flächen-
mäßigen Ausdehnung eines Landes gemessen (vgl.
Armstrong und Read 2002).

4 Liechtenstein ist heute eine konstitutionelle Erbmo-
narchie auf demokratischer und parlamentarischer
Grundlage. Fürst und Volk teilen sich in einem als
Dualismus bezeichneten System die Macht. Zwar
enthält die Liechtensteiner Verfassung direktdemo-
kratische Elemente. Die Kompetenzen des Fürs-
ten reichen jedoch seit der Verfassungsabstimmung
im Jahr 2003 weiter, als die aller anderen europäi-
schen Monarchen (vgl. Merki 2007). Der Fürst zeigt
sich darüber hinaus als wichtiger wirtschaftlicher
Akteur, so gehört dem Fürstenhaus mit der LGT-
Bank (LGT: Liechtenstein Global Trust) eines der
bedeutendsten Bankhäuser am Liechtensteiner Fi-
nanzplatz.

5 Die Zahl der Beschäftigten umfasst die Anzahl der
beschäftigten Einwohner zuzüglich der Zupendler. 
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wicklung der Zupendlerzahl möglich. Im Zeitraum 1980 bis
2006 ist die Zahl der Arbeitnehmer, die täglich nach Liech-
tenstein hereinpendeln, von 3 279 auf 15 138 angestie-
gen. Die durchschnittliche jährliche Zunahme der Anzahl
der Zupendler beträgt damit 6,1%. Ihr Anteil an den Be-
schäftigten insgesamt lag 1980 bei gut 22% und stieg bis
Ende 2006 auf gut 49% an.6

Wie zeigt sich die Beschäftigungsentwicklung auf Ebene der
Sektoren und Branchen? Wie in anderen europäischen
Volkswirtschaften vollzieht sich in Liechtenstein ein Wandel
von der Industrieökonomie hin zur Dienstleistungsökonomie
und damit ein Tertiarisierungsprozess.7 In langfristiger Pers-
pektive ist die Entwicklung der Beschäftigung in der Produk-
tion (Sektor 2) und in der Dienstleistung (Sektor 3) augen-
fällig. 1982 waren 55,1% aller Arbeitskräfte in der Produk-
tion beschäftigt, bis 2006 nahm dieser Anteil auf 43,7% ab
(vgl. Abb. 1). Im Dienstleistungssektor zeigt sich eine gegen-
läufige Entwicklung.8 Der Anteil der Beschäftigten an der Ge-
samtbeschäftigung stieg von 42,4% 1982 auf 55,1% im Jahr
2006 an.

Obwohl der relative Beschäftigungsanteil des Produktions-
sektors im betrachteten Zeitraum abgenommen hat, wur-
de auch in diesem Sektor in erheblichem Maße Beschäfti-
gung aufgebaut. Der in vielen Industrieländern, vor allem im
angelsächsischen Raum, beobachtete Deindustrialisierungs-
prozess9 zeigt sich in Liechtenstein nicht. In der Produktion
stieg die Beschäftigung im Zeitraum 1982 bis 2006 um

knapp 61%, in der Dienstleistung (Sektor 3)
um gut 163%. 

Um Aussagen zur Beschäftigungsstruktur
auf Ebene der Wirtschaftsbereiche und
Branchen machen zu können, wird im Wei-
teren das Konzept der Vollzeitäquivalente
verwendet. Ende 2006 sind insgesamt
14 621 und damit 52,2% der gesamten voll-
zeitäquivalenten Beschäftigung im Dienst-
leistungsbereich tätig (vgl. Tab. 1). Im sel-
ben Jahr umfasst der Wirtschaftsbereich Fi-
nanzdienstleistungen (WB 3) 4 266 und da-
mit 15,2% der vollzeitäquivalent Beschäf-
tigten.10 Der Wirtschaftsbereich Finanz-
dienstleistungen setzt sich aus den Bran-
chen Kreditgewerbe und Versicherungsge-
werbe sowie Rechtsberatung und Treuhand
zusammen. Im Kredit- und Versicherungs-

gewerbe sind Ende 2006 7,7%, in der Branche Rechts-
beratung und Treuhandwesen 7,5% der Vollzeitäquivalen-
te tätig. Das Baugewerbe sowie die Branche Herstellung
elektronischer Geräte, Feinmechanik und Optik stellen mit
einem Beschäftigungsanteil von 8,6 bzw. 8,5% 2006 die
insgesamt beschäftigungsintensivsten Branchen der Liech-
tensteiner Volkswirtschaft dar. Sie sind beide dem Produk-
tionssektor zuzurechnen (vgl. Tab. 1).

Produktivitätsentwicklung in Liechtenstein

Das nominale Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner 
betrug im Fürstentum Liechtenstein im Jahr 2005
129 140 Schweizer Franken (CHF). Dies entspricht einem
Wert von 62 721 € (kaufkraftbereinigter Wachselkurs) bzw.
83 419 € (laufender Wechselkurs). Das Fürstentum weist
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Abb. 1

8 In Liechtenstein verändern sich der Dienstleistungssektor und insbeson-
dere die Finanzdienstleistungen seit den 1960er Jahren unter spezifischen
Einflüssen. Das liechtensteinische Gesellschaftswesen expandierte nach
dem 2. Weltkrieg enorm. Merki (2007) weist Daten aus, wonach die Zahl
der Holding- und Sitzunternehmen in Liechtenstein seit 1979 von 49 475
auf ca. 80 000 in 2002 angestiegen ist. Ein Faktor, der diese Entwicklung
begünstigte, war die Erhöhung des Steuerdrucks in den Nachbarlän-
dern. Was das Bankenwesen anbelangt, so änderten sich dessen Rah-
menbedingungen Ende der 1980er Jahre in Liechtenstein grundlegend.
Zwischen 1960 und 1991 schützte die Liechtensteiner Regierung die
drei agierenden Banken LLB (Liechtensteinische Landesbank, befindet
sich mehrheitlich im Staatsbesitz), BiL (Bank in Liechtenstein, heute LGT:
Liechtenstein Global Trust, befindet sich im Besitz des Liechtensteiner
Fürstenhauses) und VPB (Verwaltungs- und Privat-Bank) vor Konkur-
renz. Danach setzte eine Öffnung des liechtensteinischen Finanzplatzes
ein, die zur Gründung zahlreicher neuer Banken führte. Ende 2006 wa-
ren in Liechtenstein 15 Banken ansässig.

9 Unter Deindustrialisierung wird der sich im Tertiarisierungsprozess voll-
ziehende Verlust von Arbeitsplätzen in der Industrie verstanden.

10 Im Jahr 2005 entstanden 38,6% der gesamten Bruttowertschöpfung in
Liechtenstein im Wirtschaftsbereich Industrie und warenproduzierendes
Gewerbe, 25,2% in den Allgemeinen Dienstleistungen und 28,6% im Wirt-
schaftsbereich Finanzdienstleistungen (vgl. hierzu Kellermann und Schlag
2008).

6 Die Zupendler aus der Schweiz (7 338), Österreich (7 266) und Deutsch-
land (493) machten im Jahr 2006 über 99% der gesamten Zupendler nach
Liechtenstein aus.

7 Fourastié (1954) führt den Begriff der Tertiarisierung ein. Er beschreibt
den strukturellen Wandel von Volkswirtschaften auf der Grundlage der Drei-
Sektoren-Hypothese. Zwar wird diese Hypothese heute relativiert und er-
heblich differenzierter diskutiert. Die Grundaussage, wonach moderne Öko-
nomien durch eine zunehmende Bedeutung des Dienstleistungssektors
gekennzeichnet sind, ist jedoch weitgehend unumstritten.
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damit eine im internationalen Vergleich sehr hohe Wirtschafts-
kraft auf.11 Abbildung 2 zeigt das BIP je Einwohner für eini-
ge EU-Staaten, die USA, Japan und die EFTA-Staaten Liech-
tenstein, Norwegen und die Schweiz im Jahr 2005. Das kauf-
kraftbereinigte Pro-Kopf-Einkommen ist in Liechtenstein
mehr als doppelt so hoch wie in der Schweiz (30 000 €) bzw.
um das knapp 2,5-Fache höher als in Deutschland
(25 800 €). Auch ökonomisch so erfolgreiche Länder wie Lu-
xemburg und Norwegen bleiben mit einem kaufkraftberei-
nigten BIP je Einwohner von 59 200 € bzw. 40 300 € weit
hinter dem Fürstentum zurück.

Die Entwicklung des aggregierten realen BIP in Liechten-
stein im Zeitraum 1998 bis 2005 ist in Tabelle 2 ausge-

wiesen. Ausgehend von einem Niveau von 3 860,7 Mill.
CHF 1998 – ausgedrückt in Preisen von 2005 – ist das
reale BIP auf 4 580,6 Mill. CHF im Jahr 2005 angestie-
gen. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen
Wachstumsrate von 2,5%. Die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung der Kleinstvolkswirtschaft Liechtenstein – ge-
messen an der Expansion des realen BIP – zeigt dabei
einen sehr volatilen Verlauf. Die Wachstumsrate des rea-
len BIP streut zwischen 10,4% 1999 und – 1,0% 2003.
Einkommensinstabilität wird in der Kleinstaatenforschung
häufig als Folge eines hohen Offenheitsgrades und der da-
mit verbundenen starken Spezialisierung auf wenige Ex-
portmärkte interpretiert (vgl. Armstrong und Read 2002).
Beide Faktoren Offenheit und Exportkonzentration liegen

in Liechtenstein vor. Allein die Liechtenstei-
ner Direktexporte betrugen im Jahr 2007
über 73% am BIP.12 Gleichzeitig sind die
Direktexporte auf wenige Warenarten kon-
zentriert. Im Jahr 2004 ließen sich knapp
70% der Warenexporte den vier Warenar-
ten (i) Maschinen, Apparate, Elektronik
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Tab. 1

Vollzeitäquivalente Beschäftigung in Liechtenstein nach Sektoren und Branchen, per 31. Dezember

NOGA-
Code Sektoren/Branchen 

Vollzeit-
äquivalente 

Beschäftigungs-
anteile in % 

Ver. 06-00
Ø je Jahr

2000 2006 2000 2006 in % 

01-05 Erwerbszweig Sektor 1 (Landwirtschaft) 321 367 1,3 1,3 2,0 

10-45 Erwerbszweig Sektor 2 (Produktion) 11 710 13 037 47,4 46,5 1,6 

30-33 Herstellung elektrischer/elektronischer Geräte;
Feinmechanik, Optik

2 048 2 380 8,3 8,5 2,3 

45 Baugewerbe 2 036 2 401 8,2 8,6 2,6 

50-99 Erwerbszweig Sektor 3 (Dienstleistungen) 12 658 14 621 51,3 52,2 2,2 

Allgemeine Dienstleistungen (Wirtschaftsbereich WB 2) 9 127 10 194 37,0 36,4 1,7 

Finanzdienstleistungen (Wirtschaftsbereich WB 3) 3 361 4 266 13,6 15,2 3,8 

65-67 Kredit- und Versicherungsgewerbe 1 903 2 163 7,7 7,7 2,0 

74.11/74.12 Rechtsberatung, Treuhandwesen 1 458 2 103 5,9 7,5 6,3 

 Total 24 688 28 026 100,0 100,0 1,9 

Vollzeitäquivalente: Teilzeitstellen auf Vollzeitstellen umgerechnet. – Ver. 06-00 Ø je Jahr: Jahresdurchschnittliche Verän-
derung der Vollzeitäquivalente im Zeitraum 2006–2000.

Quelle: AVW: Beschäftigungs- und Arbeitsplätzestatistik; Berechnungen der Autoren.
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Abb. 2

11 Easterly und Kraay (2000) zeigen, dass Kleinstaaten
tendenziell höhere Pro-Kopf-Einkommen aufweisen
als andere Länder (vgl. Easterly und Kraay 2000). Den-
noch wird in der Kleinstaatenforschung der Einfluss
der Größe einer Volkswirtschaft auf deren ökonomi-
schen Erfolg kontrovers diskutiert (vgl. Armstrong und
Read 2002).

12 Mit den Direktexporten werden nur die Warenexpor-
te ins Ausland erfasst ohne die Ausfuhren in die
Schweiz. Da die Dienstleistungsexporte Liechtensteins
statistisch nicht erfasst werden, dürfte die tatsächli-
che Exportquote (Waren und Dienstleistungen) Liech-
tensteins noch deutlich höher liegen (vgl. Schlag 2008).
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(28%), (ii) Metalle (20%), (iii) Präzisionsinstrumente, Uhren
und Bijouterie (11,2%) sowie (iv) Fahrzeuge (10,2%) zu-
rechnen.

Quellen des Wachstums

Langfristig kann eine Volkswirtschaft prinzipiell durch ver-
mehrten Arbeitseinsatz oder über eine Erhöhung der Ar-
beitsproduktivität wachsen. Welche Bedeutung den bei-
den Wachstumsquellen in Bezug auf die Wachstumsrate
des BIP im Fürstentum Liechtenstein in den Jahren 1999
bis 2005 zukommt, zeigt Tabelle 2. Die Wachstumsrate
des realen BIP wird als Summe des Zuwachses der rea-
len Arbeitsproduktivität und der Erwerbstätigen approxi-
miert. Im Zeitraum 2000 bis 2005 betrug die durchschnitt-
liche jährliche Wachstumsrate des realen BIP 1,2%. Im
gleichen Zeitraum ist die Beschäftigung jährlich um durch-
schnittlich 2,9% angestiegen. Diese beachtliche Beschäf-
tigungsentwicklung ging auf Kosten der realen Arbeitspro-
duktivität, die jährlich um durchschnittlich 1,6% zurück-
gegangen ist. Der Zuwachs der Beschäftigung stellt also
die eigentliche Quelle des Wachstums der Liechtenstei-
ner Volkswirtschaft dar.

Die Arbeitsproduktivität ist in den Jahren 2000 bis 2003
viermal in Folge rückläufig. Da sich die Anzahl der Erwerbs-
tätigen mit Ausnahme des Jahres 2002 stets erhöht, schlägt
sich die negative Entwicklung der Arbeitsproduktivität nur
abgeschwächt auf das BIP-Wachstum nieder. Dass die Zu-
wachsrate der Erwerbstätigen in vier von sieben Jahren
höher ausfällt als die Wachstumsrate des realen BIP, ist im
internationalen Vergleich eher ungewöhnlich. Im Vergleich
lag die Wachstumsrate des realen BIP zwischen 2000 und
2005 in der Schweiz bei 1,6% und damit etwas höher als

in Liechtenstein.13 Der Zuwachs der Beschäftigung beträgt
in der Schweiz im Jahresdurchschnitt jedoch nur 0,5%,
wohingegen die Arbeitsproduktivität jährlich um 1,1% zu-
nimmt (vgl. Tab. 2). Es gilt als stilisiertes Faktum der Wirt-
schaftswissenschaft, dass langfristig eine positive Dyna-
mik der Arbeitsproduktivitäten mit einer Zunahme der Be-
schäftigung verbunden ist. Mittel- und kurzfristig kann,
wie sich auch am Beispiel Liechtenstein zeigt, hingegen ein
Trade-off zwischen beiden Größen bestehen (vgl. Dew-Be-
cker und Gordon 2008).

Mögliche Gründe für die schwache Produktivitäts-
entwicklung in Liechtenstein in der letzten Dekade

Wie ist die in der vergangenen Dekade beobachtete
schwache Entwicklung der Arbeitsproduktivität in Liech-
tenstein zu interpretieren? Grundsätzlich lässt sich der Zu-
wachs der Arbeitsproduktivität entweder auf (i) einen er-
höhten Kapitaleinsatz je Arbeitskraft, (ii) eine verbesserte
Qualität der Arbeitskräfte oder (iii) durch technischen Fort-
schritt, d.h. die Verbesserung der totalen Faktorprodukti-
vität, zurückführen. Alle drei Komponenten werden ins-
besondere durch die volkswirtschaftliche Investitionstätig-
keit in Bezug auf physisches Kapital, Humankapital oder
Forschung und Entwicklung bestimmt.14 Der Rückgang
der Arbeitsproduktivität zeigt an, dass die Investitionstä-
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Tab. 2

Quellen des Wachstums in Liechtenstein und der Schweiz

Niveau in Mill. CHF, Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

Liechtenstein Schweiz

Reales BIP Beschäftigte Arbeits-
produktivität

Reales BIP Beschäftigte Arbeits-
produktivität

Zeitraum

Niveau in %

1998 3 860,7 

1999 4 263,2 10,4 4,1 6,1 1,3 0,7 0,6 

2000 4 400,3 3,2 7,1 – 3,6 3,6 1,5 2,1 

2001 4 367,9 – 0,7 7,0 – 7,2 1,2 1,8 – 0,6 

2002 4 324,8 – 1,0 – 0,6 – 0,4 0,4 – 0,2 0,6 

2003 4 240,8 – 1,9 0,6 – 2,5 – 0,2 – 1,2 1,0 

2004 4 370,1 3,0 1,2 1,8 2,5 0,3 2,2 

2005 4 580,6 4,8 2,1 2,6 2,4 0,8 1,6 

Ø 98–05 2,5 

Ø 00–05  1,2 2,9 – 1,6 1,6 0,5 1,1 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %, Liechtenstein: Nominales BIP in Mill. CHF deflationiert mit dem LIK Dez 2005
= 100; Schweiz: Reales BIP zu Preisen des Vorjahres. – Beschäftigte in Vollzeitäquivalente, Reale Arbeitsproduktivität auf
der Basis von Vollzeitäquivalenten. – Ø 98–05: Durchschnittliche Zuwachsrate über den Zeitraum 1998 bis 2005, Ø 00–05:
Durchschnittliche Zuwachsrate über den Zeitraum 2000 bis 2005.

Quelle: AVW: VGR FL; Bundesamt für Statistik (BFS); Berechnungen der Autoren.

13 Der jüngste »Wachstumsbericht Schweiz«, herausgegeben vom Staats-
sekretariat für Wirtschaft (Seco) in Bern, stellt die Entwicklung der Ar-
beitsproduktivität in der Schweiz im Zeitraum 1990 bis 2006 ausführlich
dar (vgl. Seco 2008). 

14 Die Wachstumsbuchhaltung erlaubt die Aufschlüsselung des beobacht-
baren Produktivitätswachstums in verschiedene Bestandteile (vgl. Barro
1999).
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tigkeit in Liechtenstein nicht mit der Entwicklung der Be-
schäftigung Schritt hält.15,16

Eine vierte potentielle Erklärung für den Rückgang der ag-
gregierten Arbeitsproduktivität könnte in einer veränder-
ten Beschäftigungsstruktur – man spricht vom Employ-
ment-Mix – zu suchen sein (vgl. Dollar und Wolff 1993). Die
gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität stellt ein gewich-
tetes Mittel der Arbeitsproduktivitäten in den verschiede-
nen Wirtschaftsbereichen dar. Tabelle 3 zeigt, dass in Liech-
tenstein erhebliche Produktivitätsunterschiede in den ein-
zelnen Wirtschaftsbereichen bestehen.17 Im Zeitraum 2000
bis 2005 betrug die durchschnittliche jährliche reale Ar-
beitsproduktivität in der Industrie und warenproduzieren-
des Gewerbe (WB 1) 145 304 CHF. In den Wirtschaftsbe-
reichen Allgemeine Dienstleistungen (WB 2) und Finanz-
dienstleistungen (WB 3) ergaben sich im selben Zeitraum
Werte von 118 805 CHF bzw. 344 839 CHF. Die Arbeits-
produktivität war im Wirtschaftsbereich Finanzdienstleis-

tungen damit dreimal höher als im Bereich Allgemeine
Dienstleistungen. 

Theoretisch wäre es also denkbar, dass die schwache Dy-
namik der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität auf
eine Verschiebung der Beschäftigungsstruktur zu Gunsten
der Allgemeinen Dienstleistungen (WB 2) zurückzuführen
wäre. Tatsächlich zeigt Tabelle 1 jedoch, dass sich in Liech-
tenstein die Beschäftigungsstruktur seit dem Jahr 2000
leicht zu Gunsten der Finanzdienstleistungen (WB 3) ver-
schoben hat. Im Jahr 2000 betrug der Beschäftigungsan-
teil im WB 3 13,6% an der Gesamtbeschäftigung, im Jahr
2006 lag dieser bei 15,2%. In den anderen Bereichen WB 1
und WB 2 nahmen die Beschäftigungsanteile im gleichen
Zeitraum um 0.9 bzw. 0.6 Prozentpunkte ab. Darüber hin-
aus zeigt Tabelle 3, dass die Veränderungsraten der rea-
len Arbeitsproduktivitäten in allen drei betrachteten Wirt-
schaftsbereichen im Zeitraum 2000 bis 2005 negativ aus-
fielen. Die schwache Dynamik der Produktivität in Liech-
tenstein erklärt sich also nicht durch einen veränderten Em-
ployment-Mix.

Abschließende Bemerkungen

Die Liechtensteiner Volkswirtschaft hat sich in den vergan-
genen 25 Jahren stark gewandelt. Insbesondere hat der
Wirtschaftsbereich Finanzdienstleitungen erheblich an Be-
deutung gewonnen. Heute arbeiten gut 15% aller vollzeitä-
quivalent Beschäftigten in der Finanzdienstleistung. Im Ver-
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Tab. 3

Reale Arbeitsproduktivitäten in Liechtenstein
Gesamtwirtschaft und Wirtschaftsbereiche 

Reale Arbeitsproduktivitäten 
Zeitraum

Volksw.a) BWS ges.b) WB 1 WB 2+3 WB 2 WB 3

1998 174 821 180 083 158 806 187 209 117 774 373 089 

1999 185 454 186 914 155 270 203 745 127 203 407 399 

2000 178 763 184 418 157 885 195 695 115 750 412 155 

2001 165 864 174 301 144 228 189 300 117 987 391 678 

2002 165 138 169 031 142 344 177 547 120 912 334 938 

2003 161 013 162 010 141 755 163 624 120 319 276 306 

2004 163 887 167 405 141 970 172 397 118 350 311 396 

2005 168 230 173 884 143 640 183 266 119 510 342 561 

Ø 05–00 167 149 171 841 145 304 180 305 118 805 344 839 

Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

Ø 05–00 – 1,6 – 1,2 – 1,3 – 1,7 – 1,0 – 2,8 
a) Gesamte Volkswirtschaft: Reales BIP in Relation zu den Erwerbstätigen (VZÄ) insgesamt. – b) Reale Bruttowertschöpfung
(BWS) insgesamt in Relation zu den Erwerbstätigen (VZÄ) insgesamt. – WB 1: Reale BWS in Relation zu den der
Erwerbstätigen (VZÄ) in WB 1. – WB 2: Reale BWS in Relation zu den der Erwerbstätigen (VZÄ) in WB 2. –  WB 3: Reale
BWS in Relation zu den der Erwerbstätigen (VZÄ) in WB 3. – Ø 05–00: Durchschnittswert über den Zeitraum 2005–2000.

Quelle: AVW; VGR FL; Berechnungen der Autoren.

15 In der makroökonomischen Konvergenztheorie wird die Hypothese auf-
gestellt, dass Volkswirtschaften, die eine hohe Arbeitsproduktivität auf-
weisen, tendenziell geringere Wachstumsraten der Arbeitsproduktivitäten
realisieren als Volkswirtschaften mit geringerem Produktivitätsniveau (vgl.
Barro und Sala-i-Martin 1995). Das hohe Niveau der Liechtensteiner Ar-
beitsproduktivität könnte im Sinne der Konvergenztheorie möglicherwei-
se Einfluss auf die geringen Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität
haben.

16 Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung Liechtenstein ermittelt das BIP
nur über die Entstehungs- und Verteilungsrechnung. Es liegen keine Da-
ten über die Investitionstätigkeit in Liechtenstein vor (vgl. Oehry 2000).

17 Auf Ebene der einzelnen Wirtschaftsbereiche wird die Arbeitsproduktivi-
tät gemessen als reale Bruttowertschöpfung in Relation zu den vollzeit-
äquivalenten Beschäftigten.



Forschungsergebnisse

gleich zu anderen europäischen Ländern ging der Tertiari-
sierungsprozess im Fürstentum jedoch auch mit einem Auf-
bau der Industriebeschäftigung einher. Insgesamt stellte
die Beschäftigungsentwicklung in der letzten Dekade die ei-
gentliche Quelle des wirtschaftlichen Wachstums in Liech-
tenstein dar. Die aggregierte Arbeitsproduktivität ging hin-
gegen in mehreren Jahren zurück. Es spricht vieles dafür,
dass sich die Beschäftigungsentwicklung im Fürstentum in
der Zukunft nicht so fortsetzen wird, wie dies in der Ver-
gangenheit der Fall war. Die wirtschaftliche Dynamik Liech-
tensteins muss daher langfristig durch eine Steigerung der
Arbeitsproduktivität gesichert werden. Ein Hebel hierfür könn-
te eine gezielte Verbesserung der Humankapitalausstattung
bzw. eine beschleunigte technologische Entwicklung sein
(vgl. Kellermann und Schlag 2006).
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